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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Verfahren  des  elektronischen  Entgeltnachweises
 (ELENA-Verfahrensgesetz)

 A.  Problem und Ziel

 Zur  Beantragung  von  Sozialleistungen,  wie  z.  B.  dem  Arbeitslosengeld,  müs-
 sen  beschäftigte  Personen  vorab  Entgeltbescheinigungen  ihres  Arbeitgebers
 vorlegen,  bisher  in  Papierform.  Mit  der  Einführung  der  verbindlichen  elektro-
 nischen  Übermittlung  von  Meldungen  an  die  Sozialversicherungsträger  für  alle
 Arbeitgeber  und  mit  Blick  auf  die  elektronische  Sachbearbeitung  in  den  leis-
 tungsgewährenden  Stellen  erscheint  eine  dem  Beschäftigten  ausgehändigte
 Bescheinigung  in  Papierform  als  kostenträchtiger  Medienbruch.  Ziel  ist  es,  die
 Arbeitgeber  und  die  Leistungsbehörden  von  den  Kosten  des  Medienbruchs  zu
 entlasten und die Qualität der übermittelten Daten zu verbessern.

 Für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  ergeben  sich  Entlastungseffekte  durch  die
 erheblich beschleunigte Bearbeitung der Leistungsanträge.

 B.  Lösung

 Mit  der  Einführung  des  elektronischen  Entgeltnachweises  soll  in  einem  ersten
 Schritt  die  Bundesagentur  für  Arbeit  künftig  den  elektronischen  Entgeltnach-
 weis  (ELENA)  für  ihre  Leistungsberechnung  nutzen.  Darüber  hinaus  sollen  zu-
 gleich  die  Bereiche  Wohngeld  und  Elterngeld  mit  dem  Abruf  der  Bescheini-
 gungsdaten  beginnen.  Auf  der  Grundlage  der  gewonnenen  Erfahrungen  soll
 dann  das  Verfahren  auf  andere  Sozialleistungen  ausgedehnt  werden.  Ebenfalls
 bestünde  in  Zukunft  die  Möglichkeit  neben  den  Entgeltnachweisen  auch  den
 elektronischen  Abruf  von  Lohnersatzleistungen  in  das  Verfahren  einzubeziehen.
 Mit  dem  ELENA-Verfahren  wird  die  Verpflichtung  der  Arbeitgeber  zur  schrift-
 lichen  Ausstellung  von  Bescheinigungen  für  die  genannten  Bereiche  durch  die
 Verpflichtung  zur  monatlichen  elektronischen  Meldung  von  Entgeltnachweisen
 aus  systemgeprüften  Programmen  an  eine  zentrale  Datenbank  ersetzt.  Aus  die-
 ser  Zentralen  Speicherstelle  ruft  die  bewilligende  Behörde  bei  Bedarf  die
 notwendigen  Daten  ab  und  berechnet  auf  ihrer  Grundlage  die  Leistung.  Dies
 setzt  voraus,  dass  sich  der  Beschäftigte  mit  seiner  qualifizierten  elektronischen
 Signatur  als  Teilnehmer  zum  ELENA-Verfahren  anmeldet.  Die  Daten  können
 nur  nach  Anmeldung  und  unter  seiner  Mitwirkung,  unter  Einsatz  der  qualifizier-
 ten  Signatur  von  der  Leistungsbehörde  abgerufen  werden.  Die  Regelung  wird  in
 das  Sozialgesetzbuch  aufgenommen,  in  dem  auch  schon  das  Leistungsrecht  wie
 auch  die  Meldepflichten  des  Arbeitgebers  geregelt  sind.  Damit  wird  auch  sicher-
 gestellt,  dass  die  Vorschriften  für  den  Sozialdatenschutz  für  dieses  Verfahren
 gelten.
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C.  Alternativen

 Zur  Umstellung  auf  das  vorgeschlagene  elektronische  Verfahren  gibt  es  keine
 Alternative.  Die  Effizienzvorteile  sind  nur  gewährleistet,  wenn  für  eine  Beschei-
 nigung  eine  einheitliche  Regelung,  das  elektronische  Verfahren,  gilt.  Insbeson-
 dere  Ausnahmeregelungen  für  bestimmte  Gruppen,  z.  B.  Personen  mit  hohem
 Einkommen, führen nicht zum angestrebten Ziel.

 D.  Finanzielle Auswirkungen

 Es entstehen Kosten beim Bund sowie bei den Ländern und den Gemeinden.

 Der  Bund  übernimmt  in  Form  eines  zinslosen  Darlehens  für  den  Zeitraum  2009
 bis  einschließlich  2013  die  Kosten  für  Einrichtung  und  Betrieb  der  Datenbank
 und  der  zugehörigen  Verfahrensstellen.  Die  Kosten  belaufen  sich  auf  jährlich
 11  Mio.  Euro;  die  Gesamtkosten  betragen  55  Mio.  Euro.  Die  Rückzahlung  des
 Darlehens  wird  über  einen  Zeitraum  von  zehn  Jahren,  beginnend  ab  2019,  über
 einen Aufschlag auf die Entgelte für den Datenabruf erfolgen.

 Nach  Schätzungen  der  Bundesagentur  für  Arbeit  führt  die  Einführung  des
 ELENA-Verfahrens  zu  einer  einmaligen  Kostenbelastung  in  Höhe  von  rund
 31  Mio.  Euro,  die  aber  durch  Einspareffekte  aufgewogen  werden.  Durch  die
 vorgesehene  Kostenübernahmeregelung  für  das  qualifizierte  Zertifikat  können
 bei  der  Bundesagentur  für  Arbeit  Mehrbelastungen  in  Höhe  von  bis  zu  25  Mio.
 Euro  im  Jahr  2012  entstehen;  die  Mehrbelastung  in  den  Folgejahren  wird  deut-
 lich  darunter liegen.

 Der  Gesetzentwurf  sieht  vor,  dass  ab  dem  Jahr  2014  die  Kosten  für  den  Betrieb
 der  Zentralen  Speicherstelle  und  der  Registratur  Fachverfahren  in  Form  eines
 Abrufentgeltes auf die abrufenden Behörden umgelegt werden.

 Für  die  gesetzliche  Rentenversicherung  und  die  gesetzliche  Krankenversiche-
 rung  entstehen  durch  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Zentralen  Speicher-
 stelle und der Registratur Fachverfahren keine Mehrbelastungen.

 E.  Sonstige Kosten

 Vollzugskosten  sowie  Haushaltsausgaben  entstehen  bei  Bund,  Ländern  und
 kommunalen  Gebietskörperschaften  sowie  den  Sozialversicherungsträgern,  da
 diese  künftig  als  Arbeitgeber  Daten  in  elektronischer  Form  an  die  Zentrale  Spei-
 cherstelle  übermitteln  müssen.  Diese  Kosten  und  die  ihnen  gegenüberstehenden
 Einspareffekte lassen sich derzeit nicht genau beziffern.

 Zudem  fungieren  die  Agenturen  für  Arbeit  als  Anmeldestellen,  wobei  zu  einem
 zusätzlichen Personal- und Sachbedarf keine Aussage getroffen werden kann.

 Die  Unternehmen  werden  durch  die  erforderliche  Umstellung  der  Software
 finanziell  belastet.  Diese  Belastung  entsteht  bei  der  Integration  des  Verfahrens
 in  das  vorhandene  Meldeverfahren  für  die  Sozialversicherung.  Diese  Kosten
 werden  durch  die  Einspareffekte  aber  mehr  als  aufgewogen.  Nach  den  vorlie-
 genden  Untersuchungen  liegt  die  Entlastung  für  die  bisher  benannten  Leistungs-
 bereiche bei rund 85,6 Mio. Euro im Jahr.

 Auswirkungen  auf  das  allgemeine  Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Verbrau-
 cherpreisniveau,  sind  nicht  zu  erwarten,  während  Auswirkungen  auf  die  Einzel-
 preise nicht ausgeschlossen werden können.

 F.  Bürokratiekosten

 Dieses  Gesetz  bewirkt  trotz  neuer  Informationspflichten  insgesamt  einen  wich-
 tigen Beitrag zum Abbau von Bürokratiekosten.
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a)  Bürokratiekosten der Wirtschaft

 Nach  §  95  Abs.  1  des  Vierten  Buches  Sozialgesetzbuch  werden  sechs  bestehen-
 de  Informationspflichten  der  Unternehmen  als  Arbeitgeber  auf  die  elektronische
 Meldung  umgestellt  und  insoweit  geändert.  Es  werden  vier  Informationspflich-
 ten  neu  eingeführt.  Insgesamt  ist  eine  Entlastung  der  Unternehmen  in  Höhe  von
 rund 85,6 Mio. Euro zu erwarten.

 b)  Bürokratiekosten der Bürger

 Für  den  Bürger  werden  drei  Informationspflichten  eingeführt.  Es  fallen  die  Kos-
 ten  des  Zertifikates  der  elektronischen  Signatur  an,  die  zukünftig  bei  rund  3  Euro
 pro  Jahr  liegen  dürften.  Die  abrufenden  Behörden  erstatten  ihren  Leistungs-
 empfängern  auf  Antrag  diese  Kosten,  die  mit  der  erstmaligen  Vergabe  des  Zer-
 tifikats entstehen.

 c)  Bürokratiekosten der Verwaltung

 Für  die  Verwaltung  (abrufende  Behörden)  werden  zehn  neue  Informations-
 pflichten eingeführt.
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Anlage 1
 Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Verfahren  des  elektronischen  Entgeltnachweises
 (ELENA-Verfahrensgesetz)

 Vom …
 Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das
 folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel  1

 Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

 Das  Vierte  Buch  Sozialgesetzbuch  –  Gemeinsame  Vor-
 schriften  für  die  Sozialversicherung  –  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  23.  Januar  2006  (BGBl.  I  S.  86,  466),
 zuletzt  geändert  durch  …  (BGBl.  I  S.  …),  wird  wie  folgt  ge-
 ändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die  Angaben  zum  Sechsten  Abschnitt  werden  wie
 folgt gefasst:

 „Sechster Abschnitt
 Verfahren des elektronischen Entgeltnachweises

 Erster Titel
 Allgemeine Vorschriften

 §  95  Anwendungsbereich

 §  96  Errichtung  der  Zentralen  Speicherstelle  und
 der Registratur Fachverfahren

 Zweiter Titel
 Pflichten der Arbeitgeber und Beschäftigten

 §  97  Pflichten der Arbeitgeber

 §  98  Mitwirkung des Beschäftigten

 Dritter Titel
 Aufgaben der Zentralen Speicherstelle

 und der Registratur Fachverfahren

 §  99  Aufgaben  und  Befugnisse  der  Zentralen  Spei-
 cherstelle

 §  100  Aufgaben  und  Befugnisse  der  Registratur
 Fachverfahren

 Vierter Titel
 Abrufverfahren

 §  101  Abrufverfahren  bei  der  Zentralen  Speicher-
 stelle

 §  102  Pflichten der abrufenden Behörde

 §  103  Rechte  und  Pflichten  des  Teilnehmers  im  Ab-
 rufverfahren“.

 b)  Nach §  103 werden folgende Angaben eingefügt:

 „Fünfter Titel
 Finanzierung des Verfahrens

 §  104  Finanzierung  des  Verfahrens  des  elektroni-
 schen Entgeltnachweises“.

 c)  Die  Überschrift  des  Neunten  Abschnitts  wird  wie
 folgt gefasst:

 „Neunter Abschnitt
 Übergangs- und Außerkrafttretensvorschriften“.

 d)  Die Angabe zu §  115 wird wie folgt gefasst:

 „§  115  Vorfinanzierung  des  Verfahrens  des  elektro-
 nischen Entgeltnachweises“.

 e)  Die Angabe zu §  118 wird wie folgt gefasst:

 „§  118  Bundeseinheitliche Regelung“.

 f)  Die Angabe zu §  119 wird wie folgt gefasst:

 „§  119  Übergangsregelungen  zum  Verfahren  des
 elektronischen Entgeltnachweises“.

 g)  Nach  der  Angabe  zu  §  119  wird  folgende  Angabe  an-
 gefügt:

 „§  120  Außerkrafttreten“.

 2.  Dem §  1 wird folgender Absatz  4 angefügt:

 „(4)  Der  Sechste  Abschnitt  gilt  für  das  gesamte  Ge-
 setzbuch einschließlich seiner besonderen Teile.“

 3.  §  3 wird wie folgt geändert:

 a)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

 b)  Folgender Absatz  2 wird angefügt:

 „(2)  Die  Regelungen  des  Sechsten  Abschnitts  gel-
 ten  für  alle,  die  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzbu-
 ches  Beschäftigte,  Beamte,  Richter  oder  Soldaten
 sind.“

 4.  In  §  18f  wird  nach  Absatz  3  folgender  Absatz  3a  einge-
 fügt:

 „(3a)  Die  Zentrale  Speicherstelle  (§  96),  die  Registra-
 tur  Fachverfahren  (§  96),  die  Anmeldestellen  (§  98
 Abs.  2  Satz  3)  und  die  Arbeitgeber  dürfen  die  Versiche-
 rungsnummer  nur  verwenden,  soweit  dies  für  die  im
 Sechsten Abschnitt genannten Zwecke erforderlich ist.“

 5.  Dem §  28a Abs.  1 wird folgender Satz  angefügt:

 „Dies  gilt  für  die  Übermittlung  von  Meldungen  nach  §  97
 Abs.  1 entsprechend.“

 6.  Dem §  28b wird folgender Absatz  6 angefügt:

 „(6)  Für  die  Meldungen  nach  §  97  Abs.  1  sowie  die
 Übermittlung  der  Daten  zwischen  der  Registratur  Fach-
 verfahren,  der  Zentralen  Speicherstelle  und  den  abrufen-
 den  Behörden  gilt  Absatz  2  entsprechend  mit  der  Maß-
 gabe,  dass  je  ein  Vertreter  des  Deutschen  Städtetages,  des
 Deutschen  Städte-  und  Gemeindebundes,  des  Deutschen
 Landkreistages,  der  Familienkasse  bei  der  Bundesagen-
 tur  für  Arbeit  und  beratend  je  ein  Vertreter  der  Arbeitsge-
 meinschaft  Wirtschaftliche  Verwaltung  und  des  Bundes-
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amtes  für  Sicherheit  in  der  Informationstechnik  zu
 beteiligen  sind.  Die  Genehmigung  erfolgt  im  Einverneh-
 men  mit  dem  Bundesministerium  für  Wirtschaft  und
 Technologie.“

 7.  §  28c wird wie folgt geändert:

 a)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

 b)  Folgender Absatz  2 wird angefügt:

 „(2)  Absatz  1  gilt  entsprechend  für  das  Verfahren
 des  elektronischen  Einkommensnachweises  nach
 dem Sechsten Abschnitt.“

 8.  Nach §  94 wird folgender Sechster Abschnitt eingefügt:

 „Sechster Abschnitt
 Verfahren des elektronischen Entgeltnachweises

 Erster Titel
 Allgemeine Vorschriften

 §  95
 Anwendungsbereich

 (1)  Das  Verfahren  zur  Erstellung  und  Verarbeitung  des
 elektronischen  Einkommensnachweises  findet  auf  fol-
 gende  Auskünfte,  Bescheinigungen  und  Nachweise  (er-
 fasste Nachweise) Anwendung:

 1.  Arbeitsbescheinigung  nach  §  312  des  Dritten  Buches,

 2.  Nebeneinkommensbescheinigung  nach  §  313  des
 Dritten Buches,

 3.  Auskunft  über  die  Beschäftigung  nach  §  315  Abs.  3
 des Dritten Buches,

 4.  Auskünfte  über  Einkommen  für  die  Erteilung  eines
 Wohnberechtigungsscheins  nach  §  27  des  Wohn-
 raumförderungsgesetzes  oder  für  sonstige  Einkom-
 mensprüfungen  nach  dem  Wohnraumförderungs-
 gesetz,  dem  Gesetz  über  den  Abbau  der  Fehlsubven-
 tionierung  im  Wohnungswesen  oder  entsprechenden
 landesrechtlichen Vorschriften,

 5.  Auskünfte  über  den  Arbeitsverdienst  zum  Wohngeld-
 antrag nach §  23 Abs.  2 des Wohngeldgesetzes und

 6.  Einkommensnachweise  nach  §  2  Abs.  7  Satz  4  und
 §  9 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes.

 (2)  Vorschriften,  auf  Grund  derer  Einkommen  nachzu-
 weisen  ist,  das  nicht  nach  §  97  Abs.  1  nachgewiesen
 wird, bleiben unberührt.

 §  96
 Errichtung der Zentralen Speicherstelle

 und der Registratur Fachverfahren

 (1)  Bei  der  Datenstelle  der  Träger  der  Rentenversiche-
 rung  (§  145  Abs.  1  des  Sechsten  Buches)  wird  eine  räum-
 lich,  organisatorisch  und  personell  getrennte  Zentrale
 Speicherstelle  eingerichtet,  die  die  nach  §  97  Abs.  1
 übermittelten Daten speichert.

 (2)  Der  Informationstechnischen  Servicestelle  der  Ge-
 setzlichen  Krankenversicherung  wird  die  Wahrnehmung
 der  Aufgaben  der  Registratur  Fachverfahren  nach  §  100
 übertragen.  Soweit  sie  Aufgaben  nach  diesem  Gesetz
 wahrnimmt, gilt sie als öffentliche Stelle.

 (3)  Die  Übertragung  der  Datenverarbeitung  im  Auftrag
 oder  die  Übermittlung  von  Daten  abweichend  von  den
 Regelungen  dieses  Gesetzes  durch  die  in  den  Absätzen  1
 und 2 genannten Stellen ist unzulässig.

 (4)  Die  Datenverarbeitungssysteme  der  Zentralen
 Speicherstelle  und  der  Registratur  Fachverfahren  müssen
 voneinander getrennt sein.

 Zweiter Titel
 Pflichten der Arbeitgeber und Beschäftigten

 §  97
 Pflichten des Arbeitgebers

 (1)  Der  Arbeitgeber  hat  der  Zentralen  Speicherstelle
 für  jeden  Beschäftigten,  Beamten,  Richter  oder  Soldaten
 monatlich  gleichzeitig  mit  der  Entgeltabrechnung  eine
 Meldung  zu  erstatten,  welche  die  Daten  enthält,  die  in  die
 erfassten  Nachweise  (§  95  Abs.  1)  aufzunehmen  sind.
 Das sind insbesondere

 1.  die  Versicherungsnummer  (§  147  des  Sechsten
 Buches)  oder  Verfahrensnummer  (Absatz  4),  Fami-
 lienname,  Vornamen,  Tag  der  Geburt  und  Anschrift
 des Beschäftigten, Beamten, Richters oder Soldaten,

 2.  das  erfasste  Einkommen  in  Euro,  Beginn  und  Ende
 des  Zeitraums,  für  den  das  erfasste  Einkommen  erzielt
 worden  ist,  die  Art  des  Einkommens,  die  Beitrags-
 gruppen,  falls  vorhanden,  und  die  laufende  Nummer
 der Meldung sowie

 3.  Name  und  Anschrift  des  Arbeitgebers  sowie  die  Be-
 triebsnummer des Beschäftigungsbetriebs.

 Sonstige  personenbezogene  Daten  darf  die  Meldung
 nicht  enthalten.  Zusätzlich  zur  monatlichen  Meldung
 nach  Satz  1  hat  der  Arbeitgeber  der  Zentralen  Speicher-
 stelle  die  Meldung  zu  den  erfassten  Nachweisen  zu  dem
 Zeitpunkt  und  mit  dem  Inhalt  zu  übermitteln,  den  das  für
 den  jeweiligen  Nachweis  geltende  Gesetz  bestimmt.  Auf
 die  Übermittlung  und  den  Anspruch  des  Beschäftigten,
 Beamten,  Richters  oder  Soldaten  auf  Auskunft  über  die
 zu  seiner  Person  gespeicherten  Daten  ist  auf  der  Entgelt-
 bescheinigung  hinzuweisen.  Eine  Meldepflicht  des  Ar-
 beitgebers  besteht  nicht,  wenn  Entgelte  ausschließlich
 aus  einer  geringfügigen  Beschäftigung  in  einem  Privat-
 haushalt nach §  8a erzielt werden.

 (2)  Die  Übermittlung  der  Meldung  an  die  Zentrale
 Speicherstelle  ist  zu  protokollieren.  Die  Protokollierung
 umfasst

 1.  den Absendezeitpunkt der Übermittlung,

 2.  den Monat, für den die Meldung erfolgt,

 3.  die  Versicherungs-  oder  Verfahrensnummer  des  Teil-
 nehmers und

 4.  die Betriebsnummer des Beschäftigungsbetriebs.

 Die  Protokollierung  ist  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  zu
 löschen,  sofern  sie  nicht  darüber  hinaus  zu  Beweis-
 zwecken  in  einem  bereits  eingeleiteten  Verwaltungsver-
 fahren  benötigt  wird.  In  diesem  Fall  ist  sie  unverzüglich
 nach  Mitteilung  der  abrufenden  Behörde,  dass  das  Ver-
 fahren abgeschlossen worden ist, zu löschen.
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(3)  Mit  der  Übermittlung  der  Meldung  nach  Absatz  1
 erfüllt  der  Arbeitgeber  seine  Verpflichtung  zur  Erteilung
 der  erfassten  Nachweise,  soweit  in  dem  für  den  jeweili-
 gen  Nachweis  geltenden  Gesetz  nichts  anderes  bestimmt
 ist.

 (4)  Ist  für  einen  Beschäftigten,  Beamten,  Richter  oder
 Soldaten  keine  Versicherungsnummer  nach  §  147  des
 Sechsten  Buches  vorhanden  oder  zu  vergeben,  beantragt
 der  Arbeitgeber  mit  der  Meldung  nach  Absatz  1  die  Ver-
 gabe  einer  Verfahrensnummer  bei  der  Zentralen  Spei-
 cherstelle  unter  Angabe  der  für  die  Vergabe  der  Verfah-
 rensnummer  erforderlichen  Daten  des  Beschäftigten,
 Beamten,  Richters  oder  Soldaten.  Die  Zentrale  Speicher-
 stelle  leitet  den  Antrag  an  die  Datenstelle  der  Träger  der
 Rentenversicherung  weiter.  Für  die  Vergabe  der  Verfah-
 rensnummer  gilt  §  147  des  Sechsten  Buches  entspre-
 chend.  Dem  Beschäftigten  und  dem  Arbeitgeber  ist  die
 vergebene  Verfahrensnummer  unverzüglich  mitzuteilen;
 dies kann auch elektronisch erfolgen.

 (5)  Werden  Daten  nach  Absatz  1  nach  der  Übermitt-
 lung  an  die  Zentrale  Speicherstelle  beim  Arbeitgeber  für
 einen  Abrechnungszeitraum  geändert,  ist  die  Meldung
 für  diesen  Abrechnungszeitraum  unverzüglich  zu  stor-
 nieren  und  ist  unverzüglich  eine  erneute  Meldung  mit  den
 geänderten Daten zu erstatten.

 (6)  Das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales
 wird  ermächtigt,  das  Nähere  zu  Inhalt  und  Form  der  vom
 Arbeitgeber  nach  Absatz  1  zu  übermittelnden  Meldungen
 durch  Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundes-
 rates zu bestimmen.

 §  98
 Mitwirkung des Beschäftigten

 (1)  Beschäftigte,  Beamte,  Richter  und  Soldaten  haben
 sich  zum  Verfahren  anzumelden,  sobald  ein  erfasster
 Nachweis  erforderlich  wird.  Mit  dieser  Anmeldung  oder
 mit  der  ersten  Meldung  nach  §  97  Abs.  1  wird  der  jewei-
 lige  Beschäftigte,  Beamte,  Richter  oder  Soldat  Teilneh-
 mer am Verfahren.

 (2)  Für  die  Anmeldung  nach  Absatz  1  Satz  1  sind  die
 Versicherungs-  oder  Verfahrensnummer  und  die  Zertifi-
 katsidentitätsnummer  eines  zum  Zeitpunkt  der  Einver-
 ständniserklärung  zum  Abruf  gültigen  qualifizierten  Zer-
 tifikats,  die  sich  zusammensetzt  aus  der  laufenden
 Nummer  des  Zertifikats  nach  §  7  Abs.  1  Nr.  4  des  Signa-
 turgesetzes,  dem  Namen  des  Zertifizierungsdiensteanbie-
 ters  sowie  seinem  Niederlassungsstaat  nach  §  7  Abs.  1
 Nr.  6  des  Signaturgesetzes,  anzugeben.  Die  Anmeldung
 erfolgt  über  eine  Anmeldestelle,  die  den  Antrag  unver-
 züglich  an  die  Registratur  Fachverfahren  weiterleitet,
 oder  unmittelbar  bei  der  Registratur  Fachverfahren.  Für
 die  Anmeldung  können  die  von  den  Agenturen  für  Arbeit
 hierfür  zur  Verfügung  gestellten  Einrichtungen  genutzt
 werden.  Nach  der  Anmeldung  erhält  der  Teilnehmer  eine
 Bestätigung über die erfolgreiche Anmeldung.

 (3)  Der  gesetzliche  Vertreter  eines  Teilnehmers  hat
 sich  zusätzlich  zum  Verfahren  anzumelden.  Bei  der  An-
 meldung  zum  Verfahren  ist  der  Nachweis  des  gesetz-
 lichen  Vertretungsrechtes  zu  führen.  Erlischt  das  gesetz-
 liche  Vertretungsrecht,  ist  dies  unverzüglich  über  eine

 Anmeldestelle  oder  direkt  der  Registratur  Fachverfahren
 mitzuteilen.  Zu  diesem  Zeitpunkt  erlischt  die  Teilnahme-
 berechtigung des Vertreters.

 Dritter Titel
 Aufgaben und Befugnisse der Zentralen

 Speicherstelle und der Registratur Fachverfahren

 §  99
 Aufgaben und Befugnisse der Zentralen Speicherstelle

 (1)  Die  Zentrale  Speicherstelle  erhebt  die  vom  Arbeit-
 geber  nach  §  97  Abs.  1  übermittelten  Daten.  Sie  darf  die-
 se  Daten  nur  verarbeiten,  soweit  dies  zur  Erfüllung  ihrer
 Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist.

 (2)  Die  Zentrale  Speicherstelle  überprüft  die  übermit-
 telten  Daten  auf  Schlüssigkeit  und  Vollständigkeit.  Der
 Eingang  der  Meldungen  des  Arbeitgebers  ist  zu  protokol-
 lieren. Die Protokollierung umfasst

 1.  den Eingangszeitpunkt der Übermittlung,

 2.  den Monat, für den die Meldung erfolgt,

 3.  die  Versicherungs-  oder  Verfahrensnummer  des  Teil-
 nehmers und

 4.  die Betriebsnummer des Beschäftigungsbetriebs.

 §  97  Abs.  2  Satz  2  und  3  gilt  entsprechend.  Sind  die
 Daten  nicht  schlüssig  oder  unvollständig  oder  erfolgt  aus
 sonstigen  Gründen  keine  Speicherung,  ist  der  Arbeit-
 geber  durch  eine  Fehlermeldung  zu  unterrichten.  Der
 Arbeitgeber  ist  zu  einer  erneuten  unverzüglichen  Über-
 mittlung  einer  korrekten  Meldung  verpflichtet.  Bei  Spei-
 cherung  der  Daten  durch  die  Zentrale  Speicherstelle  ist
 der Arbeitgeber ebenfalls unverzüglich zu unterrichten.

 (3)  Die  Zentrale  Speicherstelle  prüft  durch  eine  Ab-
 frage  bei  der  Registratur  Fachverfahren  die  Möglichkeit
 der  Zuordnung  zu  einer  Zertifikatsidentitätsnummer  oder
 vorläufigen  Identitätsnummer  und  speichert  die  ange-
 nommenen  Daten  in  verschlüsselter  Form.  Die  Daten
 dürfen  ausschließlich  unter  der  Zertifikatsidentitätsnum-
 mer  oder  der  vorläufigen  Identitätsnummer  gespeichert
 werden.  §  79  Abs.  2  des  Zehnten  Buches  findet  entspre-
 chende  Anwendung.  Die  Zentrale  Speicherstelle  hat
 sicherzustellen,  dass  Daten  nur  durch  dazu  Befugte  abge-
 rufen  werden  können.  Zur  Prüfung  dieser  Abrufvoraus-
 setzungen  werden  bei  der  Zentralen  Speicherstelle  die
 Abrufbefugnis  der  verantwortlichen  Person  sowie  das
 Vorliegen  des  Einverständnisses  des  Teilnehmers  mit
 dem  Datenabruf  durch  die  abrufende  Behörde  gespei-
 chert.

 (4)  Die  Zentrale  Speicherstelle  hat  die  gespeicherten
 Daten  automatisch  zu  löschen,  soweit  die  Ansprüche,  für
 deren  Geltendmachung  sie  nach  den  in  §  95  Abs.  1  ge-
 nannten Gesetzen erforderlich sind, erloschen sind.

 (5)  Hat  ein  Teilnehmer  den  begründeten  Verdacht,  dass
 die  vom  Arbeitgeber  zu  seiner  Person  übermittelten
 Daten  nicht  korrekt  übermittelt  oder  gespeichert  worden
 sind  und  beantragt  er  bei  der  abrufenden  Behörde  eine
 Überprüfung,  ist  die  Zentrale  Speicherstelle  verpflichtet,
 die  korrekte  Übernahme  der  Daten  unverzüglich  zu  prü-
 fen.  Das  Prüfergebnis  ist  der  abrufenden  Behörde  nach
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Satz  1  unverzüglich  zuzuleiten.  Fehlerhafte  Meldungen
 sind unverzüglich zu stornieren und neu vorzunehmen.

 (6)  Die  Zentrale  Speicherstelle  darf  die  an  sie  übermit-
 telten  Daten  nur  für  die  Übermittlung  an  abrufende  Be-
 hörden  und  für  Auskünfte  an  Teilnehmer  nach  diesem
 Gesetzbuch  oder  anderen  Rechtsvorschriften  verwenden.
 Eine  Übermittlung,  Nutzung  oder  Beschlagnahme  der
 Daten  nach  anderen  Rechtsvorschriften  ist  unzulässig.
 Die  Zentrale  Speicherstelle  hat  zu  gewährleisten,  dass
 Auskünfte  an  Teilnehmer  auch  im  Wege  des  automa-
 tisierten  Abrufs  über  das  Internet  erteilt  werden  können.
 Dabei  ist  sicherzustellen,  dass  dem  jeweiligen  Stand  der
 Technik  entsprechende  Maßnahmen  zur  Sicherung  von
 Datenschutz  und  Datensicherheit  getroffen  werden,  die
 insbesondere  die  Vertraulichkeit  und  die  Unversehrtheit
 der  bei  der  Zentralen  Speicherstelle  gespeicherten  und  an
 den  Teilnehmer  übermittelten  Daten  gewährleisten.  Der
 Nachweis  der  Urheberschaft  des  Antrags  ist  durch  eine
 qualifizierte  elektronische  Signatur  nach  dem  Signatur-
 gesetz zu führen.

 (7)  Die  Zentrale  Speicherstelle  darf  die  an  sie  über-
 mittelten  Daten  nur  an  zum  Abrufverfahren  zugelassene
 Behörden  weiter  übermitteln.  Über  einen  Antrag  auf  Zu-
 lassung  entscheidet  die  Zentrale  Speicherstelle  im  Ein-
 vernehmen  mit  der  Registratur  Fachverfahren.  Sie  darf
 nur  Behörden  zulassen,  die  die  Vorlage  erfasster  Nach-
 weise  verlangen  können.  Die  Zentrale  Speicherstelle
 prüft,  ob  die  technischen  und  datenschutzrechtlichen
 Voraussetzungen  für  die  Teilnahme  am  Abrufverfahren
 durch  die  ersuchende  Behörde  gewährleistet  sind.  §  78a
 des  Zehnten  Buches  gilt  entsprechend.  Die  abrufende  Be-
 hörde  hat  die  Zentrale  Speicherstelle  unverzüglich  über
 alle  technischen  Veränderungen  zu  informieren.  Sind  die
 technischen  und  datenschutzrechtlichen  Voraussetzun-
 gen  nicht  oder  nicht  mehr  gegeben,  ist  die  Zulassung  zu
 versagen oder zu entziehen.

 §  100
 Aufgaben und Befugnisse der Registratur  Fachverfahren

 (1) Die Registratur Fachverfahren hat die Aufgabe,

 1.  die  von  der  Anmeldestelle  weitergeleitete  oder  vom
 Teilnehmer  oder  einem  gesetzlichen  Vertreter  elektro-
 nisch  vorgenommene  Anmeldung  zum  Verfahren  ent-
 gegenzunehmen,

 2.  soweit  keine  Zertifikatsidentitätsnummer  und  auch
 keine  vorläufige  Identitätsnummer  vorliegt,  für  einen
 Teilnehmer  eine  vorläufige  Identitätsnummer  zu  ver-
 geben,

 3.  die  Zertifikatsidentitätsnummer  oder  vorläufige  Iden-
 titätsnummer  des  Teilnehmers  beziehungsweise  des
 gesetzlichen  Vertreters  mit  der  Versicherungs-  oder
 Verfahrensnummer  des  Teilnehmers  zu  verbinden  und
 zu speichern,

 4.  die  vorläufige  Identitätsnummer  und  alle  einem  Teil-
 nehmer  zugeordneten  Zertifikatsidentitätsnummern
 zu verbinden und zu speichern,

 5.  die  Registrierung  von  gesetzlichen  Vertretern  als  Teil-
 nahmeberechtigte  bei  Beendigung  der  gesetzlichen
 Vertretung zu löschen sowie

 6.  der  Zentralen  Speicherstelle  auf  Ersuchen  die  nach
 den  Nummern  3  und  4  verbundenen  Daten  zu  über-
 mitteln.

 (2)  Die  Registratur  Fachverfahren  darf  personenbezo-
 gene  Daten  nur  erheben  und  verwenden,  soweit  dies  zur
 Erfüllung  ihrer  Aufgaben  nach  diesem  Gesetzbuch  erfor-
 derlich  ist.  Zu  diesem  Zweck  verarbeitet  die  Registratur
 Fachverfahren  die  Angaben  des  Teilnehmers  und  seines
 gesetzlichen  Vertreters  aus  seiner  Anmeldung  zum  Ver-
 fahren  sowie  die  Versicherungs-  oder  Verfahrensnummer
 des Teilnehmers aus der Meldung nach §  97 Abs.  1.

 (3)  Ist  für  den  Teilnehmer  keine  Zertifikatsidentitäts-
 nummer  vorhanden,  vergibt  sie  eine  vorläufige  Identitäts-
 nummer.  Die  vorläufige  Identitätsnummer  gilt  aus-
 schließlich  für  den  Teilnehmer  und  ist  wie  die  Zertifikats-
 identitätsnummer  aufgebaut,  wobei  anstelle  des  Namens
 des  Zertifizierungsdiensteanbieters  die  Kennung  der
 Registratur Fachverfahren eingesetzt wird.

 (4)  Zur  Prüfung  der  Richtigkeit  der  Versicherungs-
 nummer  gleicht  die  Registratur  Fachverfahren  bei  der
 Anmeldung  eines  Teilnehmers  die  für  das  Verfahren  er-
 forderlichen  Daten  mit  dem  Stammdatensatzbestand  der
 Datenstelle  der  Träger  der  Rentenversicherung  (§  150
 des Sechsten Buches) ab.

 (5)  Die  technischen  Einzelheiten  der  Datenübermitt-
 lung  zwischen  Registratur  Fachverfahren  und  der  Daten-
 stelle  der  Träger  der  Rentenversicherung  nach  den  Absät-
 zen 1, 2 und 4 regeln diese durch Vereinbarung.

 (6)  Die  Registratur  Fachverfahren  löscht  unverzüglich
 alle  Zertifikatsidentitätsnummern,  die  nicht  mehr  als
 Ordnungskriterium  für  die  in  der  Zentralen  Speicherstelle
 gespeicherten  Daten  erforderlich  sind.  Gleiches  gilt  für
 vorläufige  Identitätsnummer.  Ansonsten  sind  in  der
 Registratur  Fachverfahren  gespeicherte  Daten  spätestens
 80 Jahre nach der Geburt des Teilnehmers zu löschen.

 (7)  Die  Registratur  Fachverfahren  hat  die  Anmeldung
 eines  Teilnehmers  und  die  Vergabe  einer  vorläufigen
 Identitätsnummer  zu  protokollieren.  Die  Protokollierung
 einer  Anmeldung  enthält  den  Zeitpunkt  des  Eingangs  der
 Anmeldung,  die  gemeldete  Versicherungs-  oder  Verfah-
 rensnummer  und  die  Bestätigung  der  Deutschen  Renten-
 versicherung  über  die  Richtigkeit  der  Versicherungs-
 oder  Verfahrensnummer.  Die  Protokollierung  der  Ver-
 gabe  einer  vorläufigen  Identitätsnummer  enthält  den
 Zeitpunkt  des  Eingangs  der  Meldung  des  Arbeitgebers,
 die  Versicherungs-  oder  Verfahrensnummer  sowie  die
 vorläufig  vergebene  Identitätsnummer.  §  97  Abs.  2
 Satz  2 und 3 gilt entsprechend.

 (8)  Die  Registratur  Fachverfahren  darf  die  von  ihr  ver-
 arbeiteten  Daten  nur  für  Zwecke  nach  dieser  Vorschrift
 oder  für  Auskünfte  an  den  Teilnehmer  nach  diesem  Ge-
 setzbuch  oder  anderen  Rechtsvorschriften  verwenden.
 Eine  Übermittlung,  Nutzung  oder  Beschlagnahme  der
 Daten  nach  anderen  Rechtsvorschriften  ist  unzulässig.
 Die  Registratur  Fachverfahren  hat  zu  gewährleisten,  dass
 Auskünfte  an  Teilnehmer  auch  im  Wege  des  automati-
 sierten  Abrufs  über  das  Internet  erteilt  werden  können.
 Dabei  ist  sicherzustellen,  dass  dem  jeweiligen  Stand  der
 Technik  entsprechende  Maßnahmen  zur  Sicherung  von
 Datenschutz  und  Datensicherheit  getroffen  werden,  die
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insbesondere  die  Vertraulichkeit  und  die  Unversehrtheit
 der  bei  der  Registratur  Fachverfahren  gespeicherten  und
 an  den  Teilnehmer  übermittelten  Daten  gewährleisten.
 Der  Nachweis  der  Urheberschaft  des  Antrags  ist  durch
 eine  qualifizierte  elektronische  Signatur  nach  dem  Signa-
 turgesetz zu führen.

 Vierter Titel
 Abrufverfahren

 §  101
 Abrufverfahren bei der Zentralen Speicherstelle

 (1)  Bei  einem  Abruf  überprüft  die  Zentrale  Speicher-
 stelle zunächst

 1.  die  Zulassung  der  abrufenden  Behörde  zum  Abrufver-
 fahren,

 2.  die  Erforderlichkeit  der  abgerufenen  Daten  für  das
 dem Abruf zugrunde liegende Fachverfahren,

 3.  das  Vorliegen  des  Einverständnisses  des  Teilnehmers
 mit dem Datenabruf,

 4.  die  Gültigkeit  aller  beim  Abruf  erforderlichen  und  ge-
 nutzten Zertifikate.

 Sind  die  Abrufdaten  nicht  schlüssig  oder  unvollständig
 oder  ist  aus  sonstigen  Gründen  eine  Beantwortung  nicht
 zulässig  oder  nicht  möglich,  teilt  sie  dies  der  abrufenden
 Behörde  unverzüglich  mit.  Anderenfalls  übermittelt  sie
 die  für  das  jeweilige  Verwaltungsverfahren  erforderli-
 chen Daten verschlüsselt an die abrufende Behörde.

 (2)  Die  Zentrale  Speicherstelle  hat  die  Datenabrufe  zu
 protokollieren. Die Protokollierung umfasst mindestens

 1.  den Abrufzeitpunkt,

 2.  die  abrufende  verantwortliche  Person,  bei  Verwen-
 dung  eines  Abrufagenten  auch  die  weiterverarbeiten-
 de Person,

 3.  die  Zertifikatsidentitätsnummer  zum  abgerufenen
 Datensatz,

 4.  den  Namen  oder  die  Betriebsnummer  der  abrufenden
 Behörde.

 §  97 Abs.  2 Satz  2 und 3 gilt entsprechend.

 §  102
 Pflichten der abrufenden Behörde

 (1)  Bei  der  Zulassung  zum  Abrufverfahren  nach  §  99
 Abs.  7  benennt  die  abrufende  Behörde  der  Zentralen
 Speicherstelle  einen  verantwortlichen  Mitarbeiter.  Dieser
 ist  für  die  Verwaltung  der  Abrufbefugnisse  der  Bediens-
 teten  dieser  Behörde  einschließlich  der  Datenweiterver-
 arbeitungsbefugnisse  der  Bediensteten  bei  Nutzung  einer
 technischen  Vorrichtung  innerhalb  der  abrufenden  Be-
 hörde,  die  den  automatisierten  Abruf  ermöglicht  (Abruf-
 agent),  zuständig.  Der  Umfang  der  jeweiligen  Abrufbe-
 fugnis  ist  der  Zentralen  Speicherstelle  mitzuteilen.
 Änderungen  hinsichtlich  der  befugten  Bediensteten  oder
 der  Abrufbefugnisse  sind  der  Zentralen  Speicherstelle
 unverzüglich mitzuteilen.

 (2)  Die  abrufende  Behörde  muss  über  die  notwendigen
 technischen  Einrichtungen  zum  Abruf  verfügen.  Der
 Nachweis  ist  im  Zulassungsantrag  nach  §  99  Abs.  7  zu

 führen.  Änderungen  der  technischen  Einrichtung  sind  der
 Zentralen Speicherstelle unverzüglich anzuzeigen.

 (3)  Die  abrufende  Behörde  hat  die  Verbindungsdaten
 für  den  Abruf  bei  der  Zentralen  Speicherstelle  zu  proto-
 kollieren. Die Protokollierung umfasst mindestens

 1.  den Abrufzeitpunkt,

 2.  die  abrufende  verantwortliche  Person,  bei  Verwen-
 dung  eines  Abrufagenten  auch  die  weiterverarbeiten-
 de Person,

 3.  die  Zertifikatsidentitätsnummer  zum  abgerufenen  Da-
 tensatz.

 §  97 Abs.  2 Satz  2 und 3 gilt entsprechend.

 (4)  Abgerufene  Daten  dürfen  nur  für  Verfahren  ver-
 wendet  werden,  für  deren  Durchführung  sie  abgerufen
 worden  sind.  Eine  Übermittlung,  Nutzung  oder  Be-
 schlagnahme  nach  anderen  Rechtsvorschriften  ist  unzu-
 lässig.

 §  103
 Rechte und Pflichten des Teilnehmers

 im Abrufverfahren

 (1)  Ein  Abruf  der  bei  der  Zentralen  Speicherstelle  ge-
 speicherten  Daten  ist  nur  zulässig,  wenn  der  Teilnehmer
 oder  dessen  gesetzlicher  Vertreter  mit  seiner  qualifizier-
 ten  elektronischen  Signatur  sein  Einverständnis  erklärt
 hat.  Das  Einverständnis  kann  sich  auch  auf  eine  begrenz-
 te  Anzahl  künftiger  Abrufe  beziehen.  Der  Teilnehmer  hat
 das  Recht,  sein  Einverständnis  jederzeit  zu  widerrufen
 oder zeitlich zu begrenzen.

 (2)  Zum  Zeitpunkt  der  Erklärung  des  Einverständnis-
 ses  muss  der  Teilnehmer  oder  dessen  gesetzlicher  Vertre-
 ter  mit  einem  gültigen  qualifizierten  Zertifikat  (§  2  Nr.  7
 des  Signaturgesetzes)  zum  Verfahren  nach  §  98  Abs.  1
 oder Abs.  3 angemeldet sein.

 (3)  Der  Teilnehmer  ist  durch  die  abrufende  Behörde
 vor Abgabe der Erklärung hinzuweisen auf

 1.  den Zweck des Abrufs,

 2.  die  Folgen,  insbesondere  die  Rechtsfolgen  einer  Ver-
 weigerung der Mitwirkung nach diesem Gesetzbuch,

 3.  den  Zeitraum  und  die  in  diesem  Zeitraum  erfolgende
 Anzahl von Abrufen nach Absatz  1 Satz  2 sowie

 4.  seinen  Anspruch  auf  Auskunft  über  die  zu  seiner  Per-
 son gespeicherten Daten.

 (4)  Der  Teilnehmer  hat  gegenüber  der  Zentralen  Spei-
 cherstelle  und  der  Registratur  Fachverfahren  Anspruch
 auf  Auskunft  über  die  zu  seiner  Person  gespeicherten  Da-
 ten.  Der  Teilnehmer  kann  die  Übermittlung  der  Daten  in
 elektronischer  Form  verschlüsselt  oder  in  schriftlicher
 Form  verlangen.  Der  Anspruch  kann  bei  der  abrufenden
 Behörde  oder  direkt  gegenüber  den  in  Satz  1  genannten
 Stellen  geltend  gemacht  werden.  Der  Teilnehmer  ist  über
 die  Weiterleitung  seines  Anliegens  und  die  Erreichbar-
 keit der in Satz  1 genannten Stellen zu informieren.

 (5)  Mit  einem  Teilnehmer  darf  weder  vereinbart  noch
 darf  von  ihm  verlangt  werden,  auf  gespeicherte  Daten  zu-
 zugreifen  oder  einen  solchen  Zugriff  zu  gestatten,  soweit
 dies nicht für erfasste Nachweise erforderlich ist.
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(6)  Teilnehmer,  die  nach  Aufforderung  einer  abru-
 fenden  Behörde  ein  qualifiziertes  Zertifikat  erwerben,
 um  ihr  Einverständnis  nach  Absatz  1  zu  erklären,  erhal-
 ten  auf  Antrag  von  dieser  Behörde  die  Kosten  des  qua-
 lifizierten Zertifikates in angemessener Höhe erstattet.

 (7)  Die  Rechte  des  Teilnehmers  nach  diesem  Para-
 graphen  können  nicht  durch  Rechtsgeschäft  oder  Ver-
 waltungshandeln  ausgeschlossen  oder  beschränkt  wer-
 den.“

 9.  Nach §  103 wird folgender Titel eingefügt:

 „Fünfter Titel
 Finanzierung des Verfahrens

 §  104
 Finanzierung des Verfahrens des elektronischen

 Entgeltnachweises

 Die  Zentrale  Speicherstelle  und  die  Registratur  Fach-
 verfahren  sind  ab  dem  1.  Januar  2014  durch  kostende-
 ckende  Abrufentgelte  für  den  Datenabruf  der  abrufen-
 den  Behörden  zu  finanzieren.  Das  Bundesministerium
 für  Wirtschaft  und  Technologie  wird  ermächtigt,  im
 Einvernehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finan-
 zen,  dem  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales
 und  dem  Bundesministerium  für  Gesundheit  durch
 Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates
 die  Höhe  der  Abrufentgelte  und  die  Auslagenerstat-
 tung,  die  Zahlungsmodalitäten  sowie  die  Verteilung  der
 Einnahmen  auf  die  Zentrale  Speicherstelle  und  die  Re-
 gistratur  Fachverfahren,  zu  bestimmen.  Dabei  hat  der
 Verordnungsgeber  auch  eine  Regelung  über  einen  Auf-
 schlag  auf  die  Entgelte  für  den  Datenabruf  für  den  am
 1.  Januar  2019  beginnenden  Zeitraum  von  zehn  Jahren
 zur  Rückführung  des  Darlehens  nach  §  115  zu  treffen,
 der  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesministerium  der
 Finanzen zu ermitteln ist.“

 10.  §  111 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz  1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  wird  nach  der  Angabe  „3  Satz  1“
 die Angabe „, Abs.  3a“ eingefügt.

 bb)  In  Nummer  8  wird  der  Punkt  am  Ende  durch  ein
 Komma  ersetzt;  die  folgenden  Nummern  wer-
 den  angefügt:

 „9.  entgegen  §  97  Abs.  1  Satz  1  und  2  und
 Abs.  5  eine  Meldung  nicht,  nicht  richtig,
 nicht  vollständig  oder  nicht  rechtzeitig  er-
 stattet,

 10.  entgegen  §  97  Abs.  1  Satz  3  die  Übermitt-
 lung  und  den  Anspruch  auf  Auskunft  nicht
 dokumentiert,

 11.  entgegen  §  97  Abs.  2  Satz  1  die  Übermitt-
 lung  der  Daten  nicht  oder  nicht  vollständig
 protokolliert,

 12.  entgegen  §  97  Abs.  2  Satz  2  die  Protokol-
 lierung  nicht  nach  Ablauf  der  Frist  unver-
 züglich löscht,

 13.  entgegen  §  98  Abs.  3  Satz  3  nicht  unver-
 züglich  das  Erlöschen  seines  Vertretungs-
 rechtes mitteilt,

 14.  entgegen  §  103  Abs.  5  mit  einem  Teilneh-
 mer  vereinbart  oder  verlangt,  dass  auf  ge-
 speicherte  Daten  zugegriffen  oder  der  Zu-
 griff gestattet wird.“

 b)  In  Absatz  4  wird  die  Angabe  „des  Absatzes  1  Nr.  1e
 und  2“  durch  die  Angabe  „des  Absatzes  1  Nr.  1e,  2
 und 9 bis 14“ ersetzt.

 11.  In  §  112  Abs.  1  wird  nach  Nummer  4b  folgende  Num-
 mer 4c eingefügt:

 „4c.  die  Deutsche  Rentenversicherung  Bund  bei  Ord-
 nungswidrigkeiten  nach  §  111  Abs.  1  Nr.  9  bis  14,“.

 12.  §  115 wird wie folgt gefasst:

 „§  115
 Vorfinanzierung  des  Verfahrens  des  elektronischen  Ent-

 geltnachweises

 Die  Finanzierung  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb
 der  Zentralen  Speicherstelle  und  der  Registratur  Fach-
 verfahren  erfolgt  für  den  Zeitraum  2009  bis  einschließ-
 lich  2013  in  Form  eines  unverzinslichen  Darlehens  in
 Höhe  von  jährlich  bis  zu  11  Millionen  Euro,  insgesamt
 in  Höhe  von  bis  zu  55  Millionen  Euro.  Die  Rückzah-
 lung  des  Darlehens  wird  über  einen  Zeitraum  von  zehn
 Jahren, beginnend am 1.  Januar 2019 erfolgen.“

 13.  §  118 wird wie folgt gefasst:

 „§  118
 Bundeseinheitliche Regelung

 Von  den  in  den  §§  95  bis  103  getroffenen  Regelun-
 gen  des  Verwaltungsverfahrens  kann  durch  Landes-
 recht nicht abgewichen werden.“

 14.  §  119 wird wie folgt gefasst:

 „§  119
 Übergangsregelungen zum Verfahren
 des  elektronischen Entgeltnachweises

 (1)  Die  Zentrale  Speicherstelle  hat  zu  gewährleisten,
 dass  das  Abrufverfahren  am  1.  Januar  2012  vollständig
 funktionsfähig ist.

 (2)  Das  Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Tech-
 nologie  kann  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundes-
 ministerium  für  Arbeit  und  Soziales  den  abrufenden
 Behörden  auf  deren  Antrag  gestatten,  Aufgaben  und
 Befugnisse  nach  dem  Sechsten  Abschnitt  zu  Erpro-
 bungszwecken  vor  dem  1.  Januar  2012  wahrzunehmen.
 Ein  entsprechender  Antrag  der  abrufenden  Behörde  ist
 an die Zentrale Speicherstelle zu richten.

 (3)  §  97  Abs.  1  Satz  1  ist  bis  zum  31.  Dezember  2009
 mit  der  Maßgabe  anzuwenden,  dass  der  Arbeitgeber  für
 Erprobungszwecke  nur  auf  Anforderung  der  Zentralen
 Speicherstelle  für  jeden  Beschäftigten,  Beamten,  Rich-
 ter  oder  Soldaten  monatlich  gleichzeitig  mit  der  Entgelt-
 abrechnung  eine  Meldung  zu  erstatten  hat,  welche  die
 Daten  enthält,  die  in  die  erfassten  Nachweise  (§  95
 Abs.  1) aufzunehmen sind.

 (4)  Der  Arbeitgeber  hat  unbeschadet  der  Meldungen
 nach  §  97  Abs.  1  bis  zum  31.  Dezember  2011  seine  Ver-
 pflichtung  zur  Erteilung  der  erfassten  Nachweise  auch
 in  der  bis  zum  …  [einsetzen:  Tag  des  Inkrafttretens  die-
 ses  Gesetzes]  vorgeschriebenen  Form  abzugeben,  so-
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weit  nicht  in  den  für  die  jeweiligen  Nachweise  gelten-
 den Gesetzen etwas anders bestimmt ist.“

 15.  Nach §  119 wird der folgende §  120 angefügt:

 „§  120
 Außerkrafttreten

 (1) §  119 tritt am 1. Januar 2012 außer Kraft.

 (2)  §  115  tritt  mit  Ablauf  des  31.  Dezember  2028  au-
 ßer Kraft.“

 Artikel  2

 Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch

 In  §  35  Abs.  1  Satz  4  des  Ersten  Buches  Sozialgesetz-
 buch  –  Allgemeiner  Teil  –  (Artikel  1  des  Gesetzes  vom
 11.  Dezember  1975,  BGBl.  I  S.  3015),  das  zuletzt  durch
 …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden  ist,  werden  nach  den
 Wörtern  „die  Datenstelle  der  Träger  der  Deutschen
 Rentenversicherung,“  die  Wörter  „die  Zentrale  Speicherstel-
 le  bei  der  Datenstelle  der  Träger  der  Deutschen  Rentenversi-
 cherung,  soweit  sie  Aufgaben  nach  §  99  des  Vierten  Buches
 und  die  Registratur  Fachverfahren  bei  der  Informationstech-
 nischen  Servicestelle  der  Gesetzlichen  Krankenversiche-
 rung,  soweit  sie  Aufgaben  nach  §  100  des  Vierten  Buches
 wahrnimmt,“ eingefügt.

 Artikel  3

 Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

 Das  Dritte  Buch  Sozialgesetzbuch  –  Arbeitsförderung  –
 (Artikel  1  des  Gesetzes  vom  24.  März  1997,  BGBl.  I
 S.  594,  595),  zuletzt  geändert  durch  …  (BGBl.  I  S.  …),
 wird wie folgt geändert:

 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  nach  der  Angabe  zu  §  320
 folgende Angabe eingefügt:

 „Fünfter Unterabschnitt
 Verfahren des elektronischen Entgeltnachweises

 (ELENA)

 §  320a  Auskünfte  und  Bescheinigungen  für  Teilneh-
 mer“.

 2.  Nach  §  320  wird  folgender  Fünfter  Unterabschnitt  einge-
 fügt:

 „Fünfter Unterabschnitt
 Verfahren des elektronischen Entgeltnachweises

 (ELENA)

 §  320a
 Auskünfte und Bescheinigungen für Teilnehmer

 Für  Teilnehmer  am  Verfahren  des  elektronischen  Ent-
 geltnachweises  (Sechster  Abschnitt  des  Vierten  Buches)
 erfolgen  die  in  den  §§  312,  313  und  315  Abs.  3  genann-
 ten  Auskünfte  und  Bescheinigungen  durch  Übermittlung
 der  jeweils  erforderlichen  Daten  an  die  Zentrale  Spei-
 cherstelle  nach  §  95  Abs.  1  des  Vierten  Buches.  Übermit-
 telt  der  Arbeitgeber  keine  Daten,  genügt  der  durch  die
 Agentur  für  Arbeit  abgerufene  Datensatz  nicht  den  An-
 forderungen  der  jeweiligen  Auskunfts-  oder  Bescheini-
 gungspflicht  oder  ist  ein  Abruf  aus  tatsächlichen  oder
 rechtlichen  Gründen  nicht  möglich,  hat  der  Arbeitgeber
 der  Agentur  für  Arbeit  auf  deren  Verlangen  unverzüglich

 eine  Auskunft  oder  Bescheinigung  nach  den  in  Satz  1  ge-
 nannten  Vorschriften  unter  Verwendung  des  von  der  Bun-
 desagentur  für  Arbeit  hierfür  vorgesehenen  Vordrucks
 zur  Verfügung  zu  stellen.  Satz  2  gilt  nicht,  wenn  der  Teil-
 nehmer  entgegen  seinen  Mitwirkungspflichten  nach  den
 §§  60,  61  und  65  des  Ersten  Buches  sein  Einverständnis
 zum  Datenabruf  nach  §  103  Abs.  1  des  Vierten  Buches
 nicht erklärt.“

 3.  In  §  321  wird  nach  Nummer  4  folgende  Nummer  einge-
 fügt:

 „5.  entgegen  §  320a  die  erforderlichen  Daten  im  Verfah-
 ren  des  elektronischen  Entgeltnachweises  nicht,
 nicht richtig oder nicht vollständig übermittelt,“.

 Artikel  4

 Änderung des Altersteilzeitgesetzes

 In  §  13  Satz  1  des  Altersteilzeitgesetzes  vom  23.  Juli
 1996  (BGBl.  I  S.  1078),  das  zuletzt  durch  …  (BGBl.  I  S.  …)
 geändert  worden  ist,  wird  die  Angabe  „§§  315  und  319“
 durch die Angabe „§§  315, 319, 320a“ ersetzt.

 Artikel  5

 Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

 Das  Sechste  Buch  Sozialgesetzbuch  –  Gesetzliche  Ren-
 tenversicherung  –  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom
 19.  Februar  2002  (BGBl.  I  S.  754,  1404,  3384),  zuletzt  ge-
 ändert durch … (BGBl.  I S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  Dem §  145 wird folgender Absatz  angefügt:

 „(5)  Soweit  die  Datenstelle  die  Aufgaben  der  Zentra-
 len  Speicherstelle  nach  §  96  Abs.  1  des  Vierten  Buches
 wahrnimmt,  führt  das  Bundesministerium  für  Arbeit  und
 Soziales die Aufsicht.“

 2.  §  150 Abs.  5 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  nach  dem  Wort  „durchführt,“  die
 Wörter  „der  Registratur  Fachverfahren,  soweit  sie
 Aufgaben  nach  §  96  Abs.  2  des  Vierten  Buches  durch-
 führt,“ eingefügt.

 b)  Folgender Satz  wird angefügt:

 „Zur  Erfüllung  der  Aufgaben  der  Registratur  Fach-
 verfahren  darf  die  Datenstelle  die  dafür  notwendigen
 Sozialdaten übermitteln.“

 Artikel  6

 Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch

 Dem  §  94  Abs.  2  des  Zehnten  Buches  Sozialgesetzbuch
 –  Sozialverwaltungsverfahren  und  Sozialdatenschutz  –  in
 der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  18.  Januar  2001
 (BGBl.  I  S.  130),  das  zuletzt  durch  …  (BGBl.  I  S.  …)  geän-
 dert worden ist, wird folgender Satz  angefügt:

 „Soweit  die  Arbeitsgemeinschaft  die  Aufgaben  der  Registra-
 tur  Fachverfahren  nach  §  96  Abs.  2  des  Vierten  Buches
 wahrnimmt,  führt  das  Bundesministerium  für  Gesundheit
 die  Aufsicht  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesministerium
 für Arbeit und Soziales.“
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Artikel  7

 Änderung der Gewerbeordnung

 §  108  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  in  der  Fassung  der
 Bekanntmachung  vom  22.  Februar  1999  (BGBl.  I  S.  202),
 die  zuletzt  durch  …  vom  …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden
 ist, wird wie folgt gefasst:

 „(3)  Das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  be-
 stimmt  das  Nähere  zum  Inhalt  und  Verfahren  der  Entgelt-
 bescheinigung  nach  Absatz  1,  die  auch  zu  Zwecken  nach
 dem  Sozialgesetzbuch  verwendet  werden  kann  nach  Maß-
 gabe  des  §  97  Abs.  1  des  Vierten  Buches  Sozialgesetzbuch.
 Der  Arbeitnehmer  kann  vom  Arbeitgeber  zur  Vorlage  dieser
 Bescheinigung  gegenüber  Dritten  eine  weitere  Entgeltbe-
 scheinigung  verlangen,  die  sich  auf  die  Angaben  beschränkt,
 die zu diesem Zweck notwendig sind.“

 Artikel  8

 Änderung des Wohnraumförderungsgesetzes

 Das  Wohnraumförderungsgesetz  vom  13.  September
 2001  (BGBl.  I  S.  2376),  zuletzt  geändert  durch  …  (BGBl.  I
 S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  32  Abs.  4  wird  nach  Satz  1  folgender  Satz  eingefügt:

 „Die  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  nach  Satz  1  besteht
 nicht  für  Daten,  die  dieser  nach  §  97  Abs.  1  des  Vierten
 Buches Sozialgesetzbuch übermittelt hat.“

 2.  In  §  35  Abs.  4  wird  nach  Satz  1  folgender  Satz  eingefügt:

 „Die  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  nach  Satz  1  besteht
 nicht  für  Daten,  die  dieser  nach  §  97  Abs.  1  des  Vierten
 Buches  Sozialgesetzbuch  an  die  Zentrale  Speicherstelle
 übermittelt hat.“

 Artikel  91

 Änderung des Wohngeldgesetzes

 Das  Wohngeldgesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung
 vom  7.  Juli  2005  (BGBl.  I  S.  2029,  2792),  zuletzt  geändert
 durch … (BGBl.  I S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  Dem §  23 Abs.  2 wird folgender Satz  angefügt:

 „Die  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  nach  Satz  1  besteht
 nicht  für  Daten,  die  dieser  nach  §  97  Abs.  1  des  Vierten

 Buches  Sozialgesetzbuch  an  die  Zentrale  Speicherstelle
 übermittelt hat.“

 2.  In  §  33  wird  nach  Absatz  1  folgender  Absatz  1a  einge-
 fügt:

 „(1a)  Die  Wohngeldbehörde  darf  vor  der  Entscheidung
 über  den  Wohngeldantrag  eine  Abfrage  nach  den  §§  101
 bis  103  des  Vierten  Buches  Sozialgesetzbuch  vorneh-
 men.“

 Artikel  10

 Änderung des Bundeselterngeld- und
 Elternzeitgesetzes

 Das  Bundeselterngeld-  und  Elternzeitgesetz  vom  5.  De-
 zember  2006  (BGBl.  I  S.  2748),  zuletzt  geändert  durch  …
 (BGBl.  I S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  §  2 Abs.  7 Satz  4 wird wie folgt gefasst:

 „Grundlage  der  Einkommensermittlung  sind  die  entspre-
 chenden  monatlichen  Lohn-  und  Gehaltsbescheinigun-
 gen  des  Arbeitgebers;  in  Fällen,  in  denen  der  Arbeitgeber
 das  Einkommen  nach  §  97  Abs.  1  des  Vierten  Buches
 Sozialgesetzbuch  vollständig  und  fehlerfrei  gemeldet  hat,
 treten  an  die  Stelle  der  monatlichen  Lohn-  und  Gehalts-
 bescheinigungen  des  Arbeitgebers  die  entsprechenden
 elektronischen  Einkommensnachweise  nach  dem  Sechs-
 ten Abschnitt des Vierten Buches Sozialgesetzbuch.“

 2.  §  9 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „,  das  Gleiche  gilt  für
 ehemalige Arbeitgeber“ gestrichen.

 b)  Folgende Sätze werden angefügt:

 „Die  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  nach  Satz  1  be-
 steht  nicht  für  Daten,  die  dieser  nach  §  97  Abs.  1  des
 Vierten  Buches  Sozialgesetzbuch  an  die  Zentrale
 Speicherstelle  übermittelt  hat.  Die  Sätze  1  und  2  gel-
 ten auch für ehemalige Arbeitgeber.“

 Artikel  11

 Inkrafttreten

 (1)  Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in
 Kraft,  soweit  in  den  folgenden  Absätzen  nichts  Abweichen-
 des bestimmt ist.

 (2)  Die  Artikel  3  und  4  treten  am  1.  Januar  2012  in  Kraft.

 (3)  Die  Artikel  1  Nr.  1  Buchstabe  b  und  Nr.  9  treten  am
 1.  Januar 2014 in Kraft.

 1  Dem  Entwurf  liegt  das  Wohngeldgesetz  in  der  Fassung  des  Entwurfs

 eines  Gesetzes  zur  Neuregelung  des  Wohngeldrechts  und  zur  Ände-

 rung  anderer  wohnungsrechtlicher  Vorschriften  (Bundestagsdruck-

 sache 16/6543) zugrunde.
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Begründung
 A.  Allgemeiner Teil

 I.  Anlass

 Rund  drei  Millionen  Arbeitgeber  in  der  Bundesrepublik
 Deutschland  stellen  Jahr  für  Jahr  etwa  60  Millionen  Entgelt-
 bescheinigungen  in  Papierform  aus.  Mit  diesen  Bescheini-
 gungen  weisen  die  Beschäftigten  gegenüber  Behörden  oder
 Gerichten  die  Voraussetzungen  für  eine  bestimmte  Leistung
 nach.  So  ermittelt  beispielsweise  die  Arbeitsverwaltung  auf
 der  Grundlage  der  vom  Arbeitgeber  ausgestellten  Arbeits-
 bescheinigung den Anspruch auf Arbeitslosengeld.

 Im  Zeitalter  der  elektronischen  Kommunikation  und  Daten-
 verarbeitung  ist  die  Nutzung  einer  solchen  papiergebunde-
 nen  Bescheinigung  ein  Medienbruch.  Dieser  Medienbruch
 zwischen  der  elektronischen  Personalverwaltung  des  Arbeit-
 gebers  –  oder  seines  Steuerberaters  –  und  der  elektronischen
 Sachbearbeitung  in  den  Behörden  wird  bisher  durch  den  tra-
 ditionellen  Informationsträger  Papier  überbrückt  und  verur-
 sacht  unnötige  Kosten  bei  den  Arbeitgebern  wie  auch  in  der
 Verwaltung.  Außerdem  kann  das  bestehende  Bescheini-
 gungswesen  zu  Ungleichbehandlungen  von  Leistungsbe-
 rechtigten aufgrund von Vollzugsdefiziten führen.

 1.  Hohe Kosten für die Arbeitgeber

 Die  Ausstellung  von  Papierbescheinigungen  macht  nach
 Schätzungen  5  Prozent  der  gesamten  Kosten  der  Personal-
 verwaltung  aus  (Hornung/Roßnagel,  „Die  JobCard  –  Kil-
 lerapplikation  für  die  elektronische  Signatur?“,  Kommuni-
 kation  und  Recht  2004,  S.  263).  Das  Institut  für  Mittel-
 standsforschung  (IfM  Bonn)  und  das  Institut  für  Wirtschafts-
 und  Politikforschung  Köln  (IWP)  haben  im  Auftrag  des
 Bundesministeriums  für  Wirtschaft  und  Technologie  die
 Kosten der Erstellung verschiedener Bescheinigungen über-
 prüft.  Das  Gutachten,  für  das  die  Dauer  von  Arbeitsabläufen
 mit  der  Stoppuhr  (Refa-Methode)  gemessen  wurde,  kommt
 unabhängig  von  der  jeweiligen  Bescheinigungsart,  der  Un-
 ternehmensgröße,  der  Frage,  wer  die  Bearbeitung  vornimmt
 und  welche  Technologie  im  Unternehmen  eingesetzt  wird,
 auf  Kosten  für  eine  durch  den  Arbeitgeber  auszustellende
 Bescheinigung im Schnitt von 10 Euro.

 Zusätzlich  sind  weitere  mögliche  Faktoren  zu  berücksichti-
 gen, die häufig zu einer Kostensteigerung führen:

 ●  Beschäftigte  benötigen  eine  weitere  Bescheinigung,  weil
 die  bereits  vom  Arbeitgeber  ausgefüllte  Bescheinigung
 fehlerhaft  ausgefüllt  war.  An  der  Schnittstelle  zwischen
 Papier  und  EDV  besteht  durch  die  Notwendigkeit  einer
 manuellen  Eingabe  der  Daten  auf  Papier  eine  ständige
 Fehlerquelle,  die  durch  komplizierte  und  sich  ständig  än-
 dernde Formulare vergrößert wird.

 ●  Suchkosten  fallen  an,  weil  die  zum  Erstellen  einer  be-
 stimmten  Bescheinigung  notwendigen  Informationen
 oder  Formulare  erst  noch  beschafft  werden  müssen.  Be-
 troffen  hiervon  sind  insbesondere  kleine  und  mittlere
 Unternehmen  (KMU),  da  diese  wegen  ihrer  geringen
 Mitarbeiterzahl  bestimmte  Bescheinigungen  eher  selten
 und  in  großen  zeitlichen  Abständen  ausstellen.  Erhöhen
 sich  die  Suchkosten  je  Bescheinigung  beispielsweise  nur

 um  4  Minuten  bei  angenommenen  0,50  Euro/Minute  und
 zehn  Millionen  Bescheinigungen,  so  erhöht  sich  die  Be-
 lastung der Arbeitgeber um 20 Mio. Euro pro Jahr.

 ●  KMU  betrauen  häufig  Steuerberater  mit  der  Erstellung
 der  Bescheinigungen.  Die  für  die  Beauftragung  anfallen-
 den  Kosten  der  Steuerberater  können  nach  der  entspre-
 chenden  Gebührenordnung,  wenn  keine  pauschale  Ver-
 gütung  vereinbart  wurde,  pro  Bescheinigung  abgerech-
 net  werden,  so  dass  die  Kosten  je  Bescheinigung  in
 diesen  Fällen  über  dem  genannten  Durchschnittswert
 von 10 Euro liegen.

 2.  Effizienzverluste in Verwaltungsverfahren

 Das  Erfordernis  der  Übernahme  einer  Papierbescheinigung
 in  den  zumindest  teilweise  elektronisch  bearbeiteten  Vor-
 gang in der Arbeitsverwaltung führt zu Effizienzverlusten:

 ●  Die  Bearbeitungszeit  für  diese  Eingabe  ist  nicht  uner-
 heblich.

 ●  Die  manuelle  Eingabe  ist  eine  Fehlerquelle,  spiegelbild-
 lich zur Ausfüllung beim Arbeitgeber.

 ●  Viele  Arbeitnehmer  müssen  lange  auf  die  Ausstellung
 der  Bescheinigung  warten.  Der  Grund  können  Konflikte
 mit  dem  Arbeitgeber  –  augenfällig  bei  der  Arbeitsbe-
 scheinigung,  der  überwiegend  die  Kündigung  voraus-
 geht  –  oder  fehlende  Priorität  dieser  Vorgänge  beim  Ar-
 beitgeber  sein.  In  solchen  Fällen  müssen  Behörden  wie
 die  Arbeitsagentur  teilweise  Erzwingungsgelder  gegen
 den  Arbeitgeber  oder  die  Arbeitgeberin  festsetzen.  Das
 Verfahren verlängert sich entsprechend.

 II.  Maßnahmen und Ziele

 Vor  dem  Hintergrund  der  Mängel  des  papiergebundenen  Be-
 scheinigungswesens  wird  bereits  seit  längerer  Zeit  erwogen,
 eine  zentrale  Datenbank  zur  sicheren  Speicherung  von  Ar-
 beitnehmerdaten  einzurichten.  Diese  würde  die  Arbeitgeber
 nachhaltig  von  der  Ausstellung  der  unterschiedlichsten  Be-
 scheinigungen  in  Papierform  entlasten.  Aus  der  Datenbank
 würden  die  jeweils  zuständigen  Verwaltungsbehörden  die
 konkret  benötigten  Daten  abrufen  und  –  an  Stelle  der  heuti-
 gen  Papierbescheinigung  –  in  elektronischer  Form  für  die
 weitere  Bearbeitung  des  Vorgangs  übernehmen.  Damit  wird
 ein  elektronisches  Bescheinigungswesen  geschaffen,  das
 ELENA-Verfahren.  Für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  ergeben
 sich  Entlastungseffekte  durch  die  erheblich  beschleunigte
 Bearbeitung der Leistungsanträge.

 Der  Einstieg  in  das  ELENA-Verfahren  soll  im  ersten  Schritt
 durch  die  gesetzliche  Umsetzung  der  Bescheinigungen  zur
 Leistungsberechnung  für  das  Arbeitslosen-,  das  Wohn-  und
 Elterngeld  erfolgen  und  Schritt  für  Schritt  auf  weitere
 Bescheinigungen  ausgebaut  werden.  Dazu  prüft  das  Bun-
 desministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  (BMWi),  ab
 dem  1.  Januar  2015  alle  weiteren  Auskünfte,  Bescheinigun-
 gen  und  Nachweise  nach  dem  Sozialgesetzbuch  (SGB)  und
 seiner  besonderen  Teile  nach  §  68  SGB  I  in  das  Verfahren
 mit einzubeziehen.
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1.  Ergebnisse des Modellvorhabens

 Ein  solches  Verfahren  ist  wesentliches  Element  der  Vor-
 schläge  der  Kommission  „Moderne  Dienstleistungen  am
 Arbeitsmarkt“  zum  Abbau  der  Arbeitslosigkeit  und  zur  Um-
 strukturierung  der  Bundesagentur  für  Arbeit.  Die  Bundes-
 regierung  hat  sich  schon  zu  einem  frühen  Zeitpunkt  für  die
 Erprobung  unter  dem  damaligen  Namen  „JobCard“  ent-
 schieden  und  als  Erprobungsfeld  die  Datenübermittlung  zwi-
 schen Arbeitgebern und Arbeitsverwaltung ausgewählt.

 Ein  erstes  Erprobungs-  und  Modellvorhaben  wurde  am
 Beispiel  der  Arbeitsbescheinigung  nach  §  312  SGB  III  im
 Zeitraum  September  2003  bis  April  2004  durchgeführt
 (detailliert  hierzu  Ernestus,  „JobCard  –  Schlüssel  zur  elek-
 tronischen  Kommunikation?“,  DuD  2004,  S.  404,  405  bis
 407),  wobei  der  Bundesbeauftragte  für  den  Datenschutz  und
 die  Informationsfreiheit  eng  eingebunden  wurde.  Die  beste-
 henden  Kommunikationswege  zwischen  Arbeitgeber  und
 Einzugsstelle  wurden  genutzt.  Auf  der  Grundlage  der  Daten-
 erfassungs-  und  -übermittlungsverordnung  (DEÜV)  ist  der
 Arbeitgeber  seit  dem  1.  Januar  2006  verpflichtet,  die  Mel-
 dung  zur  Sozialversicherung  elektronisch  durchzuführen.
 Das  DEÜV-Verfahren  eignet  sich  daher  als  Übertragungs-
 system  für  weitere  Daten,  z.  B  der  Bescheinigungsdaten,  an
 die  Sozialversicherung.  In  einem  zweiten  Modellvorhaben
 im  Oktober  2004  wurde  das  Verfahren  auf  Verdienst-  und
 Auskunftsbescheinigungen  ausgedehnt.  Die  Erprobung  hat
 die  technische  und  organisatorische  Umsetzbarkeit  des
 ELENA-Verfahrens gezeigt.

 2.  Struktur des ELENA-Verfahrens

 Ausgangspunkt  des  ELENA-Verfahrens  ist  die  monatliche
 Meldung  eines  Datensatzes  mit  Bescheinigungsdaten  für  die
 Beschäftigten  durch  den  Arbeitgeber  unter  Nutzung  des
 DEÜV-Verfahrens.  Gemeldet  werden  in  einem  „Hybrid“-
 Datensatz  sämtliche  Daten,  die  für  die  einbezogenen  Verfah-
 ren  relevant  sind.  In  einer  Zentralen  Speicherstelle  werden
 die  Daten  gesammelt  und  im  Falle  eines  Verfahrens  verfah-
 rensspezifisch  von  der  Behörde  abgerufen.  Diese  abrufende
 Behörde  verwertet  dann  die  Daten  in  ihrem  Verfahren.  Der
 Beschäftigte  nimmt  in  zwei  unterschiedlichen  Stufen  teil:
 Zunächst  wird  er  ohne  eigenes  Zutun  eingebunden,  indem
 seine  Daten  übermittelt  werden.  Im  Falle  der  Inanspruchnah-
 me  einer  Leistung  muss  er  selber  aktiv  werden,  sich  zum
 Verfahren  anmelden  und  dann  den  Datenabruf  auf  elektro-
 nischem  Wege  durch  seine  Mitwirkung  erlauben.  Die  Infor-
 mationen  zum  Einkommen  nehmen  also  künftig  einen  ande-
 ren  Weg  zu  ihrem  Empfänger,  wobei  der  Medienbruch  beim
 Arbeitgeber  (EDV  auf  Papier)  und  bei  der  Behörde  (Papier
 auf EDV) umgangen wird.

 Eine  Datenbank  wie  die  Zentrale  Speicherstelle  ist  doppelt
 sensibel.  Zum  einen  enthält  sie  eine  große  Datenmenge  zur
 Beschäftigung  von  über  30  Millionen  Bürgern.  Zum  anderen
 handelt  es  sich  um  Daten,  die  als  vertraulich  anzusehen  sind.
 Vor  diesem  Hintergrund  ist  die  Zentrale  Speicherstelle  nach
 dem  Stand  der  Technik  durch  modernste  Sicherheitsvorkeh-
 rungen  geschützt,  die  einen  Einbruch  von  außen  extrem
 schwierig und unwahrscheinlich machen:

 ●  Zur  Verwaltung  der  Zugangsberechtigung  wird  die  Tech-
 nik  der  qualifizierten  elektronischen  Signatur  mit  qualifi-
 ziertem  Zertifikat  nach  dem  Signaturgesetz  eingesetzt.

 Diese  dient  originär  zur  Authentifizierung  beim  Verfas-
 sen  elektronischer  Dokumente  und  ist  im  privaten  wie
 öffentlichen  Rechtsverkehr  gleichwertig  zur  eigenhändi-
 gen  Unterschrift  als  herkömmlichem  Identifizierungs-
 und  Authentifizierungsmechanismus.  Die  Authentifizie-
 rung  durch  elektronische  Signatur  setzt  ELENA  organi-
 satorisch  zur  Ermittlung  der  Zugangsberechtigung  ein.
 Die  Daten  aus  der  Zentralen  Speicherstelle  können  nur
 mit  Einwilligung  des  Bürgers  abgerufen  werden,  der
 diese  Einwilligung  mittels  seiner  qualifizierten  elektro-
 nischen Signatur erteilen muss.

 ●  Die  Datenströme  können  nur  von  der  Arbeitgeberseite  in
 die  Datenbank  fließen,  während  ein  Datenfluss  aus  der
 Datenbank  ausschließlich  in  Richtung  abrufende  Behör-
 de  möglich  ist.  Durch  diese  Festlegung  der  Fließrichtun-
 gen  wird  ein  Einbruch  verhindert.  Zudem  liegt  die  Daten-
 bank  in  einer  inneren  Sicherheitshülle,  die  keinen  Zugang
 zu  öffentlichen  Netzen  hat.  Mittels  eines  Zubringers  müs-
 sen  ankommende  Daten  abgeholt  und  abgerufene  Daten
 zu  einer  äußeren  Abrufstelle  gebracht  werden.  Außenste-
 hende  können  nie  selber  in  die  Datenbank  vordringen
 („reverse proxy“).

 ●  In  der  Datenbank  sind  die  Daten  nicht  unter  einem  indi-
 viduellen  Zuordnungsmerkmal  wie  Name,  Steuer-  oder
 Versicherungsnummer  gespeichert.  Vielmehr  sind  sie
 verschlüsselt  abgelegt.  Zuordnungs-  und  Speicherungs-
 kriterium  ist  die  Nummer  des  qualifizierten  Zertifikats
 der  Person,  erweitert  um  die  Nummer  des  Zertifizie-
 rungsdienstleistungsanbieters.  Sollte  ein  qualifiziertes
 Zertifikat  des  Teilnehmers  nicht  vorhanden  sein,  wird
 nach  gleichen  Strukturmerkmalen  eine  Ersatznummer
 (vorläufige  Identitätsnummer)  gebildet.  Die  Verknüp-
 fung  zwischen  dieser  Nummer  und  der  Versicherungs-
 nummer  nimmt  die  Datenbank  nicht  selber  vor,  sondern
 eine  außen  stehende  und  technisch  getrennte  öffentliche
 Stelle  (Registratur  Fachverfahren).  Nur  bei  Bedarf  stellt
 diese  die  Verknüpfung  her,  übermittelt  sie  an  die  Zentrale
 Speicherstelle  und  ermöglicht  so  eine  sinnvolle  Zuord-
 nung.  Selbst  bei  einem  gelungenen  Einbruch  in  die  Da-
 tenbank,  für  den  die  aufgezeigten  Hürden  bestehen,  kann
 der  Einbrecher  ohne  die  Zuordnung  der  Zertifikatsidenti-
 tätsnummer  zur  Person  nichts  mit  den  verschlüsselten
 Daten  anfangen.  Die  Registratur  Fachverfahren  allein
 vergibt auch die vorläufige Identitätsnummer.

 III. Schutz der informationellen Selbstbestimmung

 Mit  dem  ELENA-Verfahren  wird  in  die  informationelle
 Selbstbestimmung  der  Teilnehmer  eingegriffen.  Jeder  Bür-
 ger  hat  das  Recht,  grundsätzlich  selber  über  die  Preisgabe
 und  Verwendung  seiner  persönlichen  Daten  zu  bestimmen.
 Bereits  heute  hat  jeder  Arbeitgeber  –  zwangsläufig  aus  dem
 Beschäftigungsverhältnis  –  Verfügungsgewalt  über  die  im
 Rahmen  des  ELENA-Verfahrens  übermittelten  Daten.  Der
 Arbeitgeber  darf  die  Daten  ohne  Einwilligung  speichern,  um
 die  Ansprüche  aus  dem  Arbeitsverhältnis  des  Arbeitnehmers
 zu  erfüllen  (Simitis  in:  Simitis,  Kommentar  zum  Bun-
 desdatenschutzgesetz,  6.  Aufl.  2006,  §  28  Rn.  101).  Der  Be-
 schäftigte  hat  aus  dem  Beschäftigungsverhältnis  einen
 Nebenanspruch  auf  Ausstellung  der  betreffenden  Bescheini-
 gung.  Im  ELENA-Verfahren  geht  es  dagegen  um  die  Über-
 mittlung  der  Daten  an  eine  Zentrale  Speicherstelle  und  die
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Speicherung  zum  Zwecke  des  Abrufs.  Die  bisher  dezentral
 auf  die  jeweiligen  Arbeitgeber  verteilten  Daten  werden  in
 eine zentrale und neutrale Stelle „ausgelagert“.

 Damit  die  Speicherung  der  Einkommensdaten  der  Teilneh-
 mer  keine  unzulässige  Datenvorratsspeicherung  darstellt,  ist
 es  erforderlich,  dass  der  Zweck  der  Datenspeicherung  be-
 stimmt  oder  zumindest  bestimmbar  ist.  Nach  der  Rechtspre-
 chung  des  Bundesverfassungsgerichts  muss  –  neben  der
 strikten  Verhältnismäßigkeit  der  Regelung  –  aus  dem  Gesetz
 selbst  der  Verwendungszweck  der  Datenverarbeitung  be-
 reichsspezifisch  und  präzise  bestimmt  werden.  Grundsätz-
 lich  reicht  es  dabei,  wenn  sich  dieser  Zweck  aus  dem  Norm-
 zusammenhang  hinreichend  präzise  ergibt,  in  den  die
 betreffende  Regelung  eingebunden  ist  (BVerfG,  NJW  2005,
 S.  1917,  1920).  Das  Grundrecht  muss  durch  die  Ausgestal-
 tung  des  Verfahrens  effektiv  geschützt  werden,  wobei  neben
 dem  technischen  Datenschutz  als  Schutzvorkehrungen  Auf-
 klärungs-,  Auskunfts-  und  Löschungspflichten  anerkannt
 sind (BVerfG a.  a.  O., S.  1922).

 Mit  dem  Schutz  der  informationellen  Selbstbestimmung  un-
 trennbar  verbunden  ist  auch  der  sich  aus  dem  Zweckbin-
 dungsgebot  ergebende  Grundsatz  der  informationellen  Ge-
 waltenteilung (BVerfGE 65, 1, 69).

 Der  Grundsatz  der  informationellen  Gewaltenteilung  soll  die
 unkontrollierte  Verknüpfung  von  Daten  verhindern,  die  bei
 verschiedenen  Stellen  gespeichert  sind.  Das  Prinzip  der
 informationellen  Gewaltenteilung  stellt  also  eine  weitere
 Konkretisierung  des  Zweckbestimmungsgrundsatzes  dar.
 Die  informationelle  Gewaltenteilung  impliziert  die  Trennung
 von  verschiedenen  Funktionen  innerhalb  von  und  zwischen
 verschiedenen  staatlichen  und  kommunalen  Stellen.  Der
 Berichterstatter  des  sog.  Volkszählungsurteils,  Prof.  Dr.
 Hermann  K.  Heußner,  hat  klargestellt,  dass  hiermit  ausge-
 sprochen  wurde,  „dass  keine  Einheit  der  Staatsgewalt  im  Sin-
 ne  einer  Informationseinheit  der  gesamten  öffentlichen  Ver-
 waltung  besteht“  (Heußner,  RDV  1988,  S.  9).  An  gleicher
 Stelle  verweist  Prof.  Heußner  auf  die  Flick-Entscheidung  des
 Bundesverfassungsgerichts  (BVerfGE  67,  100,  142  ff.),  um
 deutlich  zu  machen,  dass  die  im  Volkszählungsurteil  be-
 findlichen  Ausführungen  nicht  nur  auf  den  Bereich  der
 Statistik  zu  beziehen  sind.  Das  Grundrecht  auf  informationel-
 le  Selbstbestimmung  gebietet,  dass  die  jeweils  vorgesehene
 Zweckbindung  der  Daten  durch  die  gesetzliche  Trennung  der
 Aufgabenbereiche  garantiert  wird.  Das  Bundesverfassungs-
 gericht  verlangt  zu  Recht,  dass  organisatorische  Maßnahmen
 getroffen  werden,  die  die  unterschiedlichen  Verwaltungsbe-
 reiche  und  die  Datenverarbeitung  hierin  voneinander  ab-
 schotten.  Es  hat  sich  ausdrücklich  gegen  eine  umfassende
 Registrierung  und  Katalogisierung  der  Persönlichkeit  durch
 die  Zusammenführung  einzelner  Lebens-  und  Personaldaten
 gewandt  (BVerfGE  27,  1,  6;  65,  1,  53).  Dementsprechend
 problematisch  wäre  es,  Verfahren  aus  anderen  Verwaltungs-
 bereichen  für  die  Erhebung  von  Sozialdaten  zu  nutzen.  Die
 Einrichtung  eines  eigenen  ELENA-Verfahrens  im  Sozial-
 gesetzbuch  trägt  dem  Grundsatz  der  informationellen  Gewal-
 tenteilung jedoch Rechnung.

 Zweck der Datenspeicherung

 Zweck  des  ELENA-Verfahrens  ist  es,  die  erfassten  Verwal-
 tungsverfahren  im  Hinblick  auf  die  dargestellten  Ziele  zu
 verbessern.  Die  Daten  werden  zum  Zweck  der  Verwen-

 dung  in  den  individuellen  Verfahren  sowie  zur  Effektivie-
 rung  der  erfassten  Verwaltungsverfahren  insgesamt  gespei-
 chert  (ebenso  Hornung/Roßnagel,  K&R  2004,  S.  263,  267).
 Vorrangiger  Zweck  sind  damit  die  Vermeidung  eines  Me-
 dienbruches  und  die  Herstellung  eines  vereinheitlichten
 Datenübertragungsstandards  im  Bescheinigungswesen.
 Langfristig  sollen  hierdurch  unnötige  Kosten  sowohl  bei
 den  Arbeitgebern  als  auch  in  der  Verwaltung  vermieden
 werden.

 Keine unzulässige Datenbevorratung

 Verfassungsrechtlich  zulässig  ist  die  Speicherung  personen-
 bezogener  Daten  jedoch  nur  so  lange,  wie  dies  für  die  Er-
 reichbarkeit  der  Zweckbestimmung  erforderlich  ist.  Aus  die-
 sem  Grund  sieht  der  Gesetzentwurf  ein  differenziertes
 Konzept  zur  Löschung  der  jeweils  nicht  mehr  erforderlichen
 personenbezogenen  Teildatensätze  vor.  Die  Zentrale  Spei-
 cherstelle  löscht  die  vom  Arbeitgeber  übermittelten  Daten,
 wenn  diese  für  kein  vom  ELENA-Verfahren  unterstütztes
 Verwaltungsverfahren mehr erforderlich sind.

 Zwar  werden  für  einen  nicht  bestimmbaren  Kreis  von  Teil-
 nehmern  niemals  Bescheinigungen  aus  den  in  der  Zentralen
 Speicherstelle  gespeicherten  Daten  ausgestellt  (siehe  Wei-
 chert,  DuD  2005,  S.  340).  Jedoch  geht  es  um  die  Einrich-
 tung  eines  geordneten  und  effizienten  Systems,  bei  dem  ex
 ante  eine  hinreichend  hohe  Wahrscheinlichkeit  der  Inan-
 spruchnahme  für  alle  Teilnehmer  besteht.  Dem  Gesetzgeber
 steht  zudem  das  Recht  zu,  alle  Beteiligten  zu  entlasten  und
 die  Datenerhebung  und  -verarbeitung  effektiver  zu  gestal-
 ten.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  anderen  Datensammlungen
 bei  Sozialversicherungen,  die  auch  Daten  zu  allen  ihren  Mit-
 gliedern  unabhängig  vom  Eintreten  des  Versicherungsfalls
 verarbeiten.  Die  Sozialversicherungen  erheben  von  allen
 Versicherten  regelmäßig  Daten,  obwohl  bei  einem  zum
 jetzigen  Zeitpunkt  nicht  vorauszusehenden  Anteil  der  Ver-
 sicherungsfall  nie  eintreten  wird,  beispielsweise  im  Hinblick
 auf  die  Rente  bei  Versterben  eines  allein  stehenden  Arbeit-
 nehmers  vor  dem  65.  Lebensjahr.  Auch  dort  reicht  die  hohe
 Wahrscheinlichkeit  einer  Datennutzung  zum  jeweiligen
 Zweck  aus.  Wenn  der  Gesetzgeber  im  ELENA-Verfahren
 dem  Effektivitätsziel  den  Vorrang  einräumt,  dann  muss  er
 allerdings  das  dadurch  entstehende  Risiko  für  die  informa-
 tionelle  Selbstbestimmung  durch  zusätzliche  Schutzmaß-
 nahmen  ausgleichen  (ebenso  Hornung/Roßnagel,  K&R
 2004, S.  263, 267).

 Im  Volkzählungsgesetz  hat  das  Bundesverfassungsgericht
 die  Erschließung  eines  Datenverbundes  durch  ein  einheit-
 liches  Personenkennzeichen  oder  sonstiges  Ordnungs-
 merkmal  für  verfassungsrechtlich  unzulässig  erklärt  (vgl.
 BVerfGE  65,  1  [53]).  Eine  umfassende  Registrierung  und
 Katalogisierung  der  Persönlichkeit  durch  die  Zusammen-
 führung  einzelner  Lebens-  und  Personaldaten  zur  Erstel-
 lung  von  Persönlichkeitsprofilen  der  Bürger  wäre  selbst
 in  der  Anonymität  statistischer  Erhebungen  unzulässig
 (BVerfGE 27, 1 [6]).

 Gleichwohl  sind  Ordnungsmerkmale  insbesondere  für  gro-
 ße  Datenbanken  unerlässlich.  Das  deutsche  Rechtssystem
 setzt  hier  im  Gegensatz  zu  den  Rechtssystemen  anderer
 Staaten  auf  bereichsspezifische  Ordnungsmerkmale.  Damit
 scheidet  insbesondere  die  Versicherungsnummer  als  Ord-
 nungskriterium  für  die  in  der  Zentralen  Speicherstelle  be-



Drucksache 16/10492 – 18 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
triebene  Datenbank  aus.  Ihre  Nutzung  würde  zudem  die  Ge-
 fahr  der  Erstellung  von  Persönlichkeitsprofilen  in  sich
 bergen,  da  die  Bescheinigungsdaten  über  die  Versiche-
 rungsnummer  abgerufen  und  mit  weiteren  Daten  des  betrof-
 fenen  Bürgers  zusammengeführt  werden  könnten  (vgl.  auch
 Ernestus, DuD 2004, S.  407).

 Gemeinsam  mit  dem  Bundesbeauftragten  für  den  Daten-
 schutz  und  die  Informationsfreiheit  wurde  für  das  ELENA-
 Verfahren  ein  differenziertes  System  entwickelt.  Danach
 wird  für  die  Speicherung  der  Daten  als  Ordnungsmerkmal
 die  Nummer  des  qualifizierten  Zertifikats  in  Kombination
 mit  der  Nummer  des  Anbieters  der  im  Verfahren  angemelde-
 ten  Signaturkarte  (Zertifikatsidentitätsnummer)  verwendet.
 Dabei  war  zu  beachten,  dass  dem  Arbeitgeber,  der  die  Daten
 an  die  Zentrale  Speicherstelle  übermittelt,  die  Zertifikats-
 identitätsnummer  nicht  bekannt  ist.  Bekannt  ist  dem  Arbeit-
 geber  als  übergeordnetes  Kriterium  allerdings  die  Versiche-
 rungsnummer  seines  Mitarbeiters,  die  für  die  Meldung  an
 die  Rentenversicherung  erforderlich  ist.  Die  Übermittlung
 an  die  Rentenversicherung  ist  jedoch  kein  Zweck  für  die
 Speicherung  der  Daten  in  der  Zentralen  Speicherstelle,  erst
 Recht  kein  ausschließlicher  Zweck  der  Speicherung.  Eine
 Speicherung  der  Daten  unter  dem  Ordnungsmerkmal  der
 Rentenversicherung  begegnet  daher  verfassungsrechtlichen
 Bedenken.  Erforderlich  war  somit,  die  Versicherungsnum-
 mer  mit  der  Zertifikatsidentitätsnummer  so  zu  verbinden,
 dass  weiterhin  der  Arbeitgeber  die  Daten  an  die  Zentrale
 Speicherstelle  übermitteln  kann,  ohne  dass  er  die  Zertifikats-
 identitätsnummer  seines  aktuellen  oder  früheren  Arbeitneh-
 mers erfährt, was zusätzlich bürokratischen Aufwand verur-
 sacht  hätte.  Als  Lösung  bietet  sich  die  Verbindung  der
 Versicherungsnummer  in  der  Registratur  Fachverfahren  mit
 der  Zertifikatsidentitätsnummer  der  jeweils  aktuell  im  Ver-
 fahren  angemeldeten  Signaturkarte  des  Teilnehmers  an.  Dies
 gewährleistet,  dass  die  mit  der  Versicherungsnummer  vom
 Arbeitgeber  übermittelten  Daten  in  der  Zentralen  Speicher-
 stelle  unter  der  Zertifikatsidentitätsnummer  als  Ordnungs-
 merkmal  gespeichert  werden  können.  Ein  Abruf  der  Daten
 ist  in  diesem  Verfahren  nur  mit  der  Mitwirkung  des  betroffe-
 nen  Teilnehmers  möglich,  da  dieser  hierzu  die  Signaturkarte
 mit  der  Zertifikatsidentitätsnummer  vorlegen  muss.  Ein  Ab-
 rufen  der  Daten  unter  Nutzung  einer  weiten  Kreisen  bekann-
 ten Versicherungsnummer ist nicht möglich.

 Organisatorischer Datenschutz

 Der  erhöhte  Schutz  des  informationellen  Selbstbestim-
 mungsrechts  betroffener  Personen  wird  nicht  dadurch  unter-
 laufen,  dass  nun  eine  Gefährdung  für  die  zuvor  sicheren
 Daten  geschaffen  wird.  Diese  Gefährdung  ist  durch  die
 dargestellten  technischen  Sicherheitsvorkehrungen  des
 ELENA-Verfahrens  so  minimal,  dass  der  Schutzeffekt  deut-
 lich überwiegt.

 Die  organisatorischen  und  technischen  Datenschutzregelun-
 gen  des  ELENA-Verfahrens  wurden  ebenfalls  unter  kriti-
 scher  Begleitung  des  Bundesbeauftragten  für  den  Daten-
 schutz  und  die  Informationsfreiheit  sowie  von  Vertretern  der
 Landesbeauftragten  für  den  Datenschutz  entwickelt.  Die  er-
 forderlichen  Verfahrensgarantien  sind  gegeben,  soweit  sich
 diese  nicht  ohnehin  aus  den  Datenschutzbestimmungen  des
 Sozialgesetzbuches (insbesondere SGB  X) ergeben.

 ●  Das  Gesetz  beinhaltet  ein  Auskunftsrecht,  das  ohne  er-
 höhten  Aufwand  für  den  Bürger  in  Anspruch  genommen
 werden  kann.  Es  sieht  weiterhin  mittels  einer  Mitteilung
 durch  den  Arbeitgeber  eine  Aufklärung  über  die  erfolgte
 Datenspeicherung  vor,  ebenso  wie  den  Hinweis  auf  das
 Auskunftsrecht.  Auch  beim  Abruf  wird  der  Teilnehmer
 vor  seiner  Mitwirkung  auf  die  Auskunftsmöglichkeit  hin-
 gewiesen.

 ●  Zudem  sind  spezifische  Löschungsregelungen  getroffen,
 die  vom  Bürger  als  subjektiv-öffentliches  Recht  auch
 durchgesetzt  werden  können.  Die  Daten  werden  zwin-
 gend  gelöscht,  sobald  sie  nach  dem  jeweiligen  Fachrecht
 nicht  mehr  für  das  einzelne  Verfahren  verwendet  werden
 können.

 Angemessenheit

 Das  Gewicht  des  Eingriffs  in  die  informationelle  Selbstbe-
 stimmung  muss  den  verfolgten  öffentlichen  Zielen  gegen-
 übergestellt  werden.  Dabei  ist  zunächst  zu  berücksichtigen,
 dass  das  ELENA-Verfahren  alle  abhängig  Beschäftigten  be-
 trifft.  Dann  stellt  sich  die  Frage  nach  dem  Gewicht  der  indi-
 viduellen  Beeinträchtigung  für  den  von  der  Datenverarbei-
 tung betroffenen Bürger. Dieses hängt davon ab,

 ●  ob  die  betroffene  Person  bei  der  Datenverarbeitung  an-
 onym bleibt,

 ●  wie sensibel die erhobenen Daten sind,

 ●  für welchen Zweck die Daten erhoben werden,

 ●  ob  die  Daten  zweckändernd  weiterverwendet  werden
 dürfen und

 ●  welche  Nachteile  den  Grundrechtsträgern  aus  der  zweck-
 entsprechenden  und  eventuell  zweckändernden  Verwen-
 dung  drohen  oder  von  ihnen  mit  gutem  Grund  befürchtet
 werden können.

 Eine  echte  Anonymität  –  wie  beispielsweise  die  Statistik  –
 gewährleistet  das  ELENA-Verfahren  nicht,  da  die  Daten  für
 das  jeweilige  Leistungsverfahren  individuell  einer  Person
 zuzuordnen  sind.  Es  wird  aber  ein  der  Anonymisierung  weit-
 gehend  gleichkommender  Effekt  dadurch  erreicht,  dass  die
 Speicherung  in  der  Datenbank  nicht  unter  einem  persön-
 lichen  Merkmal  wie  Namen  oder  Versicherungsnummer  er-
 folgt,  sondern  hierfür  die  Zertifikatsidentitätsnummer  ver-
 wendet  wird.  Diese  lässt  sich  nur  bei  entsprechender
 Kenntnis  einer  individuellen  Person  zuordnen;  diese  Zuord-
 nung ist aber erheblich erschwert.

 Das  ELENA-Verfahren  unterstützt  Leistungsansprüche  der
 Teilnehmer.  In  der  Regel  sind  dies  die  Ansprüche  des  Teil-
 nehmers,  dessen  Daten  verarbeitet  werden.  Eine  Weitergabe
 zu  anderen  Leistungs-  oder  repressiven  Zwecken  wird  aus-
 drücklich  durch  das  Gesetz  ausgeschlossen.  Einen  Nachteil
 durch  das  Gesetz  hat  der  Bürger  daher  nur  dann  zu  befürch-
 ten,  wenn  seine  Daten  nicht  korrekt  abgespeichert  sind  und
 er  so  nicht  an  seine  Leistung  kommt.  Die  Tatsache,  dass  das
 Vollzugsdefizit  bei  der  Nachkontrolle  von  Leistungsansprü-
 chen  weitgehend  abgebaut  wird,  kann  nicht  als  Nachteil  gel-
 ten.  Ein  schon  nach  bisherigem  Recht  rechtswidriger  Zu-
 stand,  der  den  Grundrechtsträger  faktisch  begünstigt,  ist  kein
 im  Rechtssinne  bestehender  Vorteil.  Rechtsbehelfe  gegen  die
 Speicherung  stehen  dem  Teilnehmer  auf  zwei  Ebenen  zur
 Verfügung.  Zunächst  kann  er  die  Berichtigung  der  Daten
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verlangen,  sobald  er  mittels  eines  Auskunftsanspruches  oder
 auf  anderem  Wege  von  einer  Fehlspeicherung  erfahren  hat.
 Zudem  kann  er  gerichtlich  gegen  die  Nichtgewährung  der
 Leistung  vorgehen,  sollte  ihm  diese  auf  der  Grundlage  un-
 richtiger  Daten  verweigert  worden  sein.  Insofern  besteht
 keine  Gefahr,  dass  er  durch  die  Datensammlung  nicht  an
 seine Leistung kommt.

 Die  Intensität  des  Eingriffs  rührt  daher  primär  aus  der  nur
 „unechten“  Anonymisierung,  der  Sensibilität  der  Daten  und
 der  Tatsache,  dass  ein  Großteil  der  Bevölkerung  hiervon  be-
 troffen  ist.  Demgegenüber  stehen  deutliche  Gemeinwohlvor-
 teile.  Die  Belastung  der  Arbeitgeber  mit  den  Kosten  wird
 gemildert,  so  dass  hier  ein  Grundrechtseingriff  zurückge-
 nommen  wird.  Ebenso  wird  der  Informationsdruck  auf  den
 Teilnehmer  gelockert  und  sein  Recht  auf  informationelle
 Selbstbestimmung  mehr  berücksichtigt.  Die  Verwaltung
 wird  effizienter,  so  dass  öffentliche  Gelder  besser  investiert
 werden  können  und  der  Bürger  eine  „better  governance“  er-
 fährt.  Zudem  wird  die  Verfahrensgerechtigkeit  bei  der  Ge-
 währung staatlicher Leistungen erhöht.

 IV. Weitere Gesichtspunkte der  Verhältnismäßigkeit

 Weitere  Eingriffe  durch  das  Gesetz  liegen  in  der  Belastung
 der  betroffenen  Personen  durch  den  mit  dem  Gesetz  verbun-
 denen  Aufwand,  der  sich  aus  der  Zielsetzung  rechtfertigen
 lässt.

 1.  Eignung

 Die  Eignung  des  ELENA-Verfahrens  wäre  fraglich,  wenn
 hierdurch  neue  Bürokratie  aufgebaut  würde  oder  kleine  Un-
 ternehmen  stärker  als  bisher  belastet  würden.  Beides  ist  nicht
 der Fall.

 a)  Aufbau neuer Bürokratie

 Allgemein  wird  davon  ausgegangen,  dass  „e-Government“-
 Anwendungen  und  die  damit  verbundenen  Kartensysteme
 die  Verwaltung  straffen  und  Kosten  der  öffentlichen  Hand
 senken  (vgl.  die  Antwort  der  Bundesregierung  auf  die  Kleine
 Anfrage  der  Fraktion  der  FDP,  Bundestagsdrucksache
 15/3277  sowie  den  Beschluss  der  Bundesregierung  zur  Kar-
 tenstrategie  vom  9.  März  2005).  In  den  meisten  westlichen
 Ländern  wird  im  „e-Government“  die  Zukunft  der  Verwal-
 tung  gesehen,  nicht  zuletzt  wegen  erheblicher  Effizienzge-
 winne  (vgl.  zu  Finnland,  Großbritannien,  Frankreich,  Japan,
 Australien  und  den  USA  die  ausführliche  Darstellung  von
 Eifert/Püschel  –  Hrsg.  –,  National  Electric  Government,
 London und New York 2004).

 Durch  die  Einführung  des  COLIBRI-Verfahrens,  der  durch-
 gängigen  elektronischen  IT-unterstützten  Bearbeitung  sollen
 bei  der  Bundesagentur  für  Arbeit  seit  2007  mehr  als  80  Mio.
 Euro  pro  Jahr  eingespart  werden.  Diese  Erfahrungen  zeigen
 auch  die  Richtung  für  das  ELENA-Verfahren  an,  das  ein
 Schritt  in  Richtung  papierarme  oder  vollelektronische  Akte
 ist.

 b)  Nettobelastung von kleinen und Kleinstunternehmen

 Seit  dem  1.  Januar  2006  sind  alle  Arbeitgeber  nach  §  28a
 Abs.  1  SGB  IV  und  auf  der  Grundlage  der  DEÜV  verpflich-
 tet,  die  relevanten  Daten  zur  Beschäftigung  durch  Daten-

 übertragung  an  die  Sozialversicherung  zu  übermitteln.  Für
 diese  Übermittlung  sind  bereits  Softwarelösungen  vorhan-
 den.  Elektronische  Ausfüllhilfen  wie  z.  B.  sv-net  werden
 derzeit  kostenfrei  von  den  Krankenkassen  zur  Verfügung
 gestellt.  Diese  Programme  können  um  die  Funktion  der  Mel-
 dungen  zum  ELENA-Verfahren  erweitert  werden.  Die  Kos-
 tengewinne  aus  dem  ELENA-Verfahren  werden  die  Belas-
 tung  durch  die  Anschaffung  der  erforderlichen  Technik
 allenfalls in besonderen Einzelfällen unterschreiten.

 2.  Alternativen

 Die  Erforderlichkeit  der  Einführung  des  ELENA-Verfahrens
 wäre  in  Frage  gestellt,  wenn  es  weniger  einschneidende  und
 dabei  gleich  effektive  Problemlösungen  gäbe.  Zur  Diskus-
 sion  steht  dabei  in  erster  Linie  die  Begrenzung  der  Teilneh-
 mer  auf  einen  kleineren  Kreis,  und  die  Variante  einer  freiwil-
 ligen Teilnahme am Verfahren.

 a)  Ausnahme für Personen mit hohem Einkommen

 Die  Höhe  des  Arbeitslosengeldes  orientiert  sich  an  der  Höhe
 des  zuletzt  durch  den  Arbeitslosen  erzielten  Arbeitsentgelts,
 so  dass  –  im  Gegensatz  zu  anderen  Leistungen  im  Sozial-
 recht  –  gerade  für  die  Berechnung  des  Arbeitslosengeldes  ei-
 ne  Ausnahmeregelung  für  Bezieher  hoher  Einkommen  nicht
 in Betracht kommt.

 b)  Grundsatz der Freiwilligkeit

 Würde  man  dem  Arbeitnehmer  freistellen,  am  ELENA-Ver-
 fahren  teilzunehmen,  müsste  ein  Arbeitgeber  vor  der  Aus-
 stellung  einer  Bescheinigung  diesen  erst  immer  um  eine  ent-
 sprechende  Information  bitten,  wie  er  im  konkreten  Fall
 vorzugehen  habe.  Eine  Einheitlichkeit  der  unternehmens-
 internen  Abläufe  und  die  angestrebte  Synergie  wären  nicht
 zu  erzielen.  Zugleich  würde  in  der  Bundesagentur  für  Arbeit
 eine  einheitliche  Bearbeitung  in  elektronischer  Form  nicht
 möglich  sein.  Das  Gleiche  würde  gelten,  wenn  das  Gesetz
 dem  Arbeitgeber  die  Entscheidung  über  die  Teilnahme  am
 Verfahren freistellen würde.

 Beide Alternativen sind von daher auszuschließen.

 c)  Ende-zu-Ende-Verschlüsselung

 Eine  Ende-zu-Ende-Verschlüsselung  wäre  grundsätzlich
 technisch  machbar.  Hierbei  wird  der  Datensatz  mit  dem  indi-
 viduellen  Schlüssel  des  Karteninhabers  verschlüsselt  und
 kann  nur  mit  diesem  entschlüsselt  werden.  Der  Vorteil  läge
 darin,  dass  die  zentrale  Speicherung  entfallen  und  unter  Bei-
 behaltung  der  bisherigen  Vorteile  eine  dezentrale  Speiche-
 rung  erfolgen  würde.  Wie  ein  vom  damaligen  Bundesminis-
 terium  für  Wirtschaft  und  Arbeit  in  Auftrag  gegebenes
 Gutachten  des  Bundesamtes  für  Sicherheit  in  der  Informa-
 tionstechnik  belegt  (BSI,  Gutachten  zur  Ende-zu-Ende-Ver-
 schlüsselung  des  Projektes  JobCard  II  vom  14.  Juli  2005)
 wäre  ein  solches  Verfahren  aber  nicht  nur  mit  einer  erheb-
 lichen  Kostensteigerung  für  die  Arbeitgeber  verbunden.  Zu-
 dem  ist  dieser  Ansatz  praktisch  wenig  brauchbar,  da  jeder
 Teilnehmer  für  jeden  Abruf  mit  seiner  Signaturkarte  in  der
 abrufenden  Behörde  persönlich  erscheinen  müsste.  Daneben
 besteht  die  Gefahr,  dass  einmal  verschlüsselte  Daten  un-
 widerruflich verloren gehen, wenn der auf der Karte befind-
 liche  Schlüssel  beschädigt  ist  oder  der  Teilnehmer  die  Karte
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verliert.  Insofern  stärkt  die  Ende-zu-Ende-Verschlüsselung
 das  schwächste  Glied  der  Datenkette  –  den  Teilnehmer  mit
 seiner  Signaturkarte  –  im  Hinblick  auf  Ausspähung  oder
 Verlust  nicht  (BSI,  Gutachten  wie  oben).  Ein  Datenabruf
 wäre  nicht  mehr  möglich  (vgl.  auch  mit  weiteren  Argumen-
 ten  die  ablehnende  Stellungnahme  von  Hornung,  Die  digita-
 le Identität, S.  377 f.).

 3.  Kostenverteilung

 Die  Kosten  für  den  Aufbau  der  Speichernden  Stelle  und  der
 Registratur  Fachverfahren  trägt  von  2009  bis  einschließlich
 2013  der  Bund  in  Form  eines  zinslosen  Darlehens.  Eine
 Rückzahlung  des  Darlehens  ist  über  einen  Zeitraum  von
 zehn  Jahren,  beginnend  2019  vorgesehen.  Dies  geschieht
 über  einen  Aufschlag  auf  die  Entgelte  für  den  Datenabruf.
 Der  Gesetzgeber  wird  verpflichtet,  durch  Rechtsverordnung
 eine  Entgeltregelung  zur  Finanzierung  der  Kosten  für  das
 ELENA-Verfahren  ab  dem  Jahre  2014  zu  treffen,  die  eine
 Umlage  der  Kosten  auf  die  abrufenden  Behörden  durch  Ent-
 gelte für jeden Abruf vorsieht.

 Die  Kosten  für  das  qualifizierte  Zertifikat  können  in  gerin-
 gem  Umfang  die  leistungsbewilligenden  Behörden  belasten,
 die  am  ELENA-Verfahren  teilnehmen.  Diese  Kosten  fallen
 nur  an,  wenn  der  Bürger  tatsächlich  eine  Leistung  in  An-
 spruch  nimmt  und  außerdem  eine  Erstattung  beansprucht.
 Als  angemessene  Kostenerstattung  kann  nach  derzeitigem
 Stand  für  ein  qualifiziertes  Zertifikat  von  rund  10  Euro  für
 drei Jahre ausgegangen werden.

 Dabei  wird  in  Kauf  genommen,  dass  der  Bürger  die  Signatur
 aller  Voraussicht  nach  auch  in  anderen  Bereichen  nutzen
 kann,  also  auch  zu  privaten  Zwecken.  Von  erheblicher  Be-
 deutung  ist  in  diesem  Zusammenhang,  dass  die  Mehrheit  der
 abhängig  Beschäftigten  ein  Konto  bei  einem  Kreditinstitut
 unterhält,  da  der  Lohn  in  der  Regel  bargeldlos  gezahlt  wird.
 Auch  das  Sozialrecht  geht  von  dieser  Lebenswirklichkeit  aus
 und  stellt  in  §  47  SGB  I  darauf  ab,  dass  Leistungen  in  der
 Regel  auf  ein  Konto  zu  überweisen  sind.  Die  Kreditinstitute
 planen  Geschäftsmodelle  zur  Einführung  der  Signatur  auch
 für  Privatkunden,  im  Regelfall  durch  Aufbringung  auf  die
 Bankkarte.

 Der  Arbeitgeber  ist  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Fürsorge  ver-
 pflichtet,  seinem  Arbeitnehmer  die  notwendige  (Papier-)Be-
 scheinigung  für  das  sozialrechtliche  Verfahren  auszustellen
 (BAG,  NZA  1992,  S.  996,  998).  Diese  Verpflichtung  besteht
 auch  weiterhin,  allerdings  umgewandelt  in  die  Pflicht  zur
 Übermittlung.  Eine  Belastung  der  Arbeitgeber  mit  einem  Er-
 stattungssystem  für  einen  relativ  geringen  Betrag  erhöht  auf-
 grund  des  damit  verbundenen  Verwaltungsaufwandes  nur
 die Kosten.

 Neben  den  Unternehmen  hat  zwar  auch  die  öffentliche  Hand
 durch  die  Verfahrensbeschleunigung  Kostenvorteile  im
 ELENA-Verfahren.  Andererseits  zahlt  sie  für  den  Betrieb
 der zentralen Komponenten des ELENA-Verfahrens.

 V.  Zuständigkeit des Bundes

 1.  Gesetzgebungskompetenz

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  stützt  sich  auf
 die  Zuständigkeitstitel  des  Grundgesetzes  (GG),  die  Grund-
 lage  für  die  in  das  Verfahren  einbezogenen  gesetzlichen

 Vorschriften  (§  95  SGB  IV)  sind.  Das  ELENA-Verfahren
 führt  –  im  Wege  einer  Querschnittsregelung  –  zur  Änderung
 bestehender  Verwaltungsverfahren.  Die  spezialgesetzlichen
 Vorschriften  bestimmen  materiell,  dass  ein  bestimmtes  Ein-
 kommen  innerhalb  einer  bestimmten  Zeitspanne  für  die
 jeweilige  Leistung  relevant  ist.  Verfahrensrechtlich  wird  der
 Nachweis  künftig  statt  durch  eine  Papierbescheinigung  mit-
 tels eines elektronischen Bescheinigungswesens erbracht.

 Zuständigkeitstitel  für  das  hier  eingeführte  Verfahren  ist
 Artikel  74  Abs.  1  Nr.  7  und  12  GG  („öffentliche  Fürsorge,
 Sozialversicherung  einschließlich  der  Arbeitslosenversiche-
 rung“).

 Die  Erforderlichkeit  einer  bundesgesetzlichen  Regelung  im
 Sinne  des  Artikels  72  Abs.  2  GG  als  Voraussetzung  für  die
 Inanspruchnahme  des  Kompetenztitels  nach  Artikel  74
 Abs.  1  Nr.  7  ist  gemäß  den  Anforderungen  der  neueren
 Rechtsprechung  des  Bundesverfassungsgerichts  gegeben
 (vgl.  BVerfGE  106,  62  ff.;  BVerfG,  NJW  2005,  493  ff.).  Die
 bundesweite  Einführung  des  ELENA-Verfahrens  ist  zur
 Wahrung  der  Wirtschaftseinheit  im  gesamtstaatlichen  Inte-
 resse  erforderlich.  Würde  das  ELENA-Verfahren  durch  Lan-
 desrecht  nur  in  einzelnen  Bundesländern  eingeführt,  könnten
 seine  Ziele  der  Effizienzsteigerung  sowie  der  Steigerung  der
 Verfahrensgerechtigkeit  nicht  zum  Tragen  kommen.  Auf
 einer  anderen  Ebene  –  nämlich  zwischen  den  Ländern  –
 müssten  größere  Unternehmen  sowie  Bundesbehörden  an
 einem  zweigleisigen  System  teilnehmen.  Dies  bringt  einen
 erheblichen  volkswirtschaftlichen  Nachteil  mit  sich,  soweit
 über  Landesgrenzen  hinaus  operierende  Unternehmen  nicht
 in  den  Genuss  der  Vorteile  des  ELENA-Verfahrens  kommen.

 Aufgrund  der  Änderung  des  Artikels  74  Abs.  1  Nr.  18  durch
 Artikel  1  Nr.  7  Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  jj  des  Gesetzes
 zur  Änderung  des  Grundgesetzes  vom  28.  August  2006
 (BGBl.  I  S.  2034,  2035)  ist  der  Bund  nicht  mehr  für  das
 Wohnraumförderungsgesetz  (WoFG)  und  das  Gesetz  über
 den  Abbau  der  Fehlsubventionierung  im  Wohnungswesen
 zuständig.  Diese  Gesetze  gelten  jedoch  nach  Artikel  125a
 Abs.  1  Satz  1  GG  als  Bundesrecht  fort.  Der  Bundesgesetz-
 geber  ist  befugt,  technische  Anpassungen  an  geänderte
 Verhältnisse  vorzunehmen  (vgl.  Unterrichtung  durch  die
 Bundesregierung,  Bundesratsdrucksache  651/06  vom  4.  Sep-
 tember  2006,  S.  7).  Die  Einbeziehung  der  Verfahren  für
 die  Erteilung  von  Wohnberechtigungsscheinen  und  für
 sonstige  Einkommensermittlungen  nach  dem  Wohnraumför-
 derungsgesetz  und  dem  Gesetz  über  den  Abbau  der  Fehl-
 subventionierung  im  Wohnungswesen  in  das  ELENA-Ver-
 fahrensgesetz  ist  eine  solche  Anpassung.  Bereits  jetzt
 bestimmen  §  32  Abs.  4  Satz  1  und  §  35  Abs.  4  Satz  1  WoFG,
 dass  die  Finanzbehörden  und  der  Arbeitgeber  der  zuständi-
 gen  Stelle  Auskunft  über  die  Einkommensverhältnisse  (der
 Wohnungssuchenden)  zu  erteilen  haben,  soweit  dies  zur  Si-
 cherung  der  Zweckbestimmung  der  Wohnungen  und  der
 sonstigen  Bestimmungen  der  Förderzusage  erforderlich  ist
 (§  32)  bzw.  soweit  dies  für  die  Feststellung  der  Ausgleichs-
 zahlung  erforderlich  ist  (§  35)  und  begründete  Zweifel  an  der
 Richtigkeit  der  Angaben  und  der  hierzu  vorgelegten  Nach-
 weise  bestehen.  Die  nun  vorgeschlagenen  Änderungen  der
 §§  32,  35  WoFG  modifizieren  dieses  Verfahren  dahinge-
 hend,  dass  der  Arbeitgeber  seine  Auskünfte  nunmehr  elek-
 tronisch  im  ELENA-Verfahren  erteilen  kann,  wenn  er  ohne-
 hin  am  ELENA-Verfahren  teilnimmt  oder  teilnehmen  muss.
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Eine  solche  Änderung  stellt  eine  bloße  Anpassung  an  „mo-
 dernere“  Lebensverhältnisse  dar,  nicht  aber  eine  grundlegen-
 de Neukonzeption der Wohnraumförderung.

 2.  Einrichtung der Zentralen Speicherstelle und der
 Registratur Fachverfahren

 Aus  Artikel  87  Abs.  3  GG  ergibt  sich,  dass  der  Bund  für  An-
 gelegenheiten,  für  die  ihm  die  Gesetzgebung  zusteht,  selb-
 ständige  Bundesoberbehörden  und  neue  bundesunmittelbare
 Körperschaften  und  Anstalten  des  öffentlichen  Rechts  durch
 Bundesgesetz  errichten  kann.  Für  Bundesoberbehörden  hat
 das  Bundesverfassungsgericht  (BVerfGE  14,  198,  210)  ent-
 schieden,  dass  die  Errichtung  einer  Bundesoberbehörde
 nicht  voraussetzt,  dass  die  Verwaltungskompetenz  des  Bun-
 des  schon  anderweitig  begründet  ist.  Bei  Artikel  87  GG  han-
 delt  es  sich  nicht  nur  um  eine  Organisations-,  sondern  wei-
 tergehend  um  eine  Zuständigkeitsnorm.  Es  ist  anerkannt,
 dass  bereits  bestehenden  Bundesoberbehörden  weitere  Auf-
 gaben  durch  Rechtssatz  übertragen  werden  können.  Dies  gilt
 auch  für  bundesunmittelbare  Körperschaften,  da  Artikel  87
 Abs.  3  GG  nicht  zwischen  Bundesoberbehörden  und  bun-
 desmittelbaren Körperschaften unterscheidet.

 3.  Bundeseinheitliche Geltung

 Um  das  ELENA-Verfahren  in  Zukunft  für  die  Einbeziehung
 weiterer  Bescheinigungen  zur  Leistungsberechnung  im  So-
 zialrecht  anwenden  zu  können,  bedarf  es  einer  bundesein-
 heitlichen  Regelung.  Es  besteht  ausnahmsweise  ein  beson-
 deres  Bedürfnis  für  eine  bundeseinheitliche  Regelung  nach
 Artikel  84  Abs.  1  Satz  5.  Das  ELENA-Verfahren  regelt  für
 eine  in  §  95  Abs.  1  genau  bestimmte  Anzahl  von  Verfahren
 den  Einsatz  der  elektronischen  Kommunikation.  Zur  bun-
 deseinheitlichen  Anwendung  sind  komplexe  und  spezifische
 technische  Regelungen  zu  treffen,  um  die  Funktionsfähigkeit
 des  Verfahrens  sicherzustellen.  Nur  durch  die  bundeseinheit-
 liche  Definition  der  Schnittstellen  (§  28b  Abs.  6)  wird  ge-
 währleistet,  dass  eine  reibungslose  Kommunikation  möglich
 und  so  der  Datenabruf  von  allen  Orten  aus  tatsächlich  sicher-
 gestellt  ist.  Die  Vereinheitlichung  der  Schnittstellen  ist  ein
 wesentlicher  Punkt  für  das  Funktionieren  des  ELENA-Ver-
 fahrens  und  der  damit  angestrebten  Effizienzsteigerung.  Da-
 her  besteht  hier  ein  besonderes  Bedürfnis  für  eine  bundesein-
 heitliche Regelung.

 VI.  Gesetzesfolgenabschätzung

 Kosten  für  die  Wirtschaft,  den  Bürger  und  die  öffentliche
 Hand; Bürokratiekosten

 1.  Allgemeine Kostenwirkung

 Es  entstehen  Kosten  beim  Bund  sowie  bei  den  Ländern  und
 den Gemeinden.

 Der  Bund  übernimmt  die  Anschubfinanzierung  für  Aufbau
 und  Betrieb  der  Datenbank  sowie  der  zugehörigen  Verfah-
 rensstellen.  Für  den  Aufbau  der  Zentralen  Speicherstelle  und
 der  Registratur  Fachverfahren  im  Jahr  2009  und  den  laufen-
 den  Betrieb  bis  2013  werden  jährlich  bis  zu  11  Mio.  Euro,
 insgesamt  55  Mio.  Euro  zur  Verfügung  gestellt.  Auf  die  Zen-
 trale  Speicherstelle  und  auf  die  Registratur  Fachverfahren
 entfallen  hierbei  jeweils  rund  5,5  Mio.  Euro  pro  Jahr.  In  die-
 sem  Betrag  sind  sowohl  die  technische  Ausstattung  als  auch

 die  Personalkosten  und  der  laufende  Betrieb  der  Stellen  ent-
 halten,  welche  die  Funktionsfähigkeit  des  ELENA-Verfah-
 rens sicherstellen.

 Die  Kosten  für  das  qualifizierte  Zertifikat  können  die  Bun-
 desagentur  für  Arbeit  mit  bis  zu  25  Mio.  Euro  jährlich  belas-
 ten.  Diese  Kosten  fallen  nur  an,  wenn  der  Bürger  tatsächlich
 eine  Leistung  in  Anspruch  nimmt  und  außerdem  einen  Er-
 stattungsanspruch  geltend  macht.  Als  angemessene  Kosten-
 erstattung  kann  nach  derzeitigem  Stand  für  ein  qualifiziertes
 Zertifikat  von  rund  10  Euro  für  drei  Jahre  ausgegangen  wer-
 den.

 Vollzugskosten  entstehen  bei  Bund  und  Ländern  zunächst
 mittelbar,  soweit  sie  als  abrufende  Behörden  fungieren  und
 deswegen  technische  Umstellungen  nötig  sind.  Etwaige
 Mehrkosten  folgen  aus  der  notwendigen  Ausstattung  mit
 Hard-  und  Software  (inklusive  Kartenlesegeräte  für  Signa-
 turkarten)  und  der  Anschaffung  von  Signaturkarten  für  den
 Datenabruf  durch  Sachbearbeiter.  Diese  Kosten  lassen  sich
 derzeit  nicht  genau  beziffern;  die  ihnen  gegenüberstehenden
 Einspareffekte  werden  auf  längere  Sicht  jedoch  deutlich
 überwiegen.

 Nach  Schätzungen  der  Bundesagentur  für  Arbeit  führt  die
 Einführung  des  ELENA-Verfahrens  zu  einer  einmaligen
 Kostenbelastung  in  Höhe  von  rund.  31  Mio.  Euro.  Die  Kos-
 ten  entstehen  durch  den  Abrufagent  (16,1  Mio.  Euro),  das
 Abruftool  (mit  Workflowkomponente)  –  notwendig  für  die
 Anwender/Schnittstelle  Fachanwendung  zu  Abrufagent
 (6,8  Mio.  Euro),  den  Aufbau  des  technischen  Betriebes,
 einschließlich  der  Installation,  Test  etc.  (2,5  Mio.  Euro),
 der  Ausstattung  mit  Kartenlesern  für  die  Teilnehmer
 (2,1  Mio.  Euro)  und  der  Anpassung  der  bestehenden  Fach-
 verfahren  der  Bundesagentur  (3,2  Mio.  Euro).  Die  Kosten
 werden  aber  durch  die  Einspareffekte  aus  vermeidbaren  Auf-
 wänden  durch  Eingabefehler,  Verzögerungen,  Rückfragen
 und  Erinnerungen  bei  den  zu  liefernden  Bescheinigungen
 sowie  der  Übernahme  der  elektronisch  gelieferten  Beschei-
 nigungen  unmittelbar  ohne  Einscannen,  Beförderung  und
 Zuordnung  zum  Bearbeitungsvorgang  aufgewogen.  Hinzu
 kommt,  dass  durch  die  Vermeidung  von  Verzögerungen  und
 Rückfragen  und  die  Beschleunigung  der  Antragsbearbeitung
 sich die Kundenzufriedenheit erhöht.

 Das  vorhandene  Datenübermittlungsverfahren  (DEÜV)
 wird  für  das  elektronische  Entgeltnachweisverfahren  erwei-
 tert.  Am  bestehenden  Verfahren  sind  zurzeit  rund  2,8  Mil-
 lionen  Unternehmen  beteiligt,  die  über  rund  175  000  abrech-
 nende  Stellen  an  die  Sozialversicherung  melden.  Sowohl  bei
 den  abrechnenden  Stellen  wie  bei  der  Sozialversicherung  ist
 eine  Anpassung  der  Software  notwendig.  Diese  Erweiterung
 der  Software  belastet  zunächst  die  Beteiligten  finanziell.  Für
 die  Anwender  der  so  genannten  automatisierten  Ausfüllhil-
 fen  wird  das  ELENA-Verfahren  in  die  vorhandenen  Über-
 mittlungsverfahren  (z.  B.  sv-net)  integriert  und  wie  bisher
 kostenlos  zur  Verfügung  gestellt.  Die  Kosten  sind  nicht  ge-
 nau  bezifferbar,  werden  aber  durch  die  Einspareffekte  mehr
 als aufgewogen.

 2.  Preiswirkung

 Auswirkungen  auf  das  allgemeine  Preisniveau,  insbesondere
 auf  das  Verbraucherpreisniveau,  sind  nicht  zu  erwarten,
 während  Auswirkungen  auf  Einzelpreise  nicht  ausgeschlos-
 sen werden können.
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3.  Bürokratiekosten

 Mit  Blick  auf  das  Ziel,  die  Bürokratiekosten  für  die  Wirt-
 schaft,  resultierend  aus  gesetzlichen  Informationspflichten,
 spürbar  zu  senken,  leistet  der  vorliegende  Gesetzentwurf
 einen wichtigen Beitrag.

 3.1  Bürokratiekosten der Wirtschaft

 Nach  Artikel  1  §  95  werden  in  der  Wirtschaft  sechs  beste-
 hende  Informationspflichten  geändert  und  im  Weiteren  vier
 Informationspflichten  neu  eingeführt.  Insgesamt  ist  eine
 Entlastung  der  Unternehmen  in  Höhe  von  rund  85,6  Mio.
 Euro zu erwarten.

 Dieser  Schätzung  liegt  ein  ausführliches  Gutachten  des
 Nationalen  Normenkontrollrates  vom  10.  Dezember  2008
 zugrunde,  das  auf  Prüfbitte  des  BMWi  und  mit  Zustimmung
 der beteiligten Ressorts erstellt wurde:

 1.  Im  Rahmen  der  Erfassung  der  Informationspflichten  zum
 Standard-Kosten-Modell  liegen  die  Gesamtkosten  der
 Wirtschaft  für  die  Arbeitsbescheinigung  bei  99,34  Mio.
 Euro.

 2.  Die  Kosten  für  die  rund  eine  Million  Nebeneinkommens-
 bescheinigungen  (§  13  Abs.  1  SGB  III)  wurden  mit  rund
 5,46 Mio. Euro berechnet.

 3.  Für  die  Allgemeine  Auskunftspflicht  Dritter  nach  §  315
 Abs.  3  SGB  III  liegen  die  Kosten  nach  dem  Standard-
 Kosten-Modell bei rund 2,08 Mio. Euro im Jahr.

 Für  die  weiteren  drei  Informationspflichten  nach  §  95  Abs.  1
 SGB  IV  liegen  zurzeit  noch  keine  Ergebnisse  nach  dem
 Standard-Kosten-Modell  vor.  Deshalb  werden  die  Kosten
 auf  der  Grundlage  der  IfM-Studie  mit  einem  pauschalen  An-
 satz von je 5 Mio. Euro im Jahr berücksichtigt.

 Von  den  rund  122  Mio.  Euro  werden  für  die  vier  Informa-
 tionspflichten,  der  Verpflichtung  zur  monatlichen  Übermitt-
 lung  eines  Datensatzes  an  die  Zentrale  Speicherstelle,  der
 Beantragung  einer  Verfahrensnummer  durch  den  Arbeit-
 geber,  soweit  der  Arbeitnehmer  keine  Versicherungs-  oder
 Verfahrensnummer  hat,  der  Mitteilungspflicht  des  Arbeit-
 gebers  an  den  Arbeitnehmer,  dass  Daten  übermittelt  werden,
 und  die  Protokollierungspflicht  der  Datenübermittlung
 durch  den  Arbeitgeber  rund  21  Mio.  Euro  (Berücksichtigung
 der  im  Gutachten  des  Nationalen  Normenkontrollrats  –  NKR
 ermittelten  Kosten  für  Nutzer  der  „PC-Version  der  Ausfüll-
 hilfe“  und  der  „Online-Version  der  Ausfüllhilfe“,  vgl.
 Gutachten  des  NKR,  S.  27)  als  zusätzlicher  Aufwand  be-
 rücksichtigt.  Hinzu  kommen  Kosten  für  die  Eingabe  von
 Änderungsmerkmalen  in  Höhe  von  15,4  Mio.  Euro.  Der
 Aufwand  für  Nutzer  von  „Entgeltabrechnungssystemen“
 wurde  als  vernachlässigbar  gering  angesehen,  da  gegenüber
 dem  ursprünglichen  Gesetzentwurf  die  Verfahrensschritte  in
 vorhandene  Verfahrensabläufe  im  allgemeinen  Melde-  und
 Nachweisverfahren  des  Arbeitgebers  integriert  werden
 (vollständige  Integration  in  das  DEÜV-Verfahren).  Im
 Ergebnis  fallen  damit  im  zukünftigen  ELENA-Verfahren
 36,4 Mio. Euro als jährliche Kosten an.

 Daraus  ergibt  sich  eine  Gesamtentlastung  durch  das  ELENA-
 Verfahren  von  rund  85,6  Mio.  Euro  pro  Jahr  für  die  deutsche
 Wirtschaft  in  der  Einführungsphase.  Die  Erweiterung  um
 weitere  Bescheinigungen  und  Nachweise  führt  jeweils  zu  ei-
 ner weiteren Entlastung von rund 5 Mio. Euro im Jahr.

 3.2  Bürokratiekosten der Bürger

 Von  den  drei  im  Gesetz  eingeführten  Informationspflichten
 sind  nur  die  Bürger  unmittelbar  betroffen,  welche  eine  der
 dort  abschließend  aufgeführten  Leistungen  beantragen  wol-
 len.  Nur  diese  sind  verpflichtet,  vor  der  Beantragung  der
 Leistung  eine  Signaturkarte  mit  qualifiziertem  Zertifikat
 zum  ELENA-Verfahren  anzumelden,  um  einen  Abruf  ihrer
 Daten  zur  Leistungsberechnung  zu  ermöglichen.  Der  Aus-
 gabeprozess  von  für  die  qualifizierte  Signatur  vorbereiteten
 Karten,  beispielsweise  der  Bankkarte,  hat  bereits  begonnen
 oder  wird  mittelfristig  beginnen  (Gesundheitskarte).  Mit
 dem  geplanten  elektronischen  Personalausweis  wird  flä-
 chendeckend  eine  Chipkarte  zur  Verfügung  stehen,  auf  der
 ein  Zertifikat  für  die  Qualifizierte  Elektronische  Signatur
 nachgeladen  werden  kann.  Es  ist  also  davon  auszugehen,
 dass  nur  die  Kosten  des  aufzuspielenden  Zertifikates  zu  tra-
 gen  sind.  Diese  dürften  zukünftig  bei  rund  3  Euro  pro  Jahr
 liegen.  Die  einmalige  Anmeldung  zum  Verfahren  ist  kosten-
 frei,  wird  jedoch  rund  5  Minuten  in  Anspruch  nehmen.  Auch
 die  Genehmigung  zum  Datenabruf  ist  nicht  mit  direkten
 Kosten,  sondern  nur  mit  einem  Zeitaufwand  verbunden,  der
 vergleichbar  mit  der  Geldentnahme  an  einem  Geldautoma-
 ten  ist.  Vergleicht  man  die  bisherigen  Verfahren,  so  ist  fest-
 stellbar,  dass  dem  bisherigen  erheblichen  Zeitaufwand  zur
 Antragstellung  künftig  ein  geringerer  Zeitaufwand  gegen-
 übersteht.  Der  Verringerung  dieser  zeitlichen  Belastung  steht
 eine  Kostenbelastung  von  rund  10  Euro  in  drei  Jahren  gegen-
 über.

 3.3  Bürokratiekosten der Verwaltung

 Die  Höhe  der  Effizienzgewinne  in  der  Verwaltung  lassen
 sich  nicht  beziffern,  dürften  aber  bei  rund  20  Prozent  der  der-
 zeitigen  Aufwendungen  für  die  Datenüberprüfung  und  Da-
 teneingabe liegen.

 B.  Besonderer Teil

 Zu Artikel  1  (Änderung des SGB  IV)

 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)

 Erweiterung  der  Inhaltsübersicht  zum  SGB  IV  um  die  Anga-
 ben  zum  neu  eingefügten  Sechsten  Abschnitt,  der  die  Vor-
 schriften  über  die  Durchführung  des  elektronischen  Entgelt-
 nachweisverfahrens enthält.

 Zu Nummer  2  (§  1)

 Das  ELENA-Verfahren  soll  nicht  nur  im  Bereich  der  Sozial-
 versicherung  gelten;  daher  ist  der  sachliche  Geltungsbereich
 auf  das  gesamte  Sozialgesetzbuch  einschließlich  seiner  be-
 sonderen Teile nach §  68 SGB  I anzupassen.

 Zu Nummer  3  (§  3)

 Das  ELENA-Verfahren  soll  Beschäftigte,  Beamte,  Richter
 und  Soldaten  erfassen;  entsprechend  ist  der  persönliche  Gel-
 tungsbereich anzupassen.

 Zu Nummer  4  (§  18f)

 Die  Regelung  ermöglicht  die  Verwendung  der  Versiche-
 rungsnummer,  soweit  sie  im  elektronischen  Entgeltnach-
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weisverfahren  von  den  genannten  Teilnehmern  am  Verfah-
 ren genutzt werden muss.

 Zu Nummer  5  (§  28a)

 Die  Übermittlung  des  Datensatzes  für  das  elektronische  Ent-
 geltnachweisverfahren  vom  Arbeitgeber  zur  Zentralen  Spei-
 cherstelle  erfolgt  mit  Hilfe  des  bestehenden  Übermittlungs-
 verfahrens  zur  Sozialversicherung.  Die  Übertragung  darf
 deshalb  ebenfalls  nur  aus  systemgeprüften  Entgeltabrech-
 nungsprogrammen  oder  mit  Hilfe  von  geprüften  automati-
 sierten  Ausfüllhilfen  erfolgen.  Damit  wird  auch  eine  hohe
 Qualität  der  übermittelten  Daten  sichergestellt,  die  entspre-
 chend  den  Erfahrungen  im  Meldeverfahren  der  Sozialver-
 sicherung  bei  einer  Fehlerquote  von  unter  1  Prozent  liegen
 wird.

 Zu Nummer  6  (§  28b)

 Da  das  elektronische  Entgeltnachweisverfahren  in  das  beste-
 hende  Melde-  und  Beitragsverfahren  der  Sozialversicherung
 integriert  wird,  erfolgen  auch  die  Erarbeitung  der  Datensätze
 und  die  Abstimmung  über  die  technischen  Verfahren  durch
 die  gleichen  Entscheidungsgremien.  Zur  Sicherstellung,
 dass  den  Belangen  der  abrufenden  Behörden  dabei  Rech-
 nung  getragen  wird,  wird  jeweils  ein  Vertreter  dieser  Behör-
 den in diesen Gremien beteiligt.

 Zu Nummer  7  (§  28c)

 Die  Verordnungsermächtigung  wird  analog  zum  Melde-  und
 Beitragsverfahren  auch  auf  das  elektronische  Entgeltnach-
 weisverfahren ausgedehnt.

 Zu Nummer  8  (Sechster Abschnitt/§§  95 bis 103)

 Mit  dem  neuen  Sechsten  Abschnitt  wird  das  elektronische
 Entgeltnachweisverfahren  in  das  SGB  IV  und  damit  in  das
 gesamte  Sozialgesetzbuch  integriert.  Das  Vierte  Buch  regelt
 die  gemeinsamen  Verfahren  innerhalb  der  Sozialversiche-
 rung.  Eine  Regelung  im  Vierten  Buch  stellt  zum  einen  sicher,
 dass  für  alle  Beteiligten  im  Verfahren  die  Regelungen  des
 Sozialdatenschutzes  gelten,  zum  anderen  ist  diese  Stellung
 konsequent,  da  das  ELENA-Verfahren  vorrangig  für  die
 Leistungsbereiche  des  Sozialgesetzbuches  und  der  nach  §  68
 SGB  I  in  das  Sozialgesetzbuch  einbezogenen  gesetzlichen
 Regelungen  gelten  wird.  Dies  hindert  nicht  die  zukünftige
 mögliche  Ausweitung  des  Verfahrens  auch  auf  andere
 Rechtsbereiche,  wenn  diese  auf  die  Regelungen  des  Sechs-
 ten Abschnitts Bezug nehmen.

 Zu §  95 (Anwendungsbereich)

 Zu Absatz 1

 Die  Vorschrift  regelt  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  Nach-
 weise,  Auskünfte  und  Bescheinigungen  im  Zusammenhang
 mit  den  aufgezählten  Verwaltungsverfahren.  Diese  hat  regel-
 mäßig  der  Arbeitgeber  bisher  erteilt  oder  vorgenommen,  in-
 dem  er  einen  entsprechenden  Nachweis  in  Papierform  für  die
 bei  ihm  beschäftigte  Person  ausgestellt  hat.  Künftig  werden
 die  Verfahren  mit  Hilfe  des  ELENA-Verfahrens  durchge-
 führt.

 Zu Absatz 2

 Erfasst  sind  nur  Nachweise,  Auskünfte  und  Bescheinigun-
 gen,  soweit  diese  im  Zusammenhang  mit  erfasstem  Entgelt
 stehen.  Weitergehende  Nachweispflichten  des  Teilnehmers
 zu  anderen  Einkommensarten  –  wie  aus  selbständiger  Tätig-
 keit,  Vermietung,  Verpachtung  oder  Kapitalvermögen  –  wer-
 den  durch  das  Gesetz  nicht  erfasst.  Sie  sind  weiterhin  durch
 den  Teilnehmer  in  der  in  den  Fachgesetzen  geregelten  Form
 zu erbringen.

 Zu §  96  (Errichtung der Zentralen Speicherstelle und der
 Registratur Fachverfahren)

 Zu Absatz 1

 Die  Datenstelle  der  Träger  der  Rentenversicherung  ist  die
 Datendrehscheibe  für  die  deutsche  Sozialversicherung.  Bei
 ihr  sind  die  Stammdaten  für  etwa  127  Millionen  Versiche-
 rungsnummern  gespeichert.  Sie  erfüllt  die  technischen  und
 organisatorischen  Voraussetzungen,  die  für  den  Betrieb  der
 Zentralen  Speicherstelle  gefordert  sind.  Die  Datenstelle  der
 Träger  der  Rentenversicherung  betreibt  mit  moderner  Tech-
 nik  eine  sichere  Kommunikation  und  hält  eine  Infrastruktur
 mit  24-Stunden-Verfügbarkeit  der  Datenverarbeitungssys-
 teme vor.

 Die  Zentrale  Speicherstelle  wird  als  eigenständige  Organisa-
 tionseinheit  bei  der  Datenstelle  der  Träger  der  Deutschen
 Rentenversicherung  in  Würzburg  eingerichtet.  Diese  Zuord-
 nung  erfolgt  auf  Grund  der  dort  vorhandenen  langjährigen
 Erfahrungen  mit  der  maschinellen  Entgegennahme  großer
 Datenmengen  im  Rahmen  des  bestehenden  Meldeverfahrens
 der  Sozialversicherung  und  der  dort  deshalb  bereits  vorhan-
 denen  Infrastruktur.  Da  das  Verfahren  ELENA  stark  an  das
 bestehende  Meldeverfahren  angelehnt  ist  und  da  die  Daten-
 stelle  beanstandungslos  und  zuverlässig  ihre  gesetzlichen
 Verpflichtungen  erfüllt  hat,  gibt  es  für  die  Übertragung  der
 Funktion  der  Zentralen  Speicherstelle  keine  Alternative  zur
 Datenstelle  der  Träger  der  gesetzlichen  Rentenversicherung.

 Dadurch,  dass  es  eine  räumliche,  personelle  und  insbesonde-
 re  organisatorische  Trennung  der  Zentralen  Speicherstelle
 von  der  Datenstelle  und  insbesondere  auch  den  übrigen  Da-
 tenbeständen  der  Deutschen  Rentenversicherung  Bund  gibt,
 wird  vor  dem  Hintergrund,  dass  die  sensiblen  Daten  zum  Teil
 für  einen  längeren  Zeitraum  von  bis  zu  fünf  Jahren  zur  Ver-
 fügung  stehen  müssen,  wird  ein  erhöhtes  Schutzniveau  er-
 reicht.  Es  wird  außerdem  eine  effektive  Kontrolle  der  Daten-
 speicherung sichergestellt.

 Die  strikte  Trennung  der  Aufgaben  und  Daten  der  Zentralen
 Speicherstelle  von  den  übrigen  Aufgaben  und  Datenbestän-
 den  der  Rentenversicherung  stellt  zugleich  sicher,  dass  die
 für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  der  Zentralen  Speicher-
 stelle  notwendigen  Aufwendungen  eindeutig  zugeordnet
 werden können.

 Zu Absatz 2

 Die  Aufgaben  der  Registratur  Fachverfahren  werden  auf  die
 Informationstechnische  Servicestelle  der  gesetzlichen  Kran-
 kenversicherung  mit  zurzeitigem  Sitz  in  Rodgau  übertragen.
 Diese  Stelle  ist  schon  heute  im  Meldeverfahren  der  Sozial-
 versicherung  mit  der  Ausgabe  von  Zertifikaten  an  die  Ar-
 beitgeber  betraut.  Diese  Erfahrungen  und  die  vorhandenen
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technischen  wie  datenschutzrechtlich  relevanten  Vorkehrun-
 gen  sollen  nun  für  den  Aufbau  der  Registratur  Fachverfahren
 Verwendung finden.

 Zu Absatz 3

 Die  Regelung  stellt  klar,  dass  die  per  Gesetz  den  in  den  Ab-
 sätzen  1  und  2  genannten  Stellen  übertragenen  Aufgaben
 nicht  an  Dritte  übertragen  werden  dürfen.  Insoweit  finden
 die Regelungen des SGB  X keine Anwendung.

 Zu Absatz 4

 Die  Systeme  beider  Einheiten  müssen  auch  technisch  von-
 einander  getrennt  betrieben  werden,  damit  eine  Zusammen-
 führung  der  Datenbestände  und  auch  eine  Abhängigkeit  der
 Systeme voneinander ausgeschlossen werden können.

 Zu §  97 (Pflichten des Arbeitgebers)

 Zu Absatz 1

 §  97  regelt  die  Arbeitgeberpflichten  im  Rahmen  dieses  Ver-
 fahrens.  Die  Arbeitergeber  übertragen  monatlich  einen
 Datensatz  über  Lohn-  und  Gehaltsdaten  für  jede  bei  ihnen
 beschäftigte  Person  an  die  Zentrale  Speicherstelle.  Die  aus-
 zufüllenden  Felder  des  zu  übermittelnden  Datensatzes  er-
 geben  sich  aus  der  Gesamtheit  der  nach  den  jeweiligen
 Fachgesetzen  erforderlichen  Daten.  In  einem  Datensatz  wer-
 den  alle  für  die  erfassten  Nachweise  erforderlichen  Daten
 zusammengefasst  (Multifunktionaler  Verdienstdatensatz).
 Durch  die  gesetzlichen  Vorgaben  in  §  97  Abs.  1  SGB  IV
 wird  der  Datenkatalog,  soweit  es  die  personenbezogenen
 Daten  betrifft,  abschließend  bestimmt,  um  den  rechtsstaat-
 lichen  und  datenschutzrechtlichen  Bestimmungen  Rech-
 nung  zu  tragen.  Die  Bestimmung  der  zu  übermittelnden  Ein-
 zeldaten  richtet  sich  im  Übrigen  nach  §  28a  Abs.  3  SGB  IV.
 Es  würde  aber  alle  technische  Flexibilität  verloren  gehen,
 wenn  jedes  Datenfeld  des  „Multifunktionalen  Verdienst-
 datensatzes“  im  Gesetz  abschließend  festgelegt  wird.  Zur
 Erhaltung  dieser  Flexibilität  wird  durch  das  Gesetz  ein  en-
 ger  Rahmen  vorgegeben,  der  durch  eine  Verordnung  ausge-
 füllt  wird.  Dieses  Regelungsmodell  entspricht  dem  bewähr-
 ten  Ansatz  der  DEÜV  auf  der  Grundlage  des  SGB  IV.
 Neben  den  ausdrücklich  aufgelisteten  Inhalten  enthält  der
 durch  Verordnung  festgelegte  Datensatz  weitere  Einzel-
 angaben.  Diese  werden  –  vorbehaltlich  der  Anforderungen
 aus den spezialgesetzlichen Vorschriften – zumindest sein

 ●  bei  Teilzeitbeschäftigten  die  durchschnittlich  vereinbarte
 Wochenstundenzahl,

 ●  das  vereinbarte  Entgelt  und  gesondert  vereinbarte  Zula-
 gen,

 ●  laufende  Zahlungen  unterschieden  nach  Mehrarbeitsver-
 gütung,  Zulagen  oder  Zuschlägen,  leistungsunabhängige
 variable  Entgelte,  vermögenswirksame  Leistungen  und
 Fahrgelderstattungen,

 ●  Einmalzahlungen,  unterschieden  nach  Weihnachtsgeld,
 Urlaubsgeld,  Urlaubsabgeltungen,  Jubiläumsgeld,  Ab-
 findungen und sonstige Sonderzahlungen,

 ●  Sachbezüge,

 ●  Entgeltumwandlungen,

 ●  Zuschüsse  des  Arbeitgebers  zu  Sozialversicherungsbei-
 trägen,

 ●  Aufstockungsbeiträge nach dem Altersteilzeitgesetz,

 ●  Kurzarbeitergeld,

 ●  abgeführte  Beiträge  an  die  einzelnen  Zweige  der  Sozial-
 versicherung oder Versorgungswerke,

 ●  Lohnsteuer, Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag,

 ●  einbehaltene Pfändungsbeträge.

 Die  folgenden  Summierungen  sind  im  Regelfall  einzeln  aus-
 zuweisen:

 ●  laufende Zahlungen,

 ●  Einmalzahlungen,

 ●  das Gesamtbrutto,

 ●  das gesetzliche Netto,

 ●  Nettozulagen,

 ●  das ausgezahlte Entgelt,

 ●  das  Steuerbrutto,  jeweils  gesondert  für  laufende  Zahlun-
 gen und Einmalzahlungen,

 ●  das  Sozialversicherungsbrutto,  jeweils  gesondert  für  lau-
 fende  Zahlungen  und  für  Einmalzahlungen  und  begrenzt
 auf  die  Beitragsbemessungsgrenze  für  die  Kranken-  und
 Pflegeversicherung  sowie  die  Renten-  und  Arbeitslosen-
 versicherung.

 Weitere  personenbezogene  Daten,  sofern  sie  über  jene  hin-
 ausgehen,  die  in  die  nach  §  95  Abs.  1  erfassten  Nachweise
 aufzunehmen sind, darf die Meldung nicht enthalten.

 Grundsätzlich  wird  die  Meldung  im  ELENA-Verfahren  mit
 dem  monatlichen  Entgeltabrechnungsdurchlauf  erzeugt.  In
 besonderen  Fällen  kann  es  notwendig  sein,  dass  eine  unver-
 zügliche  Meldung  für  den  abgelaufenen  Abrechnungszeit-
 raum  notwendig  ist  (z.  B.  bei  fristlosen  Kündigungen).  In
 diesen  Fällen  können  ein  abweichender  Übermittlungszeit-
 punkt  und  die  Angabe  zusätzlicher  Daten  im  Datensatz  z.  B.
 zum  Grund  der  Beendigung  eines  Beschäftigungsverhältnis-
 ses durch die einzelnen Fachgesetze festgelegt werden.

 Auf  der  papierenen  Entgeltbescheinigung  ist  dem  Teilneh-
 mer  mitzuteilen,  dass  diese  Daten  an  die  Zentrale  Speicher-
 stelle  übermittelt  wurden  und  ein  Auskunftsanspruch  über
 die gespeicherten Daten besteht.

 Die  Verpflichtung  zur  Übermittlung  entfällt  für  Beschäftigte
 in  einem  geringfügigen  Beschäftigungsverhältnis  in  einem
 Privathaushalt  nach  §  8a  SGB  IV.  Für  diese  Personen  gilt
 auch  im  Meldeverfahren  das  papiergebundene  Haushalts-
 scheckverfahren.

 Zu Absatz 2

 Der  Arbeitgeber  hat  die  Übermittlung  der  Meldung  an  die
 Zentrale  Speicherstelle  zu  protokollieren,  um  in  Streitfällen
 die  korrekte  Übermittlung  der  Daten  durch  den  Arbeitgeber
 aufklären  zu  können.  Die  Protokollierung  ist  zum  angegebe-
 nen  Zeitpunkt  zu  löschen.  Sollte  allerdings  ein  Verwaltungs-
 verfahren  zum  Zeitpunkt  des  Ablaufs  der  Frist  laufen,  blei-
 ben  die  Protokollierungsdaten  gespeichert.  Sie  werden  dann
 erst  nach  Abschluss  dieses  Verfahrens  gelöscht.  Der  Arbeit-
 geber  kann  eine  Löschung  aber  nur  bei  Kenntnis  des  Ab-
 schlusses  vornehmen.  Die  abrufende  Behörde  hat  daher  die
 Pflicht,  den  Arbeitgeber  über  den  endgültigen  Abschluss  zu
 informieren,  beispielsweise  bei  Rechtskraft  eines  entspre-
 chenden Urteils.
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Zu Absatz 3

 Durch  die  Übermittlung  der  Meldung  im  elektronischen  Ent-
 geltnachweisverfahren  erfüllt  der  Arbeitgeber  künftig  seine
 Verpflichtung  zur  Erteilung  der  erfassten  Nachweise  (§  95
 Abs.  1  SGB  IV),  soweit  in  dem  für  den  jeweiligen  Nachweis
 geltenden  Gesetz  oder  anderen  Rechtsvorschriften  nichts  an-
 deres  bestimmt  ist.  Am  1.  Januar  2012  entfällt  die  Nachweis-
 pflicht  in  der  bisher  vorgeschriebenen  Form  endgültig  (§  119
 Abs.  4 SGB  IV).

 Zu Absatz 4

 In  den  Fällen,  in  denen  für  Beschäftigte,  Beamte,  Richter
 oder  Soldaten  keine  Versicherungsnummer  vergeben  wurde
 oder  vergeben  wird,  weil  sie  beispielsweise  kein  sozialver-
 sicherungspflichtiges  Arbeitsentgelt  erhalten,  wird  durch  die
 Datenstelle  der  Träger  der  Deutschen  Rentenversicherung
 eine  Verfahrensnummer  vergeben,  die  im  Aufbau  mit  einer
 ansonsten  zu  vergebenden  Versicherungsnummer  identisch
 ist.  Dadurch  kann  im  weiteren  Verfahren  die  eindeutige  Zu-
 ordnung  der  Daten  bei  der  Zentralen  Speicherstelle  im  Falle
 eines Abrufs von Daten sichergestellt werden.

 Zu Absatz 5

 Werden  fehlerhafte  Daten  durch  den  Arbeitgeber  übermittelt
 oder  sind  die  Daten  für  einen  Abrechnungszeitraum  im
 Nachhinein  zu  ändern,  sind  die  entsprechenden  Meldungen
 im  ELENA-Verfahren  zu  stornieren  und  neu  zu  melden.
 Korrekturmeldungen  sind  nicht  zulässig.  Verstöße  gegen  die
 Meldepflichten  des  Arbeitgebers  können  als  Ordnungs-
 widrigkeit geahndet werden.

 Zu Absatz 6

 Zur  Ausfüllung  des  Absatzes  1  ist,  wie  oben  dargelegt,  eine
 Verordnungsermächtigung  zur  Gewährleistung  technischer
 Flexibilität  erforderlich.  Um  eine  möglichst  gute  Verzah-
 nung  mit  anderen  vom  Arbeitgeber  abzugebenden  Sozial-
 datenmeldungen  zu  erleichtern,  wird  in  Anlehnung  an  §  28c
 SGB  IV  und  §  108  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  die  Ermäch-
 tigung  dem  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  zu-
 teil.  Personenbezogene  Daten  dürfen  über  die  Aufzählung  in
 Absatz  1  hinaus  jedoch  nicht  in  die  Meldesätze  aufgenom-
 men werden.

 Zu §  98 (Mitwirkung des Beschäftigten)

 Zu den Absätzen 1 und 2

 Der  Beschäftigte  wird  Teilnehmer  am  Verfahren,  sobald  er
 sich  dazu  anmeldet  oder  wenn  der  erste  Entgeltnachweis
 vom  Arbeitgeber  für  ihn  gemeldet  wurde,  je  nachdem,  was
 zuerst  geschieht.  Um  Teilnehmer  zu  pseudonymisieren,  für
 die  noch  keine  Zertifikatidentitätsnummer  vorliegt,  werden
 für  sie  Identitätsnummern  vergeben.  Spätestens  wenn  der
 Teilnehmer  im  Leistungsfall  seine  Zertifikatidentitätsnum-
 mer  mitteilt,  wird  diese  mit  seiner  Identitätsnummer  ver-
 knüpft.  Damit  können  dann  zukünftig  unter  Vorlage  seines
 Zertifikates  die  notwendigen  Daten  beim  Abruf  durch  die
 autorisierte  Behörde  festgestellt  und  übermittelt  werden.  Die
 Anmeldung  zum  Verfahren  erfolgt  über  die  Agenturen  für
 Arbeit,  die  bundesweit  vertreten  sind.  Die  Anmeldedaten
 sind zum angegebenen Zeitpunkt zu löschen.

 Zu Absatz 3

 In  allen  einbezogenen  Verfahren  gibt  es  Konstellationen,  in
 denen  Beteiligte  aus  bestimmten  Gründen  nicht  selber  auf-
 treten  können.  Ursache  können  zeitweise  Behinderung,  psy-
 chische  oder  physische  Krankheit,  Unauffindbarkeit  und
 ähnliche  Dinge  sein.  Für  diese  Fälle  treffen  die  jeweils  an-
 wendbaren  Gesetze  spezifische  Regelungen.  So  sieht  das
 Bürgerliche  Recht  die  rechtliche  Betreuung  nach  §  1896  ff.
 des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  (BGB)  bei  psychischer
 Krankheit  oder  Behinderung  vor,  wenn  der  Teilnehmer  seine
 Angelegenheiten  nicht  selbst  besorgen  kann.  Gleiches  gilt
 im  Verwaltungsverfahren  nach  §  16  Abs.  1  Nr.  4  des  Verwal-
 tungsverfahrensgesetzes  (VwVfG)  und  im  Sozialverfahren
 nach  §  15  Abs.  1  Nr.  4  SGB  X,  wonach  das  Vormundschafts-
 gericht  in  solchen  Fällen  einen  Vertreter  bestellt.  Diese
 Regelungen  werden  durch  das  ELENA-Verfahren,  das  nur
 eine  automatisierte  Durchführung  bestehender  Verwaltungs-
 verfahren  bewirkt,  nicht  berührt.  Allerdings  muss  sicherge-
 stellt  sein,  dass  die  Vertretungsregelungen  im  ELENA-Ver-
 fahren  technisch  umgesetzt  werden.  Die  Vertretungsbefugnis
 ist  an  Hand  amtlicher  Dokumente  bei  der  Anmeldung  nach-
 zuweisen.  Mit  Beendigung  der  gesetzlichen  Vertretung  endet
 auch  die  Berechtigung,  am  ELENA-Verfahren  als  gesetzli-
 cher  Vertreter  beteiligt  zu  sein.  Ein  Verstoß  gegen  diese  Vor-
 schrift  ist  neben  den  bestehenden  Sanktionsregelungen  eine
 Ordnungswidrigkeit  und  kann  mit  einem  Bußgeld  geahndet
 werden.

 Zu §  99  (Aufgaben und Befugnisse der Zentralen
 Speicherstelle)

 Zu Absatz 1

 Die  Zentrale  Speicherstelle  nimmt  die  Daten  des  Arbeit-
 gebers  an,  die  dieser  unter  der  Versicherungsnummer  (§  147
 SGB  VI) oder der Verfahrensnummer übermittelt.

 Zu Absatz 2

 Die  Datenstelle  hat  den  Eingang  der  Daten  zu  protokollieren.
 Sie  prüft  die  übermittelten  Daten  auf  Schlüssigkeit  und  Voll-
 ständigkeit.  Die  Übernahme  geprüfter  Datensätze  ist  dem
 Arbeitgeber  mitzuteilen.  Bei  unvollständigen  oder  fehlerhaf-
 ten  Daten  werden  die  Daten  von  der  Zentralen  Speicherstelle
 abgewiesen.  Der  Arbeitgeber  erhält  eine  entsprechende  Feh-
 lermeldung  durch  die  Zentrale  Speicherstelle.  Er  hat  darauf-
 hin  unverzüglich  eine  korrigierte  Datenmeldung  zu  übermit-
 teln.

 Zu Absatz 3

 Zum  Austausch  der  Versicherungsnummer  durch  Zertifikats-
 identitätsnummer  oder  vorläufige  Identitätsnummer  verar-
 beitet  die  Zentrale  Speicherstelle  die  Datensätze  und  nimmt
 hierzu  Verbindung  zur  Registratur  Fachverfahren  auf.  Die
 Datensätze  werden  dann  verschlüsselt  gespeichert.  Im  Be-
 darfsfall  –  also  bei  einer  jederzeit  möglichen  Anfrage  durch
 die  abrufende  Behörde  –  übermittelt  die  Zentrale  Speicher-
 stelle  die  Daten.  Die  Speicherung  der  Daten  in  der  Zentralen
 Speicherstelle  muss  unter  Gewährleistung  größtmöglicher
 Datensicherheit  erfolgen,  um  das  informationelle  Selbst-
 bestimmungsrecht  des  Einzelnen  zu  sichern.  Die  Daten  wer-
 den  daher  mit  einem  geeigneten  Chiffrierverfahren  ver-
 schlüsselt.  Maßstab  hierfür  ist  der  jeweilige  Stand  der
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Technik,  so  dass  das  System  immer  auf  dem  größtmöglichen
 Sicherheitsstandard  gehalten  werden  kann.  Es  gelten  die  Vor-
 schriften für den Sozialdatenschutz nach SGB  X.

 Beim  Abruf  prüft  die  Zentrale  Speicherstelle  die  Authentizi-
 tät  des  Bearbeiters  in  der  abrufenden  Behörde.  Diese  Kom-
 munikation  muss  authentisiert  und  verschlüsselt  erfolgen.
 Der  Mitarbeiter  oder  die  Mitarbeiterin  in  der  abrufenden
 Behörde  weist  sich  gegenüber  der  Zentralen  Speicherstelle
 durch  ein  registriertes  Zertifikat  aus  und  belegt  dadurch
 seine  oder  ihre  Abrufberechtigung.  Gleiches  gilt  für  den
 Abrufagenten.  Die  Existenz  der  Abrufberechtigung  wird  mit
 der  Zulassung  der  abrufenden  Behörde  zum  Verfahren  gere-
 gelt.  Die  Berechtigung  wird  bei  jeder  Datenabfrage  erneut
 geprüft.  Geprüft  wird  auch,  ob  die  eingesetzten  Zertifikate
 des  Teilnehmers,  des  Mitarbeiters  oder  der  Mitarbeiterin  so-
 wie des Abrufagenten noch gültig sind.

 Zu Absatz 4

 Daten,  die  für  die  Geltendmachung  einer  der  in  §  95  Abs.  1
 genannten  Leistungen  nicht  mehr  benötigt  werden,  sind  un-
 verzüglich  nach  Ablauf  der  in  den  Fachgesetzen  geregelten
 Fristen zu löschen.

 Zu Absatz 5

 Hat  der  Teilnehmer  einen  begründeten  Verdacht,  dass  die  für
 ihn  vom  Arbeitgeber  oder  durch  die  Zentrale  Speicherstelle
 übermittelten  Daten  nicht  korrekt  übermittelt  wurden,  kann
 er  die  Überprüfung  der  Daten  bei  der  abrufenden  Behörde
 beantragen.  So  kann  er  z.  B.  darlegen,  dass  die  gespeicherten
 Entgeltdaten  von  denen  der  in  Textform  erteilten  Entgeltbe-
 scheinigung  abweichen.  Die  abrufende  Behörde  hat  unver-
 züglich  die  Überprüfung  zu  veranlassen  und  erhält  eine  Mit-
 teilung  über  das  Ergebnis  der  Prüfung,  welches  sie  in  das
 Leistungsverfahren  einfließen  lässt  und  damit  auch  dem
 Teilnehmer zur Kenntnis bringt.

 Zu Absatz 6

 Die  bei  der  Zentralen  Speicherstelle  gespeicherten  Daten
 dürfen  nur  zu  Zwecken  des  Gesetzes  verwendet  werden.  Die
 Übermittlung  an  andere  Stellen  auch  auf  Grund  anderer
 Rechtsvorschriften  ist  unzulässig.  Diese  Vorschrift  dient
 dem Datenschutz der Sozialdaten der Beschäftigten.

 Zu Absatz 7

 Grundsätzlich  bedarf  jede  teilnehmende  Behörde  einer  Zu-
 lassung  zum  Verfahren.  Damit  wird  sichergestellt,  dass  die
 technischen  Verfahren  für  den  Abruf  und  die  Übernahme  der
 Daten  bei  der  abrufenden  Behörde  für  das  Verfahren  geeig-
 net  und  die  datenschutzrechtlich  notwendige  Sicherheit  des
 Datentransfers  sichergestellt  sind.  Die  Zulassung  erfolgt  auf
 Antrag  durch  die  Zentrale  Speicherstelle.  Die  Vorschrift
 regelt  das  Zulassungsverfahren  und  die  Zulassungsvoraus-
 setzungen  für  die  abrufenden  Behörden  sowie  die  Sachver-
 halte, die zu einem Entzug der Zulassung führen können.

 Zu §  100  (Aufgaben und Befugnisse der Registratur
 Fachverfahren)

 Zu den Absätzen 1, 2 und 3

 Zentrale  Aufgabe  der  Registratur  Fachverfahren  ist  die  Zu-
 ordnung  von  Zertifikatsidentitätsnummern  und  vorläufigen

 Identitätsnummern  zu  Personen,  um  eine  einwandfreie
 Kennzeichnung  zu  ermöglichen.  Die  Zertifikatsidentitäts-
 nummer  ergibt  sich  aus  der  Anmeldung;  für  die  vorläufige
 Identitätsnummer  werden  die  Angaben  aus  der  Arbeitgeber-
 meldung und damit der Einbindung genutzt.

 Speicherungskriterium  für  die  Daten  des  Teilnehmers  bei  der
 Zentralen  Speicherstelle  ist  die  Zertifikatsidentitätsnummer
 oder  die  vorläufige  Identitätsnummer.  Im  Verlauf  mehrerer
 Jahre  meldet  der  Teilnehmer  im  Regelfall  mehrere  qualifi-
 zierte  Zertifikate  an,  beispielsweise  nach  Ablauf  der  Gültig-
 keit  des  Zertifikats.  Aus  diesen  Abläufen  ergeben  sich  drei
 zentrale Aufgaben der Registratur Fachverfahren:

 ●  Erstens  vergibt  sie  –  als  „Verwalterin  der  Identitäten“  –
 die  vorläufigen  Identitätsnummern.  Das  ist  erforderlich,
 wenn  der  Teilnehmer  eingebunden  ist  und  seine  Daten
 übermittelt  worden  sind,  er  aber  bisher  noch  kein  Zertifi-
 kat angemeldet hat.

 ●  Zweitens  verbindet  sie  die  Zertifikatsidentitätsnummer
 oder  vorläufige  Identitätsnummer  mit  dem  persönlichen,
 unverwechselbaren  Merkmal  –  der  Versicherungs-  oder
 Verfahrensnummer.  Diese  Verbindung  soll  nicht  in  der
 Datenbank  der  Zentralen  Speicherstelle  selber  gesche-
 hen,  sondern  durch  eine  außen  stehende  Stelle  vorgenom-
 men  werden,  um  die  Datensicherheit  und  den  Grad  der
 Pseudonymisierung  zu  erhöhen.  Bei  Bedarf  –  vorrangig
 bei  Zuordnung  eines  Datensatzes  zu  einer  Zertifikats-
 identitätsnummer  zwecks  Speicherung  –  wird  diese
 Verbindung durch die Zentrale Speicherstelle abgefragt.

 ●  Drittens  verknüpft  die  Registratur  Fachverfahren  alle
 Zertifikatsidentitätsnummern,  mit  denen  sich  der  Teil-
 nehmer  angemeldet  hat,  mit  der  Versicherungs-  oder  Ver-
 fahrensnummer.  Sie  stellt  so  im  Ergebnis  eine  lückenlose
 Historie  der  Zertifikatsidentitätsnummern  des  jeweiligen
 Teilnehmers  bereit.  So  wird  sichergestellt,  dass  bei  der
 Abfrage  auch  unter  einer  anderen  Zertifikatsidentitäts-
 nummer  abgespeicherte  Datensätze  dem  einzelnen  Teil-
 nehmer  zugeordnet  werden  können.  Vor  Übermittlung  an
 die  abrufende  Behörde  beim  Abruf  fragt  daher  die  Zen-
 trale  Speicherstelle  die  Historie  bei  der  Registratur  Fach-
 verfahren  ab.  Wenn  also  beispielsweise  ein  Teilnehmer
 Arbeitslosengeld  bei  der  Bundesagentur  für  Arbeit  bean-
 tragt,  werden  hierfür  die  Einkommensdaten  aus  dem  ver-
 gangenen  Jahr  benötigt.  Hat  er  aber  vor  einem  halben
 Jahr  ein  neues  Zertifikat  erhalten  und  sich  hiermit  zum
 Verfahren  angemeldet,  müssen  auch  die  unter  der  alten
 Zertifikatsidentitätsnummer  abgespeicherten  Daten  des
 Teilnehmers  in  den  erfassten  Nachweis  einfließen.  Hier-
 für  ist  die  Zuordnung  der  aktuellen  Karte  zu  der  abgelau-
 fenen  Karte  erforderlich.  Ebenso  erfolgt  eine  Einreihung
 der vorläufigen Identitätsnummer in diese Historie.

 Zu Absatz 4

 Arbeitsgrundlage  ist  die  Richtigkeit  der  Versicherungsnum-
 mer.  Die  Registratur  Fachverfahren  hat  deshalb  einen  Ab-
 gleich  mit  den  bei  der  Datenstelle  der  Träger  der  Rentenver-
 sicherung  vorhandenen  Daten  vorzunehmen.  Die  erforder-
 liche  Eindeutigkeit  der  Verbindung  von  Zertifikatsidentitäts-
 nummer  oder  vorläufiger  Identitätsnummer  und  richtiger
 Versicherungsnummer  ist  nur  durch  diese  Zusammenarbeit
 mit  der  Datenstelle  der  Träger  der  Rentenversicherung
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sichergestellt.  Die  Datenstelle  der  Träger  der  Rentenversi-
 cherung  pflegt  nach  §  150  SGB  VI  einen  Stammdatenbe-
 stand, der die Quelle der Versicherungsnummer darstellt.

 Zu Absatz 5

 Die  technischen  Verfahren  für  die  Übermittlung  der  Daten
 regeln die beiden Stellen in Form einer Vereinbarung.

 Zu Absatz 6

 Theoretisch  können  für  einen  Teilnehmer  auch  bei  nur  ein-
 maliger  Anmeldung  mit  einer  vorläufigen  Identitätsnummer
 oder  einer  Zertifikatsidentitätsnummer  lebenslang  die  Ar-
 beitgebermeldungen  gespeichert  werden.  Erst  im  Antrags-
 fall  muss  er  ein  gültiges  qualifiziertes  Zertifikat  vorweisen.
 Sollte  der  Teilnehmer  aber  nach  Ablauf  der  Gültigkeit  eines
 ersten  Zertifikats  ein  neues  qualifiziertes  Zertifikat  anmel-
 den,  dann  werden  mit  dem  Zeitablauf  irgendwann  die  unter
 dem  ersten  Zertifikat  gespeicherten  Daten  in  der  Zentralen
 Speicherstelle  gelöscht.  Gleiches  geschieht  bei  Anmeldung
 eines  qualifizierten  Zertifikats  mit  der  vorläufigen  Identi-
 tätsnummer.  Dann  entfällt  auch  der  Speicherungszweck  in
 der  Registratur  Fachverfahren.  Dementsprechend  ist  dann
 die  Zertifikatsidentitätsnummer  oder  die  vorläufige  Identi-
 tätsnummer aus der Kartenhistorie zu löschen.

 Zu Absatz 7

 Die  Protokollierungsregel  ist  eine  der  technischen  Vorgaben,
 mit  denen  die  Wege  der  Daten  verfolgt  und  nachvollziehbar
 gemacht  werden.  Sie  dient  somit  dem  Datenschutz  und  ge-
 hört  zum  Grundrechtsschutz  durch  Verfahren.  Es  gilt  eine
 Löschungsregel  wie  für  die  Arbeitgeber  und  die  Zentrale
 Speicherstelle.

 Zu Absatz 8

 Die  bei  der  Registratur  Fachverfahren  gespeicherten  Daten
 dürfen  nur  zu  Zwecken  des  Gesetzes  verwendet  werden.  Die
 Übermittlung  an  andere  Stellen  auch  auf  Grund  anderer
 Rechtsvorschriften  ist  unzulässig.  Diese  Vorschrift  dient
 dem Datenschutz der Sozialdaten der Beschäftigten.

 Zu §  101  (Abrufverfahren  bei  der  Zentralen  Speicherstelle)

 Zu Absatz 1

 Besonders  sensibel  ist  der  Abruf  der  gespeicherten  Daten
 durch  eine  abrufende  Behörde.  Hier  muss  die  Zentrale  Spei-
 cherstelle  sicherstellen,  dass  nur  autorisierte  Personen  den
 Abruf  vornehmen.  Bei  fehlerhaften  oder  unvollständigen
 Abrufdaten  ist  eine  Übermittlung  verboten.  Die  abrufende
 Behörde  hat  vor  einer  Übermittlung  die  korrekten  Abruf-
 daten  zu  übermitteln.  Ferner  werden  auch  nur  die  Datensätze
 zur  Übermittlung  freigegeben,  die  für  das  bei  der  abrufenden
 Behörde  durchgeführte  Fachverfahren  jeweils  einschlägig
 sind.

 Zu Absatz 2

 Auch  der  Abruf  der  Daten  ist  in  jedem  Fall  zu  protokollieren,
 um  in  späteren  möglichen  Verwaltungsverfahren  die  korrek-
 te  Übermittlung  der  Daten  nachweisen  zu  können.  Es  gelten
 die  gleichen  Löschungsvorschriften  wie  für  die  Protokollie-
 rung der Arbeitgebermeldung.

 Zu §  102  (Pflichten der abrufenden Behörde)

 Zu Absatz 1

 Aus  der  Zweckbindung  des  Abrufs  –  Erstellung  der  erfassten
 Nachweise  –  ergibt  sich  die  Begrenzung  des  Abrufs  auf  die
 abrufenden  Behörden  für  das  jeweilige  Verfahren.  Es  liegt  in
 der  Konsequenz  der  Zweckbindung,  dass  nur  die  für  das  je-
 weilige  Verfahren  zuständige  Behörde  abrufen  kann.  Gegen-
 über  der  Zentralen  Speicherstelle  muss  sich  die  abrufende
 Behörde  ausweisen.  Dies  dient  der  Identifikation  und  ist  ein
 weiterer  Sicherheitsfilter,  der  vor  dem  unberechtigten  Abruf
 schützt.  Auch  die  Abrufbefugnis  der  zum  Abruf  bzw.  der
 Weiterverarbeitung  zugelassenen  Personen  wird  geregelt.
 Dies  gilt  insbesondere,  wenn  die  abrufende  Behörde  einen  so
 genannten  Abrufagenten,  also  ein  automatisches  Abrufver-
 fahren,  einsetzt.  Die  Abrufbefugnisse  werden  von  der  Zen-
 tralen Speicherstelle dokumentiert.

 Zu Absatz 2

 Aus  Flexibilitätsgründen  werden  den  abrufenden  Behörden
 keine  detaillierten  Vorgaben  über  die  eingesetzten  tech-
 nischen  Verfahren  für  den  Datenabruf  aus  der  Zentralen
 Speicherstelle  gemacht.  Die  technischen  Voraussetzungen
 werden  im  Rahmen  des  Zulassungsantrages  geprüft  und  in
 der Zulassung festgeschrieben.

 Zu Absatz 3

 Die  Verpflichtung  zur  Protokollierung  ist  das  Gegenstück
 zur Protokollierung nach §  101 für die abrufende Behörde.

 Zu Absatz 4

 Ergänzend  zur  Vorschrift  nach  §  99  Abs.  6  wird  klargestellt,
 dass  die  abgerufenen  Daten  ebenfalls  nicht  durch  die  abru-
 fende  Behörde  auch  auf  Grund  anderer  Rechtsvorschriften
 weitergegeben werden dürfen.

 Zu §  103  (Rechte und Pflichten des Teilnehmers
 im Abrufverfahren)

 Zu Absatz 1

 Die  Regelung  konkretisiert  die  Mitwirkungspflicht  im
 ELENA-Verfahren.  Die  Folgen  einer  Verletzung  der  Mitwir-
 kungspflicht  werden  in  den  jeweiligen  Fachgesetzen  gere-
 gelt.  Der  Teilnehmer  wird  nicht  gezwungen  mitzuwirken.
 Allerdings  können  beim  Fehlen  einer  Erklärung  zur  Mitwir-
 kung  die  Daten  nicht  abgerufen  werden.  Der  Teilnehmer
 kommt  –  je  nach  Ausgestaltung  der  fachgesetzlichen  Rege-
 lung  –  nicht  zu  seiner  beantragten  Leistung,  da  er  die  Oblie-
 genheit  zur  Mitwirkung  verletzt.  Die  Interessenlage  wird
 daher  im  Regelfall  ausreichen,  um  die  Mitwirkung  des  Teil-
 nehmers  sicherzustellen.  Die  Einverständniserklärung  des
 Teilnehmers  zur  Teilnahme  am  Abruf  seiner  Daten  kann
 auch  auf  eine  begrenzte  Zahl  von  zukünftigen  Abrufen  im
 Verfahren  ausgedehnt  werden.  Dies  ist  immer  dann  sinnvoll,
 wenn  absehbar  mehrere  Nachweise  im  weiteren  Verfahren
 notwendig  sein  werden.  Eine  Einverständniserklärung  auf
 unbegrenzte  Zeit  oder  eine  unbegrenzte  Zahl  von  Zugriffen
 ist nicht statthaft und führt zur Nichtigkeit der Erklärung.

 Auch  in  den  Fällen,  in  denen  eine  Mitwirkungshandlung  des
 Teilnehmers  erfolgt,  aber  ein  Abruf  nicht  durchgeführt  wer-
 den  kann,  greifen  die  fachgesetzlichen  Regelungen.  Möglich
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bleibt  zum  Beispiel  im  Sozialrecht  die  Zahlung  von  Vor-
 schüssen  nach  §  42  Abs.  1  SGB  I.  Vorschüsse  sind  nach  die-
 ser  Vorschrift  vor  einer  endgültigen  Entscheidung  im  Verfah-
 ren  zu  zahlen,  soweit  der  Anspruch  dem  Grunde  nach  besteht
 (Seewald,  in:  Kasseler  Kommentar,  SGB  I,  42.  Ergänzungs-
 lieferung,  §  42  SGB  I,  Rn.  12).  Dies  gilt  beispielsweise  für
 den  Fall,  dass  der  Teilnehmer  noch  keine  Karte  angemeldet
 hat,  aber  dringend  seine  Sozialleistung  benötigt.  Diese  Situa-
 tion  könnte  das  Tatbestandsmerkmal  des  §  42  Abs.  1  erfül-
 len,  dass  „zur  Feststellung  seiner  Höhe  voraussichtlich  län-
 gere Zeit erforderlich“ ist.

 Zu Absatz 2

 Der  durch  den  Teilnehmer  veranlasste  Datenabruf  ist  ohne
 eine  gültige  qualifizierte  elektronische  Signatur  mit  zugehö-
 rigem  qualifiziertem  Zertifikat  schon  technisch  nicht  mög-
 lich.  Die  vorliegende  Regelung  legt  noch  einmal  zwingend
 fest,  dass  der  aktuelle  Abruf  nur  unter  Nutzung  des  qualifi-
 zierten  Zertifikats  erlaubt  ist.  Im  Unterschied  zu  Absatz  1,
 der  eine  individuelle  Verpflichtung  für  den  Teilnehmer  fest-
 legt,  bezieht  sich  dieser  Absatz  daher  auf  das  Verfahren  als
 solches.

 Zu Absatz 3

 Die  abrufende  Behörde  hat  den  Teilnehmer  umfassend  über
 seine  Mitwirkungspflichten-  und  -rechte  aufzuklären.  Sinn-
 vollerweise  geschieht  dies  durch  eine  schriftliche  Informa-
 tion,  deren  Übergabe  zur  möglichen  späteren  Beweisführung
 quittiert wird.

 Die  Hinweise  seitens  der  abrufenden  Behörde  sollen  dem
 Teilnehmer  die  notwendige  Entscheidungsgrundlage  liefern.
 Er  soll  wissen,  worauf  er  sich  mit  seiner  Mitwirkung  einlässt,
 was  die  Folgen  einer  Verweigerung  sind  und  dass  er  seine
 Rechte  mittels  des  Auskunftsanspruchs  durchsetzen  kann.
 Daher hat ihm die abrufende Behörde mitzuteilen

 ●  den Sinn und Zweck des Datenabrufs,

 ●  die  Tatsache,  dass  für  den  Teilnehmer  negative  Folgen
 bei  unterlassenem  Einverständnis  nach  dem  Fachgesetz
 drohen,

 ●  Anzahl  und  Zeitpunkte  künftiger  Abrufe  sowie  die  Zeit-
 spanne, innerhalb derer diese Abrufe erfolgen.

 Zu Absatz 4

 Die  Vorschrift  regelt  den  Anspruch  des  Teilnehmers  auf  Aus-
 kunft über die über ihn gespeicherten Daten.

 Zu Absatz 5

 Die  Erzwingung  einer  Mitwirkung  des  Teilnehmers  zur
 Übermittlung  seiner  Daten,  soweit  diese  nicht  für  das  jewei-
 lige Leistungsverfahren notwendig sind, ist unzulässig.

 Zu Absatz 6

 Durch  die  Regelung  werden  Härtefälle  verhindert,  die  ohne
 Übernahme  der  Kosten  der  Verpflichtung  zum  Erwerb  eines
 qualifizierten  Zertifikats  nicht  nachkommen  können.  Die  ab-
 rufende  Behörde  erstattet  auf  Antrag  die  für  den  Erwerb  des
 qualifizierten  Zertifikats  entstandenen  Kosten  in  angemesse-
 ner  Höhe,  wenn  das  Zertifikat  auf  ihr  Verlangen  erworben
 wurde.  Marktübliche  Kosten  sind  angemessen;  nach  dem

 heutigen  Stand  sind  rd.  10  Euro  für  drei  Jahre  marktüblich.
 Aus  Gründen  der  Wirtschaftlichkeit  und  Zweckmäßigkeit
 wird  das  tatsächliche  Vorliegen  eines  Härtefalls  nicht  über-
 prüft.  Eine  Kostenübernahme  für  den  verschuldeten  Verlust
 eines  Zertifikates,  für  das  eine  der  abrufenden  Behörden  die
 Kosten  erstattet  hat,  ist  nicht  angemessen.  War  vor  dem  Ver-
 langen  der  abrufenden  Behörde  bereits  ein  qualifiziertes  Zer-
 tifikat vorhanden, wird keine Kostenerstattung gewährt.

 Zu Absatz 7

 Die  Vorschrift  stellt  sicher,  dass  dem  Teilnehmer  keine  ihm
 nach  den  Fachgesetzen  zustehende  Leistung  durch  ein  einfa-
 ches  Rechtsgeschäft  im  Rahmen  dieser  Vorschrift  vorenthal-
 ten werden kann.

 Zu Nummer  9  (§  104  –  Finanzierung  des  Verfahrens  des
 elektronischen Entgeltnachweises)

 Der  Gesetzgeber  wird  verpflichtet  durch  Rechtsverordnung
 eine  Regelung  zur  Finanzierung  der  Kosten  für  das  ELENA-
 Verfahren  ab  dem  Jahre  2014  zu  treffen,  die  eine  Umlage  der
 Kosten  auf  die  abrufenden  Behörden  durch  Entgelte  für  je-
 den  Abruf  vorsieht.  Satz  2  ermächtigt  das  Bundesministe-
 rium  für  Wirtschaft  und  Technologie  im  Einvernehmen  mit
 dem  Bundesministerium  der  Finanzen,  dem  Bundesministe-
 rium  für  Arbeit  und  Soziales  und  dem  Bundesministerium
 für  Gesundheit  die  Höhe  der  Abrufentgelte,  die  Auslagen
 und  die  Zahlungsmodalitäten  zwischen  abrufenden  Stellen
 und  Zentraler  Speicherstelle  und  Registratur  Fachverfahren
 durch  Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates
 näher  zu  regeln.  Dazu  gehört  auch  die  Verteilung  der  Ent-
 gelteinnahmen  auf  die  Zentrale  Speicherstelle  und  die  Regis-
 tratur  Fachverfahren  nach  deren  Kostenanteilen.  Die  Ent-
 gelte  müssen  den  gesamten  Personal-  und  Sachmittelbedarf
 umfassen.  Darüber  hinaus  hat  der  Verordnungsgeber  auch
 eine  Regelung  über  den  Aufschlag  auf  die  Entgelte  für  den
 am  1.  Januar  2019  beginnenden  Zeitraum  von  zehn  Jahren
 zur Rückführung des Darlehens nach §  115 zu treffen.

 Zu Nummer  10   (§  111)

 Die  Bußgeldvorschriften  orientieren  sich  im  Wesentlichen
 an  den  Bußgeldtatbeständen  im  Melde-  und  Beitragsverfah-
 ren  der  Sozialversicherung.  Verstöße  gegen  Meldevorschrif-
 ten  im  Verfahren  zum  elektronischen  Entgeltnachweis  wer-
 den analog bußgeldbewährt.

 Hinzu  kommen  Bußgeldvorschriften  in  den  Fällen,  in  denen
 Teilnehmerrechte durch Dritte beschnitten werden.

 Zu Nummer  11  (§  112)

 Als  Verwaltungsbehörde,  die  die  Bußgeldtatbestände  im
 elektronischen  Entgeltnachweisverfahren  verfolgt,  wird  die
 Deutsche Rentenversicherung Bund eingesetzt.

 Zu Nummer  12  (§  115  –  Vorfinanzierung  des  Verfahrens
 des elektronischen Entgeltnachweises)

 Der  Betrieb  der  Zentralen  Speicherstelle  und  der  Registratur
 Fachverfahren  als  wesentliche  Bestandteile  des  ELENA-
 Verfahrens  ist  mit  Kosten  verbunden.  Sichergestellt  wird,
 dass  der  Bund  für  die  Kosten  des  Aufbaues  der  Speichernden
 Stelle  und  der  Registratur  Fachverfahren  in  den  Jahren  2009
 bis  2013  aus  Bundesmitteln  in  Form  eines  Darlehens  auf-
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kommt.  Die  Gesamtkosten  betragen  höchstens  55  Mio.  Euro.
 Die  Rückzahlung  des  Darlehens  soll  erst  ab  2019,  also
 zehn  Jahre  nach  Inkrafttreten  der  Regelung,  erfolgen.  Die
 Rückzahlung  wird  für  den  genannten  Zeitraum  über  eine  ent-
 sprechende  Erhöhung  der  Entgelte  für  den  Datenabruf
 sichergestellt.

 Eine  Rückzahlung  des  Darlehens  aus  Beitragsmitteln  der
 Renten-  oder  der  Krankenversicherung  ist  nicht  zulässig.
 Durch  die  (Anschub-)Finanzierung  ist  gewährleistet,  dass
 die  in  den  Verfahrensstellen  entstehenden  Kosten  nicht  über
 Versicherungsbeiträge  finanziert  werden.  Die  Solidarge-
 meinschaft  der  Beitragszahler  wird  nicht  mit  der  Finanzie-
 rung dieser versicherungsfremden Ausgaben belastet.

 Zu Nummer  13  (§  118 – Bundeseinheitliche Regelung)

 Um  das  ELENA-Verfahren  in  Zukunft  für  die  Einbeziehung
 weiterer  Bescheinigungen  zur  Leistungsberechnung  im  So-
 zialrecht  anwenden  zu  können,  bedarf  es  einer  bundesein-
 heitlichen  Regelung.  Es  besteht  ausnahmsweise  ein  beson-
 deres  Bedürfnis  für  eine  bundeseinheitliche  Regelung  nach
 Artikel  84  Abs.  1  Satz  5.  Das  ELENA-Verfahren  regelt  für
 eine  in  §  95  Abs.  1  SGB  IV  genau  bestimmte  Anzahl  von
 Verfahren  den  Einsatz  der  elektronischen  Kommunikation.
 Zur  bundeseinheitlichen  Anwendung  sind  komplexe  und
 spezifische  technische  Regelungen  zu  treffen,  um  die  Funk-
 tionsfähigkeit  des  Verfahrens  sicherzustellen.  Dies  gilt  ins-
 besondere  für  die  Vielzahl  der  Arbeitgeber,  die  landesgren-
 zenübergreifend tätig sind.

 Zu Nummer  14  (§  119  –  Übergangsregelungen  zum  Ver-
 fahren  des  elektronischen  Entgeltnach-
 weises)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  ermöglicht  die  Datenverarbeitung  zu  Zwecken  der
 Erprobung  und  Abstimmung  der  EDV  vor  dem  1.  Januar
 2012.

 Zu den Absätzen 2 und 3

 Für  die  jeweils  zuständigen  Behörden  der  in  §  95  Abs.  1
 genannten  Verfahren  wird  die  Option  eröffnet,  bereits  vor
 der  künftig  vorgesehenen  verpflichtenden  Regelung  am
 ELENA-Verfahren  teilzunehmen.  Während  der  Pilotphasen
 zu  dem  Projekt  wurde  die  Einbeziehung  dieser  Bescheini-
 gungen  in  das  ELENA-Verfahren  bereits  erprobt  und  als
 realisierbar  eingestuft.  Deshalb  soll  Verwaltungseinheiten,
 die  auf  Grund  ihrer  technischen  und  organisatorischen  Aus-
 stattung  bereits  in  der  Lage  sind,  auf  Antrag  die  Teilnahme
 am  ELENA-Verfahren  ermöglicht  werden.  Da  das  bei  den
 Teilnehmern  notwendigerweise  eine  Signaturkarte  mit  quali-
 fizierter  Signatur  voraussetzt,  werden  diese  Behörden  zur
 Übernahme  der  Kosten  für  die  qualifizierte  Signatur  ver-
 pflichtet.  Mit  der  Option  wird  eine  Vielzahl  zusätzlicher  An-
 wendungsmöglichkeiten  eröffnet,  bevor  diese  ebenfalls  in
 eine gesetzlich verpflichtende Regelung überführt werden.

 Zu Absatz 4

 Damit  ein  lückenloser  Übergang  gewährleistet  ist,  hat  der
 Arbeitgeber  trotz  Erstattung  der  Meldungen  nach  §  97

 Abs.  1  bis  zum  31.  Dezember  2011  auch  noch  papierene
 Auskünfte,  Bescheinigungen  und  Nachweise  auszustellen.
 Diese  Verpflichtung  kann  erst  entfallen,  wenn  das  ELENA-
 Verfahren ab dem 1.  Januar 2012 voll einsatzbereit ist.

 Zu Nummer  15  (§  120 – Außerkrafttreten)

 Die  Übergangsregelung  in  §  118  kann  mit  dem  Ende  der
 Erprobung  entfallen.  §  115  kann  mit  Auslaufen  der  Vor-
 finanzierung  und  Rückzahlung  des  Bundesdarlehens  mit
 dem 31.  Dezember 2028 entfallen.

 Zu Artikel  2  (Änderung des Ersten Buches
 Sozialgesetzbuch)

 Die  Regelung  stellt  sicher,  dass  die  Regelungen  des  Sozial-
 datenschutzes  auch  für  die  Daten  der  Beschäftigten,  die  bei
 der  Zentralen  Speicherstelle  und  der  Registratur  Fachverfah-
 ren gespeichert werden, gelten.

 Zu Artikel  3  (Änderung des Dritten Buches
 Sozialgesetzbuch)

 Zu Nummer  1  (Inhaltsübersicht)

 Folgeänderung  zur  Einführung  des  neuen  Fünften  Unter-
 abschnitts und des neuen §  320a.

 Zu Nummer  2  (§  320a – neu)

 Mit  der  Einführung  des  ELENA-Verfahrens  werden  Arbeits-
 und  Nebeneinkommensbescheinigungen  sowie  Einkom-
 mensauskünfte  für  Teilnehmer  am  ELENA-Verfahren  elek-
 tronisch  an  die  Zentrale  Speicherstelle  übermittelt.  Damit
 werden  die  für  Arbeitgeber  geltenden  Auskunfts-  und  Be-
 scheinigungspflichten  für  Teilnehmer  am  ELENA-Verfahren
 regelmäßig erfüllt.

 Um  auch  in  den  Ausnahmefällen,  in  denen  keine  Daten  über-
 mittelt  wurden  oder  in  denen  eine  Entscheidung  über  den
 Leistungsanspruch  aufgrund  des  gespeicherten  Datensatzes
 nicht  möglich  ist,  die  zur  Leistungsbewilligung  notwendigen
 Daten  abrufen  zu  können,  sind  in  Satz  2  abweichend  vom
 ELENA-Verfahren  ergänzende  Auskunfts-  und  Bescheini-
 gungspflichten  der  Arbeitgeber  geregelt.  Diese  lehnen  sich
 an  das  herkömmliche  Auskunfts-  und  Bescheinigungsver-
 fahren  an.  Im  Unterschied  zum  herkömmlichen  Verfahren
 entsteht  die  Bescheinigungspflicht  jedoch  erst,  wenn  die
 Agentur  für  Arbeit  eine  papiergebundene  Auskunft  oder  Be-
 scheinigung beim Arbeitgeber einfordert. Außerdem hat der
 Arbeitgeber  die  angeforderte  Papierbescheinigung  nicht
 dem  Arbeitnehmer  auszuhändigen,  sondern  direkt  der  Agen-
 tur für Arbeit zu übermitteln.

 Zu Nummer  3  (§  321)

 Folgeänderung  zur  Einführung  des  ELENA-Verfahrens.  Ein
 Schadenersatzanspruch  gegenüber  einem  Arbeitgeber  be-
 steht  künftig  nicht  nur  dann,  wenn  er  seiner  Pflicht  zur
 papiergebundenen  Bescheinigung  schuldhaft  nicht  ord-
 nungsgemäß  nachkommt,  sondern  auch  dann,  wenn  er  die
 über  das  ELENA-Verfahren  vorgesehenen  Daten  vorsätzlich
 oder  fahrlässig  nicht,  nicht  richtig  oder  nicht  vollständig
 übermittelt.



Drucksache 16/10492 – 30 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Zu Artikel  4  (Änderung des Altersteilzeitgesetzes)

 Die  Änderung  stellt  klar,  dass  Auskünfte,  die  entsprechend
 §  315  Abs.  3  SGB  III  erteilt  werden,  im  ELENA-Verfahren
 erfolgen.

 Zu Artikel  5  (Änderung des Sechsten Buches Sozial-
 gesetzbuch)

 Zu Nummer  1

 Grundsätzlich  führt  das  Bundesministerium  für  Arbeit  und
 Soziales  die  Aufsicht  über  die  Datenstelle  der  Deutschen
 Rentenversicherung  Bund  –  dies  soll  auch  hinsichtlich  des
 ELENA-Verfahrens so sein.

 Zu Nummer  2

 Zu Buchstabe a

 Gemäß  §  100  Abs.  4  SGB  IV  gleicht  die  Registratur  Fach-
 verfahren  die  für  das  ELENA-Verfahren  erforderlichen
 Daten  mit  dem  Stammdatensatzbestand  der  Datenstelle  der
 Träger  der  Rentenversicherung  ab,  um  die  Richtigkeit  der
 Versicherungs-  oder  Verfahrensnummer  zu  gewähren.  Hier-
 zu  bedarf  es  einer  Rechtsgrundlage  für  Datenübermittlungen
 zwischen  der  Datenstelle  und  der  Registratur  Fachverfahren.

 Zu Buchstabe b

 Folgeänderung  zur  Änderung  des  §  150  Abs.  5  Satz  1
 SGB  VI.

 Zu Artikel  6  (Änderung des Zehnten Buches Sozial-
 gesetzbuch)

 Hier  ist  das  Bundesministerium  für  Gesundheit  im  Einver-
 nehmen  mit  dem  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales
 als fachlich berufene Aufsichtsbehörde zu bestimmen.

 Zu Artikel  7  (Änderung der Gewerbeordnung)

 Durch  die  Ergänzung  wird  klargestellt,  dass  die  Bescheini-
 gung  nach  §  108  Abs.  3  sowohl  als  Lohnbescheinigung  nach
 Absatz  1  als  auch  als  besondere  Bescheinigung  zu  Zwecken
 des  Sozialgesetzbuches  nach  Maßgabe  von  §  97  SGB  IV
 verwendet werden kann.

 Zu Artikel  8  (Änderung des Wohnraumförderungs-
 gesetzes)

 Es handelt sich um eine Parallelregelung zu Artikel  9.

 Zu Artikel  9  (Änderung des Wohngeldgesetzes)

 Der  neue  §  23  Abs.  2  Satz  2  des  Wohngeldgesetzes  (WoGG)
 stellt  klar,  dass  die  Auskunft  im  ELENA-Verfahren  erfolgt.
 Der  Arbeitgeber  bleibt  aber  auch  nach  Übermittlung  der  Da-
 ten  an  die  Zentrale  Speicherstelle  zur  Auskunft  über  sonstige
 erhebliche  Daten  nach  §  23  Abs.  2  WoGG  verpflichtet.  Bei
 der  Einkommensermittlung  ist  im  Wohngeldrecht  das  Ein-
 kommen  zu  Grunde  zu  legen,  das  zum  Zeitpunkt  der  Antrag-
 stellung  im  Bewilligungszeitraum  (i.  d.  R.  zwölf  Monate)  zu
 erwarten  ist  (§  11  Abs.  1  Satz  1  WoGG).  Hierzu  kann  auch
 von  dem  Einkommen  innerhalb  der  letzten  zwölf  Monate  vor
 Antragstellung  ausgegangen  werden,  es  sei  denn,  dass  Ände-
 rungen  im  Bewilligungszeitraum  mit  Sicherheit  zu  erwarten
 sind.  Die  im  ELENA-Verfahren  übermittelten  Daten  geben

 keinen  Aufschluss  über  zukünftige  Änderungen.  Eine  Aus-
 kunft  der  Arbeitgeber  außerhalb  des  ELENA-Verfahrens
 kann  daher  –  wenn  auch  nicht  im  Regelfall  –  etwa  bei  Aus-
 zubildenden  oder  bei  Teilzeitbeschäftigten  notwendig  blei-
 ben.  Die  mit  dem  ELENA-Verfahren  angestrebte  Entlastung
 der  Arbeitgeber  wird  dadurch  nicht  gefährdet,  da  der  Arbeit-
 geber  der  Wohngeldstelle  nur  zur  Auskunft  verpflichtet  ist,
 wenn  der  Leistungsberechtigte  zur  Aufklärung  nicht  in  der
 Lage  ist  (vgl.  Nummer  25.01  WoGVwV  2002).  Dies  dürfte
 nur  selten  der  Fall  sein,  etwa  wenn  das  Verhältnis  des  Leis-
 tungsberechtigten  zu  seinem  Arbeitgeber  gestört  ist.  Darüber
 hinaus  ist  nicht  auszuschließen,  dass  im  Einzelfall  ergänzen-
 de  Angaben  oder  Erläuterungen  des  Arbeitgebers  erfragt
 werden  müssen,  um  etwa  steuerfreie  Bestandteile  des  Ein-
 kommens in die Einkommensermittlung einzubeziehen.

 Zu Artikel  10  (Änderung des Bundeselterngeld- und
 Elternzeitgesetzes)

 Durch  die  Änderungen  des  BEEG  wird  das  ELENA-Verfah-
 ren  zum  wesentlichen  Bestandteil  des  Nachweises  für  die
 Berechtigung  des  Bezuges  von  Elterngeld.  Dies  führt  zu
 erheblichen  Verwaltungsvereinfachungen  und  Bürokratie-
 abbau  bei  der  Beantragung  und  Berechnung  des  Elterngel-
 des.

 Der  neu  gefasste  §  2  Abs.  7  Satz  4  regelt,  dass  das  Einkom-
 men  aus  nichtselbstständiger  Arbeit  in  der  Regel  durch  die
 elektronischen  Einkommensnachweise,  die  der  Arbeitgeber
 nach  §  97  Abs.  1  SGB  IV  gemeldet  hat,  ermittelt  wird.  §  9
 Satz  2  –  neu  –  stellt  klar,  dass  die  Verpflichtung  des  Arbeit-
 gebers  zum  Ausstellen  einer  Einkommensbescheinigung
 nicht  für  Daten  besteht,  die  dieser  nach  §  97  Abs.  1  des  Vier-
 ten  Buches  Sozialgesetzbuch  übermittelt  hat.  Die  übrigen
 Regelungen zu §  9 sind Folgeänderungen.

 Zu Artikel  11  (Inkrafttreten)

 Zu Absatz 1

 Grundsätzlich  tritt  das  Gesetz  am  Tag  nach  der  Verkündung
 in  Kraft,  soweit  keine  Sonderregelungen  erforderlich  sind.
 Die  Verpflichtung  der  Teilnehmer  und  die  Umsetzung  durch
 den  Datenabruf  beginnen  damit  erst  nach  einer  Vorlaufzeit.
 Eine  solche  Vorlaufzeit  ist  notwendig,  um  unmittelbar  nach
 der  flächendeckenden  Einführung  des  ELENA-Verfahrens
 die  überwiegende  Zahl  der  dann  zu  bearbeitenden  Vorgänge
 direkt in elektronischer Form abwickeln zu können.

 Zu Absatz 2

 Dementsprechend  sind  auch  die  Änderungen  der  einschlägi-
 gen  Gesetze  durch  die  Artikel  3  und  4  erst  nach  Ablauf  der
 Erprobung  nach  §  119  mit  dem  Zeitpunkt  der  Verpflichtung
 der  abrufenden  Behörden  in  Kraft  zu  setzen.  Innerhalb  der
 zweijährigen  Erprobung  ist  der  Arbeitgeber  damit  zur  Mel-
 dung,  daneben  aber  weiterhin  zur  Ausstellung  der  Papier-
 bescheinigung verpflichtet.

 Zu Absatz 3

 Abrufentgelte  sollen  erst  ab  dem  1.  Januar  2014  erhoben
 werden,  um  für  die  abrufenden  Behörden  einen  schonenden
 Übergang zu ermöglichen.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  eines  Ge-
 setzes  über  die  Einrichtung  des  Verfahrens  des  elektroni-
 schen  Einkommensnachweises  auf  Bürokratiekosten,  die
 durch Informationspflichten begründet werden, geprüft.

 Der  Rat  hat  das  laufende  Gesetzgebungsverfahren  zur  Ein-
 führung  des  ELENA-Verfahrens  seit  Vorliegen  des  ersten
 Gesetzentwurfs  vom  27.  November  2006  aktiv  begleitet.  Er
 hat  dabei  stets  die  Auffassung  vertreten,  dass  das  ELENA-
 Verfahren  einen  wirkungsvollen  Beitrag  zur  bürokratischen
 Entlastung  sowohl  der  Wirtschaft  als  auch  der  Bürgerinnen
 und  Bürger  sowie  der  Verwaltung  leisten  kann.  Vor  diesem
 Hintergrund  begrüßt  der  Rat  ausdrücklich,  dass  das  Verfah-
 ren  mit  dem  nun  vorliegenden  neuen  Gesetzentwurf  wieder
 aufgegriffen wird.

 Die  im  Entwurf  enthaltenen  Informationspflichten  wurden
 vom BMWi nachvollziehbar dargestellt.

 Mit  Blick  auf  die  bürokratischen  Be-  und  Entlastungseffekte
 hat  der  Nationale  Normenkontrollrat  auf  Prüfbitte  des
 BMWi  und  mit  Zustimmung  der  beteiligten  Ressorts  ein
 Gutachten  vorgelegt.  In  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf
 wurden  die  im  Gutachten  dargestellten  Kostenrechnungen
 zugrunde  gelegt.  Gegenüber  dem  ursprünglichen  Gesetzent-
 wurf  wurde  das  ELENA-Verfahren  nunmehr  vollständig  in
 das  DEÜV-Verfahren  integriert,  was  eine  deutlich  höhere
 Kostenentlastung  der  Wirtschaft  zur  Folge  hat.  Danach  füh-
 ren  die  sechs  im  Gesetzentwurf  vorgesehenen  Bescheini-
 gungsarten  im  Saldo  zu  einer  jährlichen  Entlastung  der  Wirt-
 schaft von 85,6 Mio. Euro.

 Im  Interesse  der  Reduzierung  der  Bürokratiekosten  –  insbe-
 sondere  mit  Blick  auf  das  von  der  Bundesregierung  formu-
 lierte  Reduzierungsziel  von  25  Prozent  –  leistet  der  vorlie-
 gende  Gesetzentwurf  daher  einen  wichtigen  Beitrag.  Um  das
 Synergiepotenzial  des  ELENA-Verfahrens  optimal  auszu-
 schöpfen,  sollten  alle  weiteren  geeigneten  Bescheinigungen
 möglichst zeitnah in das Verfahren integriert werden.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  stimmt  dem  Regelungs-
 vorhaben zu.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  847.  Sitzung  am  19.  September
 2008  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 Zum Gesetzentwurf allgemein

 1.  Der  Bundesrat  begrüßt  das  mit  dem  Gesetzentwurf  ver-
 folgte  Anliegen,  mit  der  Einführung  des  elektronischen
 Entgeltnachweises  die  Wirtschaft,  die  Verwaltung  und
 die  Bürgerinnen  und  Bürger  von  Bürokratiekosten  zu  ent-
 lasten.

 2.  Für  die  Wirtschaft  werden  jährliche  Entlastungen  von
 rund  85  Mio.  Euro  erwartet.  Derzeit  erstellen  die  Arbeit-
 geber  in  Deutschland  jährlich  60  Millionen  Entgeltbe-
 scheinigungen,  die  Arbeitnehmer  zur  Beantragung  ver-
 schiedener  Sozialleistungen  benötigen.  Mit  dem  heutigen
 papiergebundenen  Verfahren  –  Ausstellung  einer  Papier-
 bescheinigung  durch  den  Arbeitgeber,  Prüfung  und  Über-
 tragung  der  Daten  durch  die  leistungsgewährende  Stelle
 in  ihr  Bearbeitungsprogramm  –  werden  die  Möglichkei-
 ten,  die  die  moderne  Informations-  und  Kommunika-
 tionstechnologie  bietet,  nicht  effizient  genutzt.  Mit  der
 Einrichtung  des  ELENA-Verfahrens  soll  dieser  Medien-
 bruch  aufgehoben  werden.  Damit  wird  auch  einem  lang-
 jährigen Anliegen der Wirtschaft entsprochen.

 3.  Der  Bundesrat  begrüßt,  dass  mit  der  Einführung  des
 ELENA-Verfahrens  der  Grundstein  für  ein  umfassendes
 elektronisches  Verfahren  gelegt  werden  soll.  Der  Gesetz-
 entwurf  sieht  zunächst  allerdings  nur  die  Einbeziehung
 von  sechs  Bescheinigungen  in  das  Verfahren  vor.  Aus
 Sicht  des  Bundesrates  sind  möglichst  schnell  weitere  Be-
 scheinigungspflichten  in  das  Verfahren  einzubeziehen.
 Jede  weitere  Nutzung  der  elektronischen  Entgeltbeschei-
 nigung  ist  mit  zusätzlichen  Bürokratieentlastungseffek-
 ten  für  die  Wirtschaft  verbunden.  Hierzu  sollte  die  Bun-
 desregierung  für  ihre  in  der  Gesetzesbegründung
 dargelegte  Absicht  zur  schrittweisen  Einbeziehung  wei-
 terer  Bescheinigungen  für  die  Zeit  ab  2015  eine  konkrete
 Strategie vorlegen.

 4.  Aufbau  und  Betrieb  der  Zentralen  Speicherstelle  und  der
 Registratur  Fachverfahren  sollen  in  den  ersten  fünf  Jah-
 ren  ab  2009  durch  ein  unverzinsliches  Darlehen  des  Bun-
 des  bis  zur  Höhe  von  55  Mio.  Euro  vorfinanziert  werden.
 Die  Rückzahlung  des  Darlehens  soll  ab  2019  über  Ge-
 bühren  für  den  Datenabruf  erfolgen.  Für  die  laufenden
 Kosten  werden  ab  2014  laufende  Gebühren  erhoben.  Die
 voraussichtliche  Höhe  der  Abrufgebühren  ab  2014  bezie-
 hungsweise  ab  2019  einschließlich  Darlehensrückzah-
 lungsquote wird im Gesetzentwurf nicht beziffert.

 Der  Gesetzentwurf  geht  davon  aus,  dass  die  Investitionen
 und  die  laufenden  Betriebskosten  durch  die  Länder  und
 die  Sozialleistungsträger  über  Gebühren  für  den  Daten-
 abruf  getragen  werden.  Der  Bundesrat  lehnt  die  im  Ge-

 setzentwurf  vorgesehene  Finanzierung  der  Anschubfi-
 nanzierung  zur  Errichtung  der  Zentralen  Speicherstelle
 und  der  Registratur  Fachverfahren  sowie  für  den  laufen-
 den  Betrieb  durch  die  Länder  und  die  Sozialleistungsträ-
 ger  ab.  Der  Bundesrat  vertritt  die  Auffassung,  dass  diese
 Ausgaben vom Bund zu tragen sind.

 Er  weist  weiter  darauf  hin,  dass  für  die  am  Verfahren  teil-
 nehmenden  Bürger  Geschäfte  und  Verhandlungen,  die
 aus  Anlass  der  Beantragung,  Erbringung  oder  der  Erstat-
 tung  einer  Sozialleistung  notwendig  werden,  nach  §  64
 Abs.  2 Satz  1 SGB  X kostenfrei sind.

 5.  Mit  dem  ELENA-Verfahren  wird  eine  der  größten  Daten-
 sammlungen  mit  personenbezogenen  Daten  in  Deutsch-
 land  entstehen,  die  für  nahezu  jeden  beschäftigten  Bürger
 und jedes Unternehmen von Bedeutung ist.

 Nach  Auffassung  des  Bundesrates  ist  das  ELENA-Ver-
 fahren  daher  von  besonderer  datenschutzrechtlicher  und
 damit  auch  verfassungsrechtlicher  Brisanz.  Die  grund-
 sätzliche  datenschutz-  und  verfassungsrechtliche  Proble-
 matik  besteht  vor  allem  darin,  dass  einkommensrelevante
 Daten  von  allen  abhängig  Beschäftigten  (über  30  Millio-
 nen)  gespeichert  werden  sollen,  ohne  dass  feststeht,  ob
 die  Daten  im  Einzelfall  tatsächlich  gebraucht  werden
 (Vorratsdatenspeicherung).

 6.  Ein  großer  Anteil  dieser  Beschäftigten  wird  voraussicht-
 lich  die  dem  Anwendungsbereich  des  ELENA-Verfah-
 rens  unterfallenden  Sozialleistungen  entweder  überhaupt
 nicht  oder  erst  zu  einem  erheblich  späteren,  im  Einzelnen
 nicht  vorhersehbaren  Zeitpunkt  nach  Übermittlung  und
 Speicherung  der  Einkommensdaten  in  Anspruch  neh-
 men.

 7.  Umso  notwendiger  ist  eine  substantiierte  Darlegung  der
 datenschutzrechtlichen  Erforderlichkeit  des  im  Gesetz-
 entwurf  vorgesehenen  ELENA-Verfahrens.  Nach  Auf-
 fassung  des  Bundesrates  sichern  die  in  der  Begründung
 des  Gesetzentwurfs  enthaltenen  Ausführungen,  insbe-
 sondere  in  Abschnitt  A  Nummer  III  –  Schutz  der
 informationellen  Selbstbestimmung  –  und  Abschnitt  IV
 Nummer  2  –  Alternativen  –,  die  verfassungsrechtliche
 Zulässigkeit  nicht  ausreichend  ab.  Der  Bundesrat  ver-
 misst  z.  B.  Angaben  dazu,  an  wie  viele  der  betroffenen
 Beschäftigten  die  in  §  95  Abs.  1  SGB  IV-E  genannten
 Auskünfte,  Bescheinigungen  und  Nachweise  voraus-
 sichtlich  ausgestellt  werden,  weil  sie  entsprechende  So-
 zialleistungen  in  Anspruch  nehmen.  Die  Behauptung,
 insgesamt  würden  in  Deutschland  60  Millionen  Ent-
 geltbescheinigungen  ausgestellt,  kann  insoweit  nicht  ge-
 nügen.

 8.  Der  Bundesrat  erkennt  ausdrücklich  an,  dass  der  Bundes-
 beauftragte  für  Datenschutz  und  Informationsfreiheit
 (BfDI)  und  auch  Landesdatenschutzbeauftragte  an  dem
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Projekt  von  Anfang  an  beteiligt  waren.  Er  teilt  die
 Auffassung  des  BfDI,  dass  eine  solche  umfängliche  und
 auf  Vorrat  angelegte  Datenbank  verfassungsrechtlich
 nur  zulässig  ist,  wenn  zum  Zeitpunkt  der  Speicherung
 deren  Zweck  bestimmt  ist  und  wirksame  technische,  or-
 ganisatorische  und  rechtliche  Sicherungen  gegen
 Zweckänderungen  und  Datenmissbrauch  gewährleistet
 sind.

 9.  Da  die  zentrale  Speicherung  der  Beschäftigungs-  und
 Verdienstdaten  einen  so  erheblichen  Eingriff  in  das
 Recht  auf  informationelle  Selbstbestimmung  darstellt,
 sind  die  im  Gesetzentwurf  zum  ELENA-Verfahren  vor-
 gegebenen  technisch  und  organisatorisch  aufwendigen
 Speicherungs-,  Verschlüsselungs-  und  Signaturverfah-
 ren  nach  Auffassung  des  Bundesrates  zwingend  not-
 wendig.

 Dies  gilt  vor  allem  auch  für  die  Löschung  der  jeweils
 nicht  mehr  erforderlichen  Daten,  für  die  ein  differen-
 ziertes  Konzept  zu  entwickeln  ist  (vgl.  Stellungnahme
 des  BfDI,  Bundestagsdrucksache  16/4950,  S.  49).  Die-
 sen  Anforderungen  genügt  der  Gesetzentwurf  aus  Sicht
 des  Bundesrates  bislang  allerdings  nicht.  Insbesondere
 bringt  die  bisherige  allgemeine  Löschungspflicht  in
 §  99  Abs.  4  SGB  IV-E  nicht  hinreichend  zum  Aus-
 druck,  dass  die  Daten  –  von  laufenden  Verfahren  abge-
 sehen  –  bereits  zu  löschen  sind,  sobald  sie  für  eine
 hypothetische  Anspruchsberechtigung  zum  jeweiligen
 Zeitpunkt nicht mehr benötigt würden.

 10.  Nach  §  95  Abs.  1  SGB  IV-E  werden  am  ELENA-Ver-
 fahren  auch  Aufgabenbereiche  teilnehmen,  für  die  in
 Niedersachsen  und  in  anderen  Ländern  die  Kommunen
 zuständig  sind.  Die  Kommunen  sind  somit  nicht  nur  als
 Arbeitgeber  wie  die  Unternehmen  der  Wirtschaft  zur
 monatlichen  Meldung  der  Einkommensdaten  aller  ihrer
 Beschäftigten  angehalten,  sondern  haben  auch  Abrufe
 aus  der  Zentraldatei  der  Zentralen  Speicherstelle  für
 ihre  Aufgabenerfüllung  in  den  Bereichen  Wohngeld
 und Elterngeld vorzunehmen.

 Die  jährlichen  Entlastungen  für  die  Wirtschaft  werden
 auf  rund  85  Mio.  Euro  beziffert,  die  mittel-  und  lang-
 fristigen  Belastungen  insbesondere  für  die  Länder  ein-
 schließlich  der  Kommunen  werden  nur  ungenügend
 dargestellt.  Neben  den  zusätzlichen  Hard-  und  Soft-
 warekosten,  die  für  die  Bereiche  Wohn-  und  Elterngeld
 vor  allem  bei  den  Kommunen  entstehen,  werden  im
 Rahmen  der  einzelnen  Anwendungen  Gebühren  für  den
 einzelnen  Datenabruf  an  die  Zentrale  Speicherstelle  zu
 entrichten  sein.  Über  die  bisher  nicht  bekannte  Gebüh-
 renhöhe  sollen  ab  2019  über  einen  Aufschlag  auf  die
 Entgelte  dann  die  laufenden  Datenabrufkosten  ein-
 schließlich  der  erstmaligen  Investitionskosten  finan-
 ziert  werden.  Teilnehmer  bzw.  Antragsteller,  die  zudem
 eine  qualifizierte  elektronische  Signatur  für  die  Bean-
 tragung  der  Sozialleistungen  benötigen,  dürfen  mit  die-
 sen  Kosten  nicht  belastet  werden,  da  gemäß  §  64  Abs.  2
 Satz  1  SGB  X  eine  Kostenbelastung  im  Zusammen-
 hang  mit  der  Beantragung  oder  Erbringung  einer
 Sozialleistung  ausgeschlossen  ist.  Solche  Kosten  sind
 bisher  den  Kommunen  nicht  entstanden,  so  dass  hier
 auf  Dauer  mit  zusätzlichen  Kosten  gerechnet  werden

 muss.  Zur  Darstellung  der  finanziellen  Auswirkungen
 bedarf  es  daher  zumindest  Modellrechnungen,  in  denen
 die  Einsparungen  und  Mehrkosten  für  die  Länder  ein-
 schließlich  der  Kommunen  detailliert  darzustellen  sind.

 11.  Zum Anwendungsbereich des Gesetzes

 Für  den  Fall,  dass  die  Bundesregierung  daran  festhalten
 möchte,  den  Anwendungsbereich  des  ELENA-Verfah-
 rensgesetzes  auf  die  Auskünfte  über  den  Arbeitsver-
 dienst  zum  Wohngeldantrag  zu  erstrecken,  wird  sie  ge-
 beten,  näher  darzulegen,  wie  unter  Berücksichtigung
 der  wohngeldrechtlichen  Vorschriften  die  Ziele  des  Ge-
 setzesvorhabens im Wohngeldbereich erreichbar sind.

 Durch  die  Anwendung  des  ELENA-Verfahrens  im
 Wohngeldbereich  können  auf  Grund  der  Vorschriften
 des  materiellen  Wohngeldrechts  die  erwarteten  Einspar-
 effekte,  insbesondere  die  angestrebte  Entlastung  der
 Arbeitgeber,  nicht  erzielt  werden.  Die  (verbleibende)
 Auskunftspflicht  des  Arbeitgebers  dürfte  weit  häufiger
 zu  beanspruchen  sein,  als  in  der  Begründung  des  Ge-
 setzentwurfs  (vgl.  Bundesratsdrucksache  561/08,  S.  58)
 dargestellt.

 Während  nach  §  2  Abs.  1  BEEG  für  die  Berechnung
 des  Elterngeldes,  das  Einkommen  in  den  zwölf  Mona-
 ten  vor  dem  Monat  der  Geburt  des  Kindes  maßgeblich
 ist,  ist  für  die  Wohngeldberechnung  nach  §  15  Abs.  1
 WoGG  n.  F.  das  Einkommen  zu  Grunde  zu  legen,  das
 im  Zeitpunkt  der  Antragstellung  im  Bewilligungszeit-
 raum  –  in  der  Regel  zwölf  Monate  –  zu  erwarten  ist.  Um
 diese  Prognose  zu  erstellen,  können  auch  die  Verhält-
 nisse  vor  dem  Zeitpunkt  der  Antragstellung  –  nicht
 zwingend  der  letzten  zwölf  Monate  –  herangezogen
 werden.  Grundlage  der  Entscheidung  muss  aber  stets
 eine  Prognose  sein,  weil  nach  §  24  Abs.  2  WoGG  n.  F.
 die  Verhältnisse  im  Bewilligungszeitraum  zu  Grunde  zu
 legen  sind,  die  im  Zeitpunkt  der  Antragstellung  zu  er-
 warten  sind.  Dies  wird  vom  Gesetzgeber  auch  aus-
 drücklich  vorausgesetzt,  weil  nach  §  25  Abs.  1  WoGG
 n.  F.  eine  Verkürzung  bzw.  Teilung  des  Bewilligungs-
 zeitraums  vorgesehen  ist,  wenn  zu  erwarten  ist,  dass
 sich  die  maßgeblichen  Verhältnisse  vor  Ablauf  von
 zwölf  Monaten  erheblich  ändern.  Für  eine  Prognose  ist
 die  Auskunft  des  Arbeitgebers,  ob  sich  der  Verdienst  in
 den  kommenden  zwölf  Monaten  verändern  wird,  un-
 verzichtbar.  Ein  genereller  Rückgriff  auf  die  Verhältnis-
 se  der  letzten  zwölf  Monate  vor  Antragstellung  –  wie  in
 der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  (vgl.  Bundesrats-
 drucksache  561/08,  S.  58)  offenbar  vorausgesetzt  –  ist
 sowohl  nach  geltendem  als  auch  nach  neuem  Wohn-
 geldrecht ausgeschlossen.

 Die  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  (vgl.
 Bundesratsdrucksache  561/08,  S.  58)  zitierte  Num-
 mer  25.01  Teil  A  WoGVwV  2002  enthält  keine  nach
 außen  wirkende  Begrenzung  der  Auskunftspflicht  des
 Arbeitgebers,  sondern  lediglich  eine  nach  innen  wir-
 kende  Anweisung  an  die  Wohngeldbehörden,  den
 Arbeitgeber  erst  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn
 die  antragstellende  Person  bzw.  die  Haushaltsmitglie-
 der  zur  Aufklärung  nicht  in  der  Lage  sind.  Bloße  Erklä-
 rungen  reichen  jedoch  vielfach  nicht  aus,  weil  nach  den
 haushalts-  und  kassenrechtlichen  Vorschriften  Beschei-
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nigungen  der  Arbeitgeber  als  zahlungsbegründende
 Unterlagen zur Wohngeldakte zu nehmen sind.

 12.  Zu Artikel  1  Nr.  3  Buchstabe b (§  3 Abs.  2 SGB  IV),
 Nr.  8  (§  97 Abs.  1 Satz  1, 2 Nr.  1 und

 Satz  5, Abs.  4 Satz  1, §  98 Abs.  1
 Satz  1 und 2 SGB  IV) und

 Nr.  14 (§  119 Abs.  3 SGB  IV)

 Artikel  1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  In  Nummer  3  Buchstabe  b  sind  in  §  3  Abs.  2  die
 Wörter  „,  Beamte,  Richter  oder  Soldaten“  zu  strei-
 chen.

 b)  Nummer  8 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  §  97 ist wie folgt zu ändern:

 aaa)  Absatz 1 ist wie folgt zu ändern:

 aaaa)  In  Satz  1  sind  die  Wörter  „,  Be-
 amten,  Richter  oder  Soldaten“  zu
 streichen.

 bbbb)  In  Satz  2  Nr.  1  sind  die  Wörter
 „,  Beamten,  Richters  oder  Solda-
 ten“ zu streichen.

 cccc)  In  Satz  5  sind  die  Wörter  „,  Be-
 amten,  Richters  oder  Soldaten“  zu
 streichen.

 bbb)  In  Absatz  4  Satz  1  sind  nach  den  Wörtern
 „einen  Beschäftigten“  die  Wörter  „,  Be-
 amten,  Richter  oder  Soldaten“  und  nach
 den  Wörtern  „des  Beschäftigten“  die
 Wörter  „,  Beamten,  Richters  oder  Solda-
 ten“ zu streichen.

 bb)  §  98 Abs.  1 ist wie folgt zu ändern:

 aaa)  In  Satz  1  sind  die  Wörter  „,  Beamte,  Rich-
 ter und Soldaten“ zu streichen.

 bbb)  In  Satz  2  sind  die  Wörter  „,  Beamte,  Rich-
 ter oder Soldat“ zu streichen.

 c)  In  Nummer  14  sind  in  §  119  Abs.  3  die  Wörter
 „,  Beamten, Richter oder Soldaten“ zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Verfahrensvorschriften  des  Systems  ELENA  gelten
 nach  dem  Gesetzentwurf  unter  anderem  für  alle  Be-
 amten,  Richter  oder  Soldaten,  ferner  auch  für  die  übri-
 gen  Beschäftigten  des  öffentlichen  Dienstes.  Dieser
 Aufwand  ist  nicht  erforderlich.  Bisher  weisen  Angehö-
 rige  des  öffentlichen  Dienstes  ihr  Gehalt  durch  eine
 Gehalts-  oder  Besoldungsmitteilung  nach,  die  im  Be-
 hördenverkehr  gegenseitig  anerkannt  wird.  Besol-
 dungsmitteilungen  erhalten  die  Bediensteten  jeweils
 aktuell,  wenn  sich  ihr  Gehalt/ihre  Besoldung  geändert
 hat.  Sie  lassen  das  aktuelle  Einkommen  und  die  aufge-
 rechneten  Einkommen  des  laufenden  Kalenderjahres
 erkennen.  Anders  als  im  ELENA-Verfahren  entstehen
 also  für  die  öffentlichen  Arbeitgeber  keinerlei  Personal-
 und  Sachkosten  im  Zusammenhang  mit  der  Gewährung
 einer Subvention im Wohnungswesen.

 13.  Zu Artikel  1 Nr.  8 (§  95 Abs.  1 Nr.  4 SGB  IV)

 In Artikel  1 Nr.  8 ist §  95 Abs.  1 Nr.  4 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Einbeziehung  der  in  §  95  Abs.  1  Nr.  4  SGB  IV  ge-
 nannten  Tatbestände  (Auskünfte  über  Einkommen  für
 die  Erteilung  eines  Wohnberechtigungsscheins  nach
 §  27  des  Wohnraumförderungsgesetzes  oder  für  sons-
 tige  Einkommensprüfungen  nach  dem  Wohnraum-
 förderungsgesetz,  dem  Gesetz  über  den  Abbau  der
 Fehlsubventionierung  im  Wohnungswesen  oder  ent-
 sprechenden  landesrechtlichen  Vorschriften)  ist  ein-
 fachgesetzlich  systemwidrig  und  darüber  hinaus  jeden-
 falls zum Teil verfassungsrechtlich nicht haltbar.

 Die  Einbeziehung  der  in  §  95  Abs.  1  Nr.  4  SGB  IV  ge-
 nannten  Tatbestände  ist  systemwidrig:  Nach  der  Legal-
 definition  des  §  11  Satz  1  SGB  I  sind  Gegenstand  der
 sozialen  Rechte  die  in  diesem  Gesetzbuch  vorgesehe-
 nen  Dienst-,  Sach-  und  Geldleistungen  (Sozialleistun-
 gen);  auf  diese  Sozialleistungen  besteht  grundsätzlich
 ein  Rechtsanspruch  (vgl.  §  38  SGB  I).  Demgegenüber
 handelt  es  sich  bei  den  in  §  95  Abs.  1  Nr.  4  SGB  IV  auf-
 geführten  wohnungsrechtlichen  Leistungen  gerade
 nicht  um  Sozialleistungen  im  Sinn  des  Sozialgesetzbu-
 ches.  Die  Einbeziehung  der  genannten  wohnungsrecht-
 lichen  Einkommensprüfungen  stellt  somit  einen
 Fremdkörper dar.

 In  der  Konsequenz  dieser  Systemwidrigkeit  geht  die
 Regelung  des  Anwendungsbereichs  in  §  1  Abs.  4
 SGB  IV  zum  Teil  ins  Leere.  Demnach  gilt  der  neue
 Sechste  Abschnitt  (§  95  ff.  SGB  IV)  für  das  gesamte
 Sozialgesetzbuch  einschließlich  seiner  besonderen  Tei-
 le.  Die  besonderen  Teile  bestimmt  §  68  SGB  I;  die  in
 §  95  Abs.  1  Nr.  4  SGB  IV  genannten  wohnungsrecht-
 lichen Gesetze gehören hierzu gerade nicht.

 Die  Begründung  des  Gesetzentwurfs  unter  Abschnitt  B
 zu  Nummer  8  (zum  Sechsten  Abschnitt,  §  95  ff.
 SGB  IV)  zeigt  für  eine  Einbeziehung  von  Rechtsberei-
 chen  außerhalb  des  Sozialgesetzbuches  und  seiner  be-
 sonderen  Teile  selbst  den  Weg  auf:  Demnach  ist  eine
 Ausweitung  des  Verfahrens  auf  andere  Rechtsbereiche
 insofern  nicht  ausgeschlossen,  als  solche  andere  Rege-
 lungen  auf  die  Regelungen  des  Sechsten  Abschnitts  des
 SGB  IV  Bezug  nehmen  könnten.  Die  Begründung  des
 Gesetzentwurfs  macht  somit  selbst  deutlich,  dass  die
 Einbeziehung  anderer  Leistungsbereiche  als  der  des
 Sozialgesetzbuches  außerhalb  des  SGB  IV  zu  regeln
 wäre.

 Die  Einbeziehung  der  in  §  95  Abs.  1  Nr.  4  SGB  IV  ge-
 nannten  Tatbestände  ist  darüber  hinaus  –  jedenfalls  zum
 Teil  –  mangels  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes
 verfassungsrechtlich nicht haltbar:

 Nach  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  unter  Ab-
 schnitt  A  Nummer  V.1  soll  sich  die  Gesetzgebungs-
 kompetenz  des  Bundes  auf  die  Zuständigkeitstitel  des
 Grundgesetzes  stützen,  „die  Grundlage  für  die  in  das
 Verfahren  einbezogenen  gesetzlichen  Vorschriften
 (§  95  SGB  IV)  sind.“  Weiter  wird  dort  dazu  ausgeführt,
 dass  der  Bund  nach  der  Föderalismusreform  I  zwar
 nicht  mehr  die  Gesetzgebungskompetenz  für  das  Woh-
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nungswesen  habe,  technische  Anpassungen  aber  durch-
 aus  noch  vornehmen  könne.  Diese  Argumentation  kann
 aber  allenfalls  für  die  Regelung  der  Auskünfte  aufgrund
 der  nach  Artikel  125a  Abs.  1  Satz  1  GG  fortgeltenden,
 in  §  95  Abs.  1  Nr.  4  SGB  IV  genannten  wohnungs-
 rechtlichen  Gesetze  des  Bundes,  nicht  hingegen  für  die
 ebenfalls  dort  genannten  landesrechtlichen  Vorschriften
 herangezogen werden.

 Auch  auf  die  in  der  Begründung  angeführte  Gesetzge-
 bungskompetenz  nach  Artikel  74  Abs.  1  Nr.  7  und  12
 GG  („öffentliche  Fürsorge“,  „Sozialversicherung  ein-
 schließlich  der  Arbeitslosenversicherung“)  kann  die
 Einbeziehung  dieser  wohnungsrechtlichen  Tatbestände
 nicht gestützt werden.

 Darüber  hinaus  vermitteln  die  Auskünfte  des  Systems
 ELENA  keinen  vollständigen  Überblick  über  die  Ein-
 kommenssituation  von  Antragstellern,  selbst  wenn  die-
 se  Arbeitnehmer,  Rentner  oder  Bezieher  von  Transfer-
 leistungen  sind.  Nach  dem  Gesetz  über  die  soziale
 Wohnraumförderung  (WoFG)  sind  ca.  die  Hälfte  aller
 steuerfreien  Einnahmen  nach  §  3  ff.  EStG  ebenfalls  an-
 rechenbares  Einkommen;  eventuelle  steuerfreie  oder
 pauschal  besteuerte  Bestandteile  der  Arbeitgeberleis-
 tungen  werden  jedoch  nicht  der  zentralen  Datenbank
 gemeldet,  so  dass  diesbezügliche  Rückfragen  regelmä-
 ßig  an  die  Arbeitgeber  zu  richten  sein  werden.  Damit
 kann  die  von  ELENA  zu  leistende  Aktualität  für  dieses
 Rechtsgebiet  nicht  genutzt  werden.  Der  somit  weiterhin
 erforderlichen  Inanspruchnahme  der  Arbeitgeber  für
 Einkommensnachweise  im  Wohnungswesen  steht  aber
 ein  erheblicher  Kosten-  und  Verwaltungsaufwand,  ins-
 besondere zu Lasten der Kommunen, gegenüber.

 14.  Zu  Artikel  1 Nr.  8 (§  95 Abs.  1 Nr.  5 SGB  IV) und
 Artikel  9 (Änderung des WoGG)

 Der Gesetzentwurf ist wie folgt zu ändern:

 a)  In Artikel  1 Nr.  8 ist §  95 Abs.  1 Nr.  5 zu streichen.

 b)  Artikel  9 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Einbeziehung  des  Wohngeldes  in  das  ELENA-Ver-
 fahren ist nicht sachgerecht.

 Betroffen  werden  aus  heutiger  Sicht  nur  etwas  mehr
 als  ein  Drittel  der  Wohngeldempfängerhaushalte  sein
 (Grundlage:  vorläufige  Ergebnisse  der  Wohngeldstatis-
 tik 2007).

 Das  ELENA-Verfahren  soll  sich  nur  auf  die  Auskünfte
 der  Arbeitgeber  über  den  Arbeitsverdienst  zum  Wohn-
 geldantrag  nach  §  23  Abs.  2  des  Wohngeldgesetzes
 (WoGG)  beziehen.  Nicht  erfasst  werden  somit  insbe-
 sondere  die  notwendigen  Auskünfte  der  Arbeitgeber
 zum  Arbeitsverdienst  im  Rahmen  der  Änderungsver-
 fahren  nach  §  27  Abs.  1  und  2  WoGG.  Entsprechendes
 gilt  voraussichtlich  auch  für  Auskünfte  der  Arbeitgeber
 zu  steuerfreien  oder  pauschal  besteuerten  Einnahmen
 der  Wohngeldberechtigten  und  der  zu  berücksichtigen-
 den  Haushaltsmitglieder.  Darüber  hinaus  bleibt  es  bei
 der  ergänzenden  Auskunftspflicht  der  Arbeitgeber  nach
 §  23  Abs.  2  WoGG  zum  Zweck  der  Erstellung  einer
 Einkommensprognose  nach  §  15  WoGG.  Nach  §  15

 Abs.  1  Satz  1  WoGG  ist  bei  der  Ermittlung  des  –  wohn-
 geldrechtlich  maßgebenden  –  Jahreseinkommens  das
 Einkommen  zu  Grunde  zu  legen,  das  im  Zeitpunkt
 der  Antragstellung  im  gesamten  Bewilligungszeitraum
 – von regelmäßig zwölf Monaten – zu erwarten ist.

 Die  Einbeziehung  des  Wohngeldes  in  das  ELENA-Ver-
 fahren  wird  zu  erheblichem,  in  dieser  Höhe  aber  nicht
 gerechtfertigtem  Verwaltungsaufwand  der  Länder,  ins-
 besondere  der  kommunalen  Wohngeldbehörden,  führen
 (viele  neue  Informations-  und  Hinweispflichten,  An-
 passung  der  EDV-Programme,  Anschaffung  und  Unter-
 halt  der  technischen  Einrichtungen  für  ELENA,  Schu-
 lungen  etc.).  Zudem  sind  auch  die  kostendeckenden
 Abrufentgelte,  der  Aufschlag  auf  die  Entgelte  zur
 Rückführung  des  Darlehens  nach  §  115  SGB  IV  und
 die  zu  erstattenden  Kosten  der  qualifizierten  Zertifikate
 (§  103  Abs.  6  SGB  IV)  durch  die  abrufenden  Wohn-
 geldbehörden  zu  finanzieren  und,  soweit  Konnexitäts-
 regeln  bestehen,  letztlich  von  den  Ländern  zu  tragen.
 Eine  echte  Kostenbeteiligung  des  Bundes  ist  nicht  vor-
 gesehen.

 15.  Zu Artikel  1 Nr.  8 (§  97 Abs.  1 Satz  1 SGB  IV)

 In  Artikel  1  Nr.  8  sind  in  §  97  Abs.  1  Satz  1  nach  dem
 Wort  „Speicherstelle“  die  Wörter  „erstmalig  ab  dem
 1.  Januar 2011“ einzufügen.

 F o l g e ä n d e r u n g

 In  Artikel  1  Nr.  14  ist  in  §  119  Abs.  3  die  Zahl  „2009“
 durch die Zahl „2011“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Zum  einen  wird  zur  Anpassung  der  EDV-Systeme  der
 Arbeitgeber  ein  ausreichender  Zeitraum  benötigt.
 Außerdem  wird  damit  der  Zeitraum  für  eine  aufwändi-
 ge  parallele  Verfahrensführung  (Ausstellung  von  Ent-
 geltnachweisen  und  elektronische  Übermittlung  der
 Verdienstdaten) auf ein Jahr verkürzt.

 16.  Zu Artikel  1 Nr.  8 (§  97 Abs.  2 SGB  IV)

 In Artikel  1 Nr.  8 ist §  97 Abs.  2 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Protokollierung  seitens  der  Arbeitgeber  ist  nicht  er-
 forderlich,  da  eine  Protokollierung  bereits  bei  der  Zen-
 tralen Speicherstelle erfolgt.

 17.  Zu Artikel  1 Nr.  8  (§  99 – Überschrift; Abs.  8 bis 11
 – neu – SGB  IV)

 In Artikel  1 Nr.  8 ist §  99 wie folgt zu ändern:

 a)  Die Überschrift ist wie folgt zu fassen:

 „Aufgaben  und  Befugnisse  der  Zentralen  Speicher-
 stelle, Verwaltungsausschuss“.

 b)  Die folgenden Absätze sind anzufügen:

 „(8)  Bei  der  Zentralen  Speicherstelle  wird  ein  Ver-
 waltungsausschuss  gebildet.  Der  Ausschuss  schlägt
 Maßnahmen  zur  Fortentwicklung  des  ELENA-Ver-
 fahrens  in  technischer  und  organisatorischer  Hin-
 sicht  (Verfahrensgrundsätze)  vor,  die  das  Bundes-
 ministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  im
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Einvernehmen  mit  dem  Bundesministerium  für
 Arbeit  und  Soziales  und  dem  Bundesministerium
 des  Innern  erlässt.  Die  Verfahrensgrundsätze  enthal-
 ten technische Anforderungen an

 1.  die  Meldungen  sowie  deren  Übernahme  und
 Prüfung durch die Zentrale Speicherstelle,

 2.  die  Maßnahmen  zur  Sicherstellung  von  Daten-
 schutz und Datensicherheit,

 3.  das  Verschlüsselungsverfahren  bei  der  Über-
 mittlung  durch  Nutzung  allgemein  zugäng-
 licher Netze,

 4.  den  Aufbau  eines  Mechanismus  zur  Rückmel-
 dung,

 5.  die  Form  des  Antrags  auf  Vergabe  einer  Ver-
 fahrensnummer,

 6.  die  Anforderungen  an  ein  Programm  zur  kor-
 rekten  Übermittlung  von  Datensätzen  sowie
 die Systemprüfung,

 7.  die  Sicherheitsrichtlinien  beim  Einsatz  eines
 Abrufagenten,

 8.  die Anmeldung verantwortlicher Personen,

 9.  die  Bestimmungen  und  Empfehlungen  des
 Datenschutzes durch abrufende Stellen,

 10.  die  Form  des  Datenabrufs  durch  die  verant-
 wortlichen Personen,

 11.  die  Mitteilung  von  Leistungsbeginn  und  -ende
 sowie

 12.  die Form des Auskunftsantrags.

 Der  Verwaltungsausschuss  berät  die  Zentrale  Spei-
 cherstelle  in  datenschutzrechtlichen  Grundsatzfra-
 gen.

 (9)  Stimmberechtigte  Mitglieder  des  Verwal-
 tungsausschusses sind

 1.  das  Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Tech-
 nologie  als  Vorsitzender  (ein  Vertreter  oder  eine
 Vertreterin),

 2.  das  Bundesministerium  des  Innern,  das  Bundes-
 ministerium  der  Justiz,  das  Bundesministerium
 für  Arbeit  und  Soziales  sowie  das  Bundesminis-
 terium  für  Gesundheit  (je  ein  Vertreter  oder  eine
 Vertreterin),

 3.  die  Zentrale  Speicherstelle  (ein  Vertreter  oder
 eine Vertreterin),

 4.  die  Stelle,  die  die  Registratur  Fachverfahren  be-
 treibt (ein Vertreter oder eine Vertreterin),

 5.  der  Spitzenverband  Bund  der  Krankenkassen
 (ein Vertreter oder eine Vertreterin),

 6.  die  kommunalen  Spitzenverbände  (ein  Vertreter
 oder eine Vertreterin),

 7.  die Länder (zwei Vertreter),

 8.  die  Bundesagentur  für  Arbeit  (ein  Vertreter  oder
 eine Vertreterin),

 9.  die  Arbeitsgemeinschaft  für  wirtschaftliche  Ver-
 waltung  e.  V.  (ein  Vertreter  oder  eine  Vertrete-
 rin).

 Nichtstimmberechtigte  Mitglieder  des  Ausschusses
 mit je einem Vertreter oder einer Vertreterin sind

 1.  der  oder  die  Bundesbeauftragte  für  den  Daten-
 schutz und die Informationsfreiheit,

 2.  der  Vertreter  oder  die  Vertreterin  der  für  die
 Kontrolle  der  Einhaltung  der  Vorschriften  über
 den  Datenschutz  in  den  Ländern  zuständigen
 öffentlichen Stellen,

 3.  der  oder  die  Beauftragte  für  den  Datenschutz  der
 Zentralen Speicherstelle und

 4.  der  oder  die  Beauftragte  für  den  Datenschutz  der
 Registratur Fachverfahren.

 (10)  Der  Verwaltungsausschuss  gibt  sich  eine  Ge-
 schäftsordnung.  Diese  sieht  vor,  dass  die  einfache
 Mehrheit  der  anwesenden  stimmberechtigten  Mit-
 glieder  zur  Beschlussfassung  ausreicht,  solange
 mehr  als  die  Hälfte  dieser  Mitglieder  anwesend  ist.
 Bei  Stimmengleichheit  zählt  die  Stimme  der  oder
 des  Vorsitzenden  doppelt.  Die  Zentrale  Speicher-
 stelle  führt  die  Geschäfte  des  Verwaltungsausschus-
 ses.

 (11)  Die  Tätigkeit  im  Verwaltungsausschuss  und
 in  von  diesem  eingesetzten  Arbeitskreisen  ist  ehren-
 amtlich.“

 B e g r ü n d u n g

 Zu Absatz 8

 Die  Einsetzung  eines  Verwaltungsausschusses  ist  not-
 wendig,  um  die  am  ELENA-Verfahren  beteiligten
 Gruppen  einzubinden  und  neuere  Entwicklungen  mit
 diesen  abzustimmen.  Er  stellt  ein  Kontrollgremium  aus
 den  Reihen  der  beteiligten  Kreise  sowie  eine  beratende
 Instanz  dar.  Die  Einbindung  des  Verwaltungsausschus-
 ses  in  das  ELENA-Verfahren  erhöht  dessen  Akzeptanz.
 Der  Hinweis  auf  die  Aufgabenstellung  der  Entwicklung
 in  „technischer  und  organisatorischer  Hinsicht“  ver-
 deutlicht,  dass  der  Verwaltungsausschuss  technische
 Entwicklungen  zu  verfolgen  und  deren  Relevanz  für
 das  ELENA-Verfahren  zu  prüfen  hat.  Hierbei  ist  das
 Augenmerk  insbesondere  auf  die  Entwicklung  der
 Strukturen  der  DEÜV  zu  richten,  die  durch  ihren  frühe-
 ren Start ein Referenzsystem darstellt.

 Zu Absatz 9

 Die  Zusammensetzung  des  Verwaltungsausschusses
 soll  allen  am  ELENA-Verfahren  beteiligten  Kreisen  die
 Möglichkeit  der  Mitwirkung  einräumen  und  die  ver-
 schiedenen  Interessen  kanalisieren.  Zugleich  muss  der
 Ausschuss  handlungsfähig  sein.  Insoweit  ist  die  Anzahl
 der  Mitwirkenden  zu  begrenzen.  Durch  die  Vorgabe  ei-
 nes  Quorums  und  die  konkrete  Sitzverteilung  wird  ein
 angemessener Ausgleich der Interessen sichergestellt.

 Die  jeweiligen  Vertreter  repräsentieren  über  das  Inte-
 resse  der  Organisation,  der  sie  angehören,  und  darüber
 hinaus  die  allgemeinen  Interessen  der  betroffenen  ge-
 sellschaftlichen  Gruppe.  Beispielsweise  ist  der  Vertre-



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 37 – Drucksache 16/10492
ter  der  Deutschen  Rentenversicherung  einerseits  auf-
 gerufen,  die  Belange  der  Zentralen  Speicherstelle  als
 Organisationseinheit  der  Deutschen  Rentenversiche-
 rung  zu  wahren.  Andererseits  vertritt  er  auch  genuin
 rentenversicherungsrechtliche  Interessen,  soweit  es  um
 die  Rentenversicherungen  als  Empfänger  der  im
 ELENA-Verfahren  angebotenen  Dienstleistung  geht.
 In  diesem  Fall  nimmt  die  Deutsche  Rentenversiche-
 rung  für  die  anderen  Träger  der  gesetzlichen  Renten-
 versicherung  einschließlich  beispielsweise  der  Alters-
 sicherung  der  Landwirte  eine  Koordinierungsfunktion
 ein.  Sie  stellt  durch  Absprachen  mit  den  Gremien  der
 anderen  Versicherungsträger  –  wie  beispielsweise  mit
 dem  Gesamtverband  der  landwirtschaftlichen  Alters-
 kassen  –  sicher,  dass  auch  die  Belange  der  anderen
 Rentenversicherungsträger  im  Verwaltungsausschuss
 eingebracht  werden  können.  Die  Registratur  Fachver-
 fahren  ist  durch  ihren  konkreten  Betreiber  vertreten.
 Die  Arbeitsgemeinschaft  für  wirtschaftliche  Verwal-
 tung  e.  V.  (AWV)  ist  ein  gemeinnützig  anerkannter
 Verein,  dessen  Zweck  in  der  Förderung  von  Wissen-
 schaft  und  Forschung  auf  dem  Gebiet  der  wirtschaft-
 lichen Gestaltung von Verwaltungsabläufen liegt.

 Der  Ausschuss  ist  im  Hinblick  auf  den  Datenschutz  ver-
 pflichtet,  die  Zentrale  Speicherstelle  zu  beraten  und
 Entwicklungen  auf  diesem  Gebiet  aufzuzeigen.  Daher
 ist  er  mit  datenschutzrechtlichem  Sachverstand  besetzt.

 Zu Absatz 10

 Der  Verwaltungsausschuss  soll  sich  durch  die  Möglich-
 keit  der  eigenen  Geschäftsordnung  einen  Rahmen  für
 sein  Handeln  geben,  ohne  dass  der  Gesetzgeber  hier  be-
 stimmend  eingreift.  Durch  die  eigene  Geschäftsord-
 nungszuständigkeit  ist  es  möglich,  dass  der  Verwal-
 tungsausschuss  Arbeitskreise  bildet  und  hierüber
 weitere  zu  beteiligende  Kreise  oder  externen  Sachver-
 stand  in  die  Mitwirkung  einbezieht.  Die  Quoren  sollen
 die  Beschlussfähigkeit  auch  für  die  Fälle  sichern,  in  de-
 nen  Mitglieder  nicht  anwesend  sind.  Der  erforderliche
 Verwaltungsunterbau  wird  von  der  Zentralen  Speicher-
 stelle zur Verfügung gestellt.

 Zu Absatz 11

 Der  Absatz  stellt  klar,  dass  die  Tätigkeit  im  Verwal-
 tungsausschuss  –  und  in  von  diesem  eingesetzten  Ar-
 beitskreisen  –  ehrenamtlich  ist  und  damit  unentgeltlich
 erfolgt.

 18.  Zu Artikel  1 Nr.  8 (§  103 Abs.  1 Satz  1 SGB  IV)

 In  Artikel  1  Nr.  8  §  103  Abs.1  Satz  1  sind  nach  dem
 Wort  „Einverständnis“  die  Wörter  „gegenüber  der  abru-
 fenden Stelle“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Aus  dem  bisher  vorgesehenen  Gesetzeswortlaut  geht
 nicht  hervor,  wem  gegenüber  der  Teilnehmer  die  Ein-
 verständniserklärung  abzugeben  hat.  In  Betracht  kom-
 men  die  Zentrale  Speicherstelle  sowie  die  die  Daten
 abrufenden  Stellen.  Eine  doppelte  Belastung  des  Teil-
 nehmers  dahingehend,  sowohl  mit  der  abrufenden
 Stelle  als  auch  der  Zentralen  Speicherstelle  kommuni-
 zieren  zu  müssen,  ist  zu  vermeiden.  Zudem  bestehen

 die  in  der  Gesetzesbegründung  erwähnten  Mitwir-
 kungspflichten  nur  gegenüber  den  Leistungsträgern,
 also  den  abrufenden  Stellen.  Die  vorgeschlagene  Ände-
 rung trägt diesen Gesichtspunkten Rechnung.

 19.  Zu  Artikel  1  Nr.  8  (§  103  Abs.  6  Satz  2  –  neu  –  SGB  IV)

 In  Artikel  1  Nr.  8  ist  in  §  103  dem  Absatz  6  folgender
 Satz  anzufügen:

 „Mit  der  Aufforderung  nach  Satz  1  ist  der  Teilnehmer
 darüber  zu  informieren,  bis  zu  welcher  Höhe  die  Kosten
 als angemessen anerkannt werden.“

 B e g r ü n d u n g

 Durch  die  mit  der  Gesetzesänderung  verbundene  Ein-
 führung  der  Pflicht  zum  Erwerb  eines  qualifizierten
 Zertifikats  entstehen  potenziellen  Sozialleistungsemp-
 fängern  erstmals  Kosten,  die  gemäß  §  103  Abs.  6  Satz  1
 SGB  IV-E  nur  in  angemessener  Höhe  erstattet  werden.
 Ohne  die  Aufklärung  durch  die  Behörde  wäre  es  denk-
 bar,  dass  der  Teilnehmer  auf  Grund  mangelnder  Kennt-
 nis  der  marktüblichen  und  damit  angemessenen  Preise
 einen  überhöhten  Preis  bezahlt,  der  nicht  erstattet  wird.
 Sofern  der  Teilnehmer  über  die  Höhe  der  maximal
 erstattungsfähigen  Kosten  informiert  wird,  ist  dieses
 Risiko  verringert.  Die  Informationspflicht  verursacht
 der  Behörde  keinen  nennenswerten  Aufwand,  da  ihr  die
 Höhe  des  marktüblichen  Preises  bekannt  sein  muss,  um
 die  nach  §  103  Abs.  6  Satz  1  SGB  IV-E  erforderliche
 Kostenentscheidung treffen zu können.

 20.  Zu Artikel  8 Nr.  01 – neu –
 (§  21  Abs.  1 Satz  1a – neu –;

 Abs.  2 Nr.  3.2, 3.3 und 5.3 WoFG)

 In  Artikel  8  ist  der  Nummer  1  folgende  Nummer  voran-
 zustellen:

 ,01.  §  21 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  wird  nach  Satz  1  folgender  Satz
 eingefügt:

 „Bei  den  Einkünften  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1
 Satz  1  Nr.  1  bis  3  des  Einkommensteuergeset-
 zes  ist  §  7g  Abs.  1  bis  4  des  Einkommensteuer-
 gesetzes  nicht  anzuwenden.“

 b)  Absatz  2  wird  wie  folgt  geändert:

 aa)  Nummer  3.2  wird  aufgehoben.

 bb)  Nummer  3.3  wird  wie  folgt  gefasst:

 „3.3.  die  auf  erhöhte  Absetzungen  entfal-
 lenden  Beträge,  soweit  sie  die
 höchstmöglichen  Absetzungen  für
 Abnutzung  nach  §  7  des  Einkom-
 mensteuergesetzes  übersteigen,  und
 die  auf  Sonderabschreibungen  ent-
 fallenden  Beträge;“

 cc)  Nummer  5.3  wird  aufgehoben.‘

 B e g r ü n d u n g

 Zu den Buchstaben a und b Doppelbuchstabe aa

 Der  geänderte  §  7g  EStG  lässt  es  nicht  zu,  §  21  Abs.  2
 Nr.  3.2  WoFG  des  Wohnraumförderungsgesetzes  im
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bisherigen  Sinne  weiter  anzuwenden.  Somit  entfällt
 schon  derzeit  materiell  die  bisherige  Anrechnung  von
 Ansparabschreibungen  bzw.  des  Investitionsabzugsbe-
 trages  bei  der  Einkommensermittlung  in  der  sozialen
 Wohnraumförderung.

 Durch  die  vorgeschlagene  Regelung  wird  erreicht,  dass
 für  die  fiktiven  steuerlichen  Begünstigungen  und  deren
 eventuelle  Rückgängigmachung  bei  der  sozialen  Wohn-
 raumförderung  die  einkommensteuerrechtlichen  Rege-
 lungen  weiterhin  nicht  übernommen  werden.  Dadurch
 wird auf den tatsächlichen Gewinn abgestellt.

 Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe bb

 Die  Aufzählung  in  §  21  Abs.  2  Nr.  3.3  WoFG  soll  um-
 gestellt  werden,  um  zu  verdeutlichen,  dass  die  Bezug-
 nahme  auf  §  7  EStG  nur  für  erhöhte  Absetzungen  und
 nicht auch für Sonderabschreibungen gilt.

 Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe cc

 Die  bisherige  Regelung  des  §  21  Abs.  2  Nr.  5.3  WoFG
 kann  entfallen,  da  die  einer  Tagespflegeperson  gewähr-
 te  laufende  Geldleistung  nach  §  23  SGB  VIII  nach  §  18
 Abs.  1  Nr.  1  EStG  bei  dieser  voll  zu  versteuern  ist  und
 damit  bereits  von  §  21  Abs.  1  WoFG  erfasst  wird.  Die
 Einordnung  der  laufenden  Geldleistung  als  steuer-
 pflichtige  Einnahme  aus  freiberuflicher  Tätigkeit  stellt
 ein  Schreiben  des  Bundesministeriums  der  Finanzen
 vom  17.  Dezember  2007  zur  einkommensteuerrecht-
 lichen  Behandlung  der  Geldleistungen  für  Kinder  in
 Kindertagespflege klar.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  nimmt  zu  den  Vorschlägen  des  Bun-
 desrates wie folgt Stellung:

 Zu Nummer  1

 Die  Bundesregierung  begrüßt  die  Einschätzung  des  Bundes-
 rates.

 Zu Nummer  2

 Die  Bundesregierung  begrüßt  die  Einschätzung  des  Bundes-
 rates.

 Zu Nummer  3

 Die  Bundesregierung  teilt  das  Anliegen  des  Bundesrates,
 möglichst  schnell  weitere  Bescheinigungspflichten  in  das
 Verfahren  mit  einzubeziehen  und  so  die  Wirtschaft  zusätz-
 lich  von  Bürokratiekosten  zu  entlasten.  Deshalb  wurde  be-
 reits  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  die  Absicht  der
 Bundesregierung  festgehalten,  bis  zum  Jahre  2015,  wenn  das
 ELENA-Verfahren  in  der  Praxis  erfolgreich  etabliert  ist,  alle
 weiteren  Auskünfte,  Bescheinigungen  und  Nachweise,  die
 Arbeitgeber  nach  dem  Sozialrecht  auszustellen  haben,  ein-
 zubeziehen.  Die  Prüfung,  welche  Bescheinigungen  zu  wel-
 chem  Zeitpunkt  einbezogen  werden,  soll  unter  Beteiligung
 der Länder geschehen.

 In  Abstimmung  mit  den  Ländern  wird  daneben  die  Frage  zu
 prüfen  sein,  wie  das  ELENA-Verfahren  in  gerichtlichen  Ver-
 fahren  genutzt  werden  kann.  Hier  ist  insbesondere  an  die  Be-
 reiche  Prozesskosten-  und  Beratungshilfe,  Auskunftsrecht
 des  Familiengerichts  in  Unterhaltsstreitigkeiten  (§  643  ZPO,
 §  53b  Abs.  2  FGG)  sowie  Justizvergütung  und  -entschädi-
 gung (JVEG) zu denken.

 Zu Nummer  4

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Das  ELENA-Verfahren  dient  der  Verbesserung  der  Verwal-
 tungsverfahren  der  Behörden  bzw.  Sozialleistungsträgern,
 die  im  Rahmen  dieses  Verfahrens  bei  der  Zentralen  Spei-
 cherstelle  Daten  abrufen.  Die  Anschubfinanzierung  der  Zen-
 tralen  Speicherstelle  und  der  Registratur  Fachverfahren  ist
 deshalb  nicht  Sache  des  Bundeshaushalts,  sondern  der  jewei-
 ligen  Verwaltungsbehörden  bzw.  Sozialleistungsträger  als
 Nutzer  des  Systems.  Vor  diesem  Hintergrund  kommt  nur
 eine  Vorfinanzierung  aus  dem  Bundeshaushalt  in  Form  eines
 Darlehens  in  Betracht.  Die  Bereitschaft,  ein  zinsloses  Dar-
 lehen  zu  gewähren,  ist  dabei  als  Entgegenkommen  des  Bun-
 des  zu  werten.  Dieses  Darlehen  ist  über  die  Abrufentgelte
 der  –  für  die  Anschubfinanzierung  an  sich  zuständigen  –  Ver-
 waltungsbehörden  bzw.  Sozialleistungsträger  zurückzuzah-
 len.  Nach  derzeitigem  Kenntnisstand  wird  der  überwiegende
 Teil  der  Daten  von  der  Bundesagentur  für  Arbeit  abgerufen
 werden,  so  dass  überwiegend  ein  Sozialleistungsträger  des
 Bundes  mit  Kosten  belastet  wird.  Die  voraussichtliche  Höhe
 der  Abrufentgelte  ab  2014  wird  nach  bisherigen  Schätzun-

 gen  bei  ca.  50  Cent  liegen  und  der  Aufschlag  für  die  Darle-
 hensrückzahlung  von  2019  bis  2028  bei  ca.  10  Cent.  Damit
 liegen  die  Kosten  für  den  Datenabruf  in  der  Größenordnung
 der Portokosten.

 Soweit  im  Zusammenhang  mit  der  vorgesehenen  Anschub-
 finanzierung  durch  die  Länder  auf  §  64  SGB  X  verwiesen
 wird,  geht  dieser  Hinweis  fehl.  Denn  hier  handelt  es  sich
 nicht,  wie  in  §  64  SGB  X,  um  eine  Regelung  des  Verwal-
 tungskostenrechts.  Die  zur  Diskussion  stehenden  Abrufent-
 gelte  sind  vielmehr  Erstattungsleistungen  der  Behörden  un-
 tereinander für erbrachte Dienstleistungen.

 Zu den Nummern 5, 6 und 7

 Die Bundesregierung stimmt den Ausführungen nicht zu.

 Zwar  werden  durchaus  für  einen  nicht  bestimmbaren  Kreis
 von  Teilnehmern  Entgeltdaten  gespeichert,  ohne  dass  für
 diese  jemals  eine  Bescheinigung  über  das  ELENA-Verfah-
 ren  ausgestellt  werden  wird.  Jedoch  besteht  eine  hinreichend
 hohe  Wahrscheinlichkeit,  dass  für  die  meisten  Beschäftigten
 einmal  eine  Bescheinigung  nach  dem  Dritten  Buch  Sozial-
 gesetzbuch  –  Arbeitsförderung  –,  dem  Wohngeldgesetz  oder
 dem  Bundeselterngeld-  und  Elternzeitgesetz  auszustellen
 sein  wird.  Konkrete  Anhaltspunkte  dafür  geben  die  Gebur-
 tenzahlen und die Arbeitslosenstatistik der letzten Jahre.

 So  lag  die  Anzahl  der  Bescheinigungen  auf  der  Grundlage
 des  §  312  SGB  III  im  Jahre  2004  bei  ca.  9,8  Millionen  und
 im  Jahre  2007  bei  rd.  6,6  Millionen.;  die  Bescheinigungen
 nach  §  313  SGB  III  betrugen  im  Jahre  2007  rd.  eine  Million
 und  die  Bescheinigungen  nach  §  315  SGB  III  betrugen  im
 Jahr 2007 rd. 380  000.

 Die  Anzahl  der  Entgeltbescheinigungen  in  den  Wohngeld-
 verfahren  betrug  2007  rd.  350  000  und  wird  voraussichtlich
 in  den  Jahren  2008  rd.  300  000  und  2009  rd.  480  000  betra-
 gen.  Nach  §  9  BEEG,  wonach  eine  Auskunftsverpflichtung
 des  Arbeitgebers  im  Wesentlichen  nur  dann  anzunehmen  ist,
 wenn  die  für  die  Antragsbearbeitung  erforderlichen  Nach-
 weise  nicht  oder  nicht  auswertbar  von  dem  jeweiligen  An-
 tragsteller  erbracht  werden  konnten,  müssen  Arbeitgeber
 schätzungsweise  52  000  Bescheinigungen  pro  Jahr  ausstel-
 len.

 Bei  der  Abwägung  ist  zu  berücksichtigen,  dass  das  ELENA-
 Verfahren  spätestens  ab  dem  Jahre  2015  auf  weitere  Beschei-
 nigungsarten  angewandt  werden  soll,  was  wiederum  eine
 noch  höhere  Wahrscheinlichkeit  der  tatsächlichen  Datennut-
 zung bewirken wird.

 Im  Übrigen  geht  die  Bundesregierung  –  in  Übereinstimmung
 mit  dem  Bundesbeauftragten  für  Datenschutz  und  Informa-
 tionsfreiheit  –  davon  aus,  dass  die  Ausführungen  zur  Erfor-
 derlichkeit  der  Datenspeicherung  hinreichend  substantiiert
 sind.

 Zu Nummer  8

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
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Zu Nummer  9

 Die  Bundesregierung  stimmt  mit  der  Einschätzung  des  Bun-
 desrates  weitgehend  überein,  ist  jedoch  der  Auffassung,  dass
 der  Wortlaut  der  allgemeinen  Löschungspflicht  in  §  99
 Abs.  4  SGB  IV-E  eindeutig  ist  und  klar  zum  Ausdruck  bringt,
 dass  die  Daten  –  von  laufenden  Verfahren  abgesehen  –  bereits
 zu  löschen  sind,  sobald  sie  für  eine  hypothetische  Anspruchs-
 berechtigung  zum  jeweiligen  Zeitpunkt  nicht  mehr  benötigt
 werden.

 Zu Nummer  10

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Das  ELENA-Verfahren  dient  der  Verbesserung  der  Verwal-
 tungsverfahren  vor  den  Behörden  bzw.  Sozialleistungsträ-
 gern,  die  im  Rahmen  dieses  Verfahrens  bei  der  Zentralen
 Speicherstelle  Daten  abrufen.  Zwar  treffen  sie  ab  2014  Ab-
 rufgebühren  in  voraussichtlicher  Höhe  von  ca.  50  Cent  pro
 Abruf  mit  einem  Aufschlag  von  je  etwa  10  Cent  pro  Abruf
 von  2019  bis  2028  für  die  Darlehensrückzahlung.  Dazu
 kommen  auch  Kosten  für  die  technische  Umstellung  für  den
 Datenabruf  im  ELENA-Verfahren  (Hard-  und  Software  in-
 klusive  Kartenlesegeräte  und  Mitarbeitersignaturkarten),
 die  die  Sozialleistungsträger  des  Bundes  und  der  Länder  in
 gleicher  Weise  belasten.  Schließlich  kommen  noch  Belas-
 tungen  durch  die  Kostenerstattungspflicht  für  das  qualifi-
 zierte  Zertifikat  nach  §  103  Abs.  6  SGB  IV-E  hinzu,  die  je-
 doch  ganz  überwiegend  die  Bundesagentur  für  Arbeit
 treffen werden.

 Die  Höhe  dieser  Kosten  lässt  sich  derzeit  nicht  genau  bezif-
 fern,  es  stehen  ihnen  aber  erhebliche  Einspareffekte  gegen-
 über,  die  zumindest  auf  längere  Sicht  deutlich  überwiegen
 werden.  Denn  durch  die  Vermeidung  des  Medienbruchs  und
 Verminderung  von  letztlich  korrekturbedürftigen  Eingabe-
 fehlern  lässt  sich  die  Bearbeitungszeit  verkürzen.  Die  Um-
 stellung  auf  elektronische  Übermittlung  senkt  Porto-,  Druck-
 und  Aktenhaltungskosten.  Die  Kundenzufriedenheit  dürfte
 durch kürzere Verfahrenszeiten steigen.

 Im  Übrigen  gilt,  wie  bei  Nummer  4  ausgeführt,  dass  die  Kos-
 ten  des  Abrufs  Erstattungsleistungen  der  Behörden  unterein-
 ander  für  erbrachte  Dienstleistungen  darstellen.  Soweit  an-
 tragstellenden  Personen  Kosten  für  die  Beantragung  einer
 digitalen  Signatur  entstehen,  sind  diese  nach  §  64  SGB  X  zu
 erstatten.  Dies  wird  durch  die  gesetzlichen  Regelungen
 sichergestellt.  Da  mit  flächendeckender  Einführung  signa-
 turfähiger  Karten  auch  mit  einer  flächendeckenden  Nutzung
 von  digitalen  Signaturen  zu  rechnen  ist,  handelt  es  sich  bei
 diesen  Erstattungsleistungen  um  Kosten,  die  im  Wesent-
 lichen  während  der  Einführungsphase  auftreten  werden.  In
 der  Mehrzahl  der  Fälle  wird  davon  ausgegangen,  dass  dabei
 die  Erstattung  für  die  Bundesagentur  für  Arbeit  anfällt.  Die
 Höhe  der  Erstattung  von  geschätzt  3,30  Euro  im  Jahr  wird
 durch  die  erhebliche  Vereinfachung  der  Arbeitsabläufe  bei
 den  Behörden  mehr  als  aufgewogen,  so  dass  mit  einer  Zu-
 satzbelastung  der  Behörden,  insbesondere  der  Kommunen,
 nicht gerechnet werden kann.

 Zu Nummer  11

 Der  Entwurf  des  ELENA-Verfahrensgesetzes  hat  insbeson-
 dere  das  Ziel,  die  Arbeitgeber  von  dem  Ausstellen  von  Ent-
 geltbescheinigungen  in  Papierform  zu  entlasten.  Außerdem

 wird  sich  durch  die  elektronische  Übermittlung  dieser  Anga-
 ben  häufig  eine  Vereinfachung  bei  der  ebenfalls  elektro-
 nischen  Antragsbearbeitung,  wie  sie  im  Wohngeldrecht  üb-
 lich ist, ergeben.

 Durch  die  in  Artikel  9  Nr.  1  des  Entwurfs  des  ELENA-Ver-
 fahrensgesetzes  vorgesehene  Änderung  des  Wohngeldgeset-
 zes  wird  sichergestellt,  dass  die  Arbeitgeber  zur  Erteilung
 anderer  Auskünfte,  welche  die  Wohngeldbehörden  für  eine
 ordnungsgemäße  Bearbeitung  der  Wohngeldanträge  benöti-
 gen,  weiterhin  verpflichtet  sind  (vgl.  auch  Bundesratsdruck-
 sache 561/08, S.  58).

 Durch  den  Wegfall  der  Verpflichtung,  für  mehrere  Monate
 rückwirkend  Entgeltbescheinigungen  für  die  bei  ihnen  be-
 schäftigten  Arbeitnehmer  auszustellen,  ergibt  sich  ein  erheb-
 liches  Einsparungspotential  bei  den  Arbeitgebern,  auch
 wenn  unter  Umständen  zusätzlich  Auskünfte  erteilt  werden
 müssen.

 Im  Übrigen  sind  die  Einkommensdaten  vor  der  Antragstel-
 lung  regelmäßig  eine  der  Grundlagen  für  die  Prognostizie-
 rung  des  Einkommens  im  Bewilligungszeitraum.  Insbeson-
 dere  mit  Verfügbarkeit  des  ELENA-Verfahrens  wird  eine
 Anlehnung  an  Vergangenheitsdaten  bei  der  Wohngeldbewil-
 ligung  erheblich  risikoärmer.  Denn  nach  §  103  Abs.  1
 SGB  IV-E  kann  sich  die  abrufende  Behörde  vom  Teilnehmer
 das  Einverständnis  zum  Datenabruf  auch  für  „eine  begrenzte
 Anzahl  künftiger  Abrufe“  geben  lassen.  Eine  Einverständ-
 niserklärung  auf  unbegrenzte  Zeit  oder  für  eine  unbegrenzte
 Zahl  von  Zugriffen  ist  nicht  statthaft.  Für  die  Zwecke  des
 WoGG  und  den  Regelbewilligungszeitraum  von  zwölf
 Monaten  dürfte  aber  schon  genügen,  bei  der  Antragsbewilli-
 gung  das  Einverständnis  für  z.  B.  zwei  Kontrollabrufe  nach
 sechs  und  zwölf  Monaten  zu  erwirken.  Kommt  es  dann  im
 Bewilligungszeitraum  zu  erheblichen  Entgeltschwankun-
 gen,  so  kann  die  abrufende  Behörde  sicher  sein,  dass  sie  hier-
 von  Kenntnis  erlangt.  Das  bewilligte  Wohngeld  kann  dann
 nach  den  einschlägigen  Regelungen  des  WoGG  rückwirkend
 geändert werden und ggf. auch ganz entfallen.

 Dieses  Verfahren  ist  erheblich  zuverlässiger  als  die  bisherige
 Praxis  und  dürfte  die  Leistungsgerechtigkeit  erhöhen.  Damit
 bietet  das  ELENA-Verfahren  für  die  große  Mehrheit  der
 Wohngeldverfahren  beträchtliche  Vorteile  und  entlastet  die
 Arbeitgeber nachhaltig.

 Zu Nummer  12

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Der  Anspruch  auf  eine  Sozialleistung  ist  nicht  abhängig  von
 der  Frage,  ob  eine  Person  Beamter,  Richter  oder  Soldat  ist,
 sondern  von  den  in  den  Sozialgesetzen  geregelten  Vorausset-
 zungen.  Dies  ist  in  der  Regel  das  Einkommen  der  Person
 selbst  bzw.  der  Mitglieder  ihrer  Bedarfsgemeinschaft.  Beam-
 te,  Richter  und  Soldaten  bedürfen  in  dieser  Hinsicht  keiner
 Sonderregelung.  Diese  würde  auch  zu  einer  erheblichen
 Mehrbelastung  in  der  Verwaltung  führen,  da  eine  durchgän-
 gige  und  gleichförmige  elektronische  Bearbeitung  der  Vor-
 gänge  in  den  Bereichen  BEEG  und  WoGG  nicht  möglich
 wäre.  Denn  Gehalts-  und  Besoldungsmitteilungen  werden
 weiterhin  in  Papierform  ausgestellt  und  es  ist  nicht  ersicht-
 lich,  ob  es  sich  bei  den  vorgelegten  immer  um  die  aktuellsten
 handelt.  Im  Bereich  WoGG  kann  dies  das  Bewilligungsver-
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fahren  auch  für  der  Bedarfsgemeinschaft  zugehörige  Dritte
 verzögern.

 Was  die  Höhe  der  Wahrscheinlichkeit  einer  tatsächlichen
 Nutzung  der  für  Beamte,  Richter  und  Soldaten  gespeicherten
 Daten  betrifft,  ist  zu  beachten,  dass  das  ELENA-Verfahren
 spätestens  ab  2015  noch  auf  weitere  Bescheinigungsarten
 ausgedehnt  werden  soll.  Damit  dürften  für  Beamte,  Richter
 und  Soldaten  neben  den  Bereichen  BEEG  und  WoGG  insbe-
 sondere  auch  die  Bereiche  SGB  II,  BAföG  und  BKGG  rele-
 vant werden.

 Zu Nummer  13

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  zu  und  spricht
 sich  dafür  aus,  diesen  im  weiteren  parlamentarischen  Verfah-
 ren umzusetzen.

 Zu Nummer  14

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Der  Entwurf  des  ELENA-Verfahrensgesetzes  hat  insbeson-
 dere  das  Ziel,  die  Arbeitgeber  von  dem  Ausstellen  von  Ent-
 geltbescheinigungen  in  Papierform  zu  entlasten.  Der  Ein-
 wand,  dass  nur  etwa  ein  Drittel  aller  Wohngeldfälle  betroffen
 sind,  kann  nicht  überzeugen.  Bei  derzeit  rd.  500  000  und
 künftig  rd.  800  000  Wohngeldfällen  stellen  ein  Drittel  der
 Fälle  eine  erhebliche  Anzahl  von  Vorgängen  dar,  für  die  die
 Einführung des ELENA-Verfahrens gerechtfertigt ist.

 Obwohl  nicht  alle  Auskünfte  von  den  Arbeitgebern  durch
 das  ELENA-Verfahren  abgedeckt  werden,  ist  die  Einführung
 gerechtfertigt,  denn  nicht  in  jedem  Fall  müssen  vom  Arbeit-
 geber  zusätzliche  Angaben  eingefordert  werden.  Außerdem
 beziehen  sich  die  weiteren  Abfragen  im  Wesentlichen  auf  die
 Einschätzung  des  Arbeitgebers  nach  der  künftigen  Einkom-
 mensentwicklung des jeweiligen Arbeitnehmers.

 Steuerfreie  und  pauschal  besteuerte  Einnahmen  werden  im
 ELENA-Verfahren  gemeldet.  Der  Verweis  auf  §  23  Abs.  2
 WoGG  in  der  ab  1.  Januar  2009  geltenden  Fassung  (WoGG
 n.  F.)  umfasst  auch  die  Auskünfte  für  Verfahren  nach  §  27
 Abs.  1  und  3  WoGG  n.  F.  §  23  Abs.  2  WoGG  n.  F.  stellt  auf
 eine  Auskunftspflicht  ab,  soweit  es  die  Durchführung  des
 Gesetzes erfordert.

 Der  beschriebene  Verwaltungsaufwand  (Anpassung  der
 EDV-Programme,  Anschaffung  und  Unterhalt  technischer
 Einrichtungen  für  das  Verfahren,  Schulungen  etc.)  ist  im
 Wesentlichen  einmalig.  Der  Unterhalt  der  technischen  Ein-
 richtungen  dürfte  nicht  erheblich  sein  und  wird  durch  die
 Vorteile  des  Verfahrens  (z.  B.  elektronische  Übermittlung,
 leichtere  Verarbeitung  der  Daten,  Verringerung  der  Papier-
 ablage) kompensiert.

 Im  Übrigen  wird  auf  die  Ausführungen  zu  den  Nummern  10
 und 11 verwiesen.

 Ferner  sei  auf  den  Widerspruch  zum  Vorschlag  zu  Num-
 mer  3  hingewiesen,  in  dem  der  Bundesrat  bedauert,  dass  das
 ELENA-Verfahren  zunächst  nur  die  Einbeziehung  von  sechs
 Bescheinigungen vorsieht.

 Zu Nummer  15

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Eine  Vorlaufzeit  von  zwei  Jahren  für  die  Erhebung  der  Daten
 der  Arbeitgeber  ist  für  die  vollständige  Erteilung  der  Aus-
 künfte  zwingend.  Die  Vorlaufzeit  für  die  Anpassung  der  Ent-
 geltabrechnungssysteme  der  Arbeitgeber  beträgt  erfahrungs-
 gemäß  rund  sechs  Monate,  da  auf  bestehende  Übermitt-
 lungswege (DEÜV-Verfahren) aufgesetzt wird.

 Zu Nummer  16

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 In  Übereinstimmung  mit  dem  BfDI  ist  sie  der  Überzeugung,
 dass  auf  die  Protokollierungspflicht  der  ausgehenden  Mel-
 dung  nicht  verzichtet  werden  kann.  Diese  erfolgt  beim  Ar-
 beitgeber  automatisch  im  Verfahren  und  sichert  ihn  bei  mög-
 lichen  Rückfragen  im  Leistungsfall  ab,  so  dass  durch  die
 automatisierte  elektronische  Protokollierung  auch  keine  zu-
 sätzlichen  Kostenbelastungen  bei  den  Arbeitgebern  entste-
 hen.

 Zu Nummer  17

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Durch  die  Integration  des  Übermittlungsverfahrens  für  die
 ELENA-Bescheinigungsdaten  in  das  bestehende  Melde-  und
 Beitragsverfahren  zwischen  Arbeitgebern  und  Sozialver-
 sicherung  werden  auch  die  technischen  Entscheidungen
 durch  die  etablierten  Gremien  übernommen  und  die  Ver-
 fahren  damit  weiterhin  einheitlich  fortentwickelt.  Dieses
 DEÜV-Verfahren  stellt  entgegen  der  Aussage  des  Bundes-
 rates  kein  Referenzsystem  dar,  sondern  ist  das  vorgesehene
 Übermittlungsverfahren  für  die  ELENA-Bescheinigungs-
 daten.  Um  sicherzustellen,  dass  die  von  der  Umsetzung  be-
 troffenen  Behörden  im  kommunalen  Bereich  von  Anfang  an
 in  die  Verfahrensweiterentwicklung  integriert  sind,  werden
 ihre  Spitzenverbände  bei  der  Entwicklung  der  Gemeinsamen
 Grundsätze  nach  §  28b  SGB  IV  mit  einbezogen.  Die  Ar-
 beitsgemeinschaft  für  wirtschaftliche  Verwaltung  und  das
 Bundesamt  für  Sicherheit  in  der  Informationstechnik  sind
 beratend  eingebunden.  Die  Arbeitgeber  sind  vor  der  Geneh-
 migung  der  Gemeinsamen  Grundsätze  durch  die  Ministerien
 anzuhören.  Bei  Erweiterung  des  ELENA-Verfahrens  um
 neue  Bescheinigungen  verbunden  mit  der  Einbeziehung  wei-
 terer  Abrufbehörden  wird  das  Gremium  auch  stets  um  einen
 Vertreter  dieser  Behörden  zu  erweitern  sein.  Die  Einsetzung
 eines  zusätzliches  Gremiums  mit  überschneidenden  Kompe-
 tenzen  für  dasselbe  technische  Verfahren  würde  zu  erheb-
 lichem  zusätzlichem  Verwaltungs-  sowie  Abstimmungsauf-
 wand  führen  und  könnte  erhebliche  Störungen  des  heute  gut
 funktionierenden  Massenverfahrens  zwischen  Arbeitgebern
 und Sozialversicherungen bewirken.

 Unabhängig  von  der  Umsetzung  der  technischen  Vorschrif-
 ten  beabsichtigt  das  Bundesministerium  für  Wirtschaft  und
 Technologie,  für  die  Zeit  während  des  Aufbaus  des  ELENA-
 Verfahrens  einen  Beirat  zu  bilden,  der  regelmäßig  über  den
 Umsetzungsstand  in  der  Aufbauphase  informiert  wird  und  in
 den auch die Länder mit einbezogen sind.

 In  Übereinstimmung  mit  dem  BfDI  ist  darauf  hinzuweisen,
 dass  durch  die  Einbeziehung  des  ELENA-Verfahrens  in  das
 SGB  IV  der  Sozialdatenschutz  nach  den  §§  67  bis  85a  SGB  X
 vollumfängliche  Anwendung  findet.  Dies  schließt  den
 technischen  und  organisatorischen  Datenschutz  (§  78a  ff.
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SGB  X)  selbstverständlich  mit  ein.  Auch  unter  diesem
 Aspekt ist der Vorschlag der Länder abzulehnen.

 Zu Nummer  18

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Es  ist  eine  grundsätzliche  Frage,  wem  gegenüber  ein  Teil-
 nehmer  sein  Einverständnis  zu  erklären  hat.  Geprüft  wird  das
 Vorliegen  des  Einverständnisses  nach  §  101  Abs.  1  Nr.  3
 SGB  IV-E  durch  die  Zentrale  Speicherstelle  (ZSS),  die  ohne
 Einverständnis  keine  Daten  übermitteln  darf.  Damit  ist  nur
 gegenüber  der  ZSS  –  im  Wege  direkter  elektronischer  Über-
 mittlung  –  das  Einverständnis  zu  erklären,  nicht  auch  gegen-
 über der abrufenden Behörde.

 Insofern  kann  die  Bundesregierung  der  Anregung  des  Bun-
 desrates  in  ihrer  vorliegenden  Form  nicht  zustimmen.  Die
 Bundesregierung  ist  aber  dafür  offen,  sich  im  weiteren  par-
 lamentarischen  Verfahren  dafür  einzusetzen,  dass  die  Wörter
 „gegenüber  der  Zentralen  Speicherstelle“  an  gleicher  Stelle
 in §  103 Abs.  1 Satz  1 SGB  IV-E eingefügt werden.

 Zu Nummer  19

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  zu  und  spricht
 sich  dafür  aus,  diesen  im  weiteren  parlamentarischen  Verfah-
 ren umzusetzen.

 Zu Nummer  20

 Die  Bundesregierung  stimmt  den  Vorschlägen  zu  und  spricht
 sich  dafür  aus,  diese  im  weiteren  parlamentarischen  Verfah-
 ren umzusetzen.
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